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Zusammenfassung 
Im Jahre 2001/02 hat die Bundesregierung die Professorenbesoldung novelliert und 
damit die Möglichkeit geschaffen, die Professorinnen und Professoren der deutschen 
Hochschulen leistungsabhängig zu vergüten. Die vorliegende Studie untersucht, wie 
die Länder den vom Bund geschaffenen Gestaltungsspielraum an die Hochschulen 
weitergegeben haben.  
Die für die Hochschulentwicklung zentrale Frage ist dabei, ob die Länderregelungen 
in sinnvoller Weise eine leistungsabhängige Besoldung der Professoren durch die 
Hochschulen ermöglichen, d.h. ob die Hochschulen in die Lage versetzt werden, ihre 
Professoren in eigener Regie leistungsorientiert zu bezahlen, oder ob diese durch die 
Bundesregelung mögliche Freiheit auf Länderebene wieder einbetoniert wurde.  
Für die Untersuchung wurden Leitbilder als Bewertungsmaßstab entwickelt, die drei 
wichtige Handlungs-Grundsätze festhalten: 

• Das Land sollte den Hochschulen möglichst wenige Vorgaben machen. 

• Prinzip sollte eine Beschränkung auf das Erforderliche sein. 

• Möglichst alle vom Bundesgesetz gelassenen Freiheiten sollten an die Hoch-
schulen weitergeben werden. 

Die Leitbilder sind für alle relevanten Regelungsgegenstände ausformuliert worden: 
Dies sind Regelungen zu Vergabeverfahren und -rahmen, Zuständigkeiten in der 
Hochschule, Befristung und/oder Dynamisierung, Ruhegehaltfähigkeit, Stellenkate-
gorien und Übergang, Besoldung der Hochschulleitung und Forschungs- und Lehr-
zulage. 
Vor diesem Hintergrund wurden die landesrechtlichen Regelungen untersucht und 
bewertet, indem sie auf Grundlage der Leitbilder entweder der Spitzengruppe, der 
Mittelgruppe oder der Schlussgruppe zugeordnet wurden. Dabei wurde das Bundes-
gesetz als gegeben vorausgesetzt und entsprechend nicht bewertet. Auch entziehen 
sich die einzelnen individuellen Hochschulregelungen noch einer Bewertung, da sie 
auf den Landesregelungen aufbauen und häufig noch nicht vorliegen.  
Insofern bedeutet eine Einstufung eines Bundeslandes in der Spitzengruppe, dass 
die landesgesetzlichen Regelungen den Hochschulen dieses Landes den erforderli-
chen Spielraum gewähren, die leistungsorientierte Professorenbesoldung sachge-
recht und erfolgreich umzusetzen. Ob die Hochschulen diese Möglichkeiten nutzen, 
bleibt dann ihnen überlassen und kann hier nicht bewertet werden. 
In diesem Sinne bilden die Landesregelungen von Baden-Württemberg, Berlin, 
Hamburg, Hessen und Niedersachsen die Spitzengruppe. Sie haben knapp zwei 
Drittel der wesentlichen Gestaltungsfragen im Sinne der Handlungs-Grundsätze bzw. 
im Sinne der Hochschulautonomie geregelt. Die Hochschulen sind in diesen Ländern 
ohne staatliche Eingriffe für das Vergabeverfahren zuständig, können selbstständig 
über die jeweiligen Leistungskriterien befinden und entscheiden über die Befristung, 
Dynamisierung und Ruhegehaltfähigkeit im Wesentlichen selbst.  
Für weitere neun Bundesländer trifft dies nur eingeschränkt zu. Sie bilden die Mittel-
gruppe, während in Brandenburg und Rheinland-Pfalz die staatlichen Eingriffs-
möglichkeiten überwiegen, so dass diese zwei Bundesländer der Schlussgruppe 
zugeordnet werden. Dort wird zum Beispiel die Höhe der Funktionsleistungsbezüge 
unnötig und auf niedrigem Niveau reglementiert. Auf diese Weise wird die wichtige 
Professionalisierung des Hochschulmanagements erschwert. Brandenburg sieht 
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überdies keinerlei Möglichkeit zur international üblichen unbefristeten Vergabe 
besonderer Leistungsbezüge vor. Rheinland-Pfalz gesteht dem Hochschulrat ein 
Vorschlagsrecht für die besonderen Leistungsbezüge zu. Als Aufsichtgremium ist 
dieser für diese Frage aber keinesfalls geeignet, da sie das operative Management 
betrifft. In diesen zwei Ländern sollten die getroffenen Regelungen noch einmal 
grundsätzlich überdacht und geändert werden.  
Für alle Länder gilt, dass letztlich die Hochschulen gefordert sind, aus den Rahmen-
bedingungen das Beste zu machen. Es zeichnen sich bereits Unterschiede ab, über 
die aber erst in Zukunft berichtet werden kann. 
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1 Einleitung 
Im Jahre 2001/02 hat die Bundesregierung die Professorenbesoldung novelliert und 
damit die Möglichkeit geschaffen, die Professoren1 der deutschen Hochschulen 
leistungsabhängig zu vergüten. Die vorliegende Studie untersucht, wie die Länder 
den vom Bund geschaffenen Gestaltungsspielraum an die Hochschulen weitergege-
ben und genutzt haben. 
Die für die Hochschulentwicklung zentrale Frage ist dabei, ob die Länderregelungen 
in sinnvoller Weise eine leistungsabhängige Besoldung der Professoren durch die 
Hochschulen ermöglichen, d.h. ob die Hochschulen in die Lage versetzt werden, ihre 
Professoren in eigener Regie leistungsorientiert zu bezahlen, oder ob diese durch die 
Bundesregelung mögliche Freiheit auf Länderebene wieder einbetoniert wurde.  
In den einleitenden Kapiteln werden die Beweggründe für die Novellierung der Pro-
fessorenbesoldung dargestellt (Kapitel 2), die bundesgesetzlichen Regelungen 
knapp zusammengefasst (Kapitel 3) und einige theoretische Erkenntnisse referiert, 
die bei der Gestaltung von leistungsorientierten Gehaltssystemen von Bedeutung 
sind (Kapitel 4). Anschließend werden Empfehlungen zur Umsetzung in Landesrecht 
beleuchtet und die Gestaltungsspielräume der Länder dargestellt (Kapitel 5).  
Vor diesem Hintergrund werden „Leitbilder“ für eine erfolgreiche Umsetzung der 
Professorenbesoldungsreform in Landesrecht für alle wesentlichen Gestaltungsfra-
gen formuliert und die Landesgesetze daran bewertet: Vergabeverfahren und             
-rahmen, Zuständigkeiten von Hochschule und Ministerium, Zuständigkeiten in der 
Hochschule, Befristung und/oder Dynamisierung, Ruhegehaltfähigkeit, Stellen-
kategorien und Übergang, Besoldung der Hochschulleitung und Forschungs- und 
Lehrzulage (Kapitel 6). Mit der Methode des Abgleichs der Regelungen mit formu-
lierten Leitbildern orientiert sich die Studie somit an einer Untersuchung der ver-
schiedenen Landeshochschulgesetze durch den Stifterverband „Qualität durch Wett-
bewerb und Autonomie. Landeshochschulgesetzte im Vergleich“ aus dem Jahre 
2002.2 
Ein Gesamt-„Rating“ der Landesregelungen auf dieser Grundlage schließt die Studie 
ab (Kapitel 7). Im Anhang wird das umfangreiche Datenmaterial aus den 16 Landes-
regelungen aufbereitet dokumentiert. 
 

                                            
1  Im Folgenden wird aus Gründen der Kürze und Übersichtlichkeit konsequent die männliche 

Sprachform gebraucht.  
2  Siehe Stifterverband, Qualität durch Wettbewerb, 2002. 
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2 Vorgeschichte der Professorenbesoldungsreform  
Fragen der leistungsabhängigen Professorenbesoldung spielen im hochschul- und 
wissenschaftspolitischen Diskurs seit einigen Jahren eine wichtige Rolle. Bereits 
1998 hat sich die HRK ausführlich mit dem Thema „Dienst- und Tarif-, Besoldungs- 
und Vergütungsrecht“ beschäftigt und grundlegende Empfehlungen verabschiedet. In 
diesen wurde unter anderem vorgeschlagen, die Besoldung der Professoren stärker 
leistungsbezogen auszugestalten. Als mögliche Instrumente wurden neben der 
bereits existierenden und weiterhin bedeutsamen leistungsorientierten Bezahlung im 
Zusammenhang mit Berufungen insbesondere Leistungszulagen (für Forschung und 
Lehre), Belastungszulagen und Funktionszulagen genannt.3 Auch das CHE Centrum 
für Hochschulentwicklung hat schon im Frühjahr 1999 ein Symposium mit dem Titel 
„Personalreform für die Wissenschaft“ veranstaltet, auf dem in verschiedenen Beiträ-
gen eine stärkere Leistungsorientierung der Professorenbesoldung angemahnt 
wurde. Als Instrumente wurden auch hier Leistungs- und Belastungszulagen sowie 
funktionsorientierte Bezüge genannt.4 
Auch auf der politischen Ebene wurde das Thema verfolgt. Im Juni 1999 hat die 
Bundesministerin für Bildung und Forschung, Edelgard Bulmahn, eine Experten-
kommission „Reform des Hochschuldienstrechts“ einberufen, die u.a. die Aufgabe 
hatte, sich „zu fehlenden Leistungsanreizen für Professorinnen und Professoren, ins-
besondere in der Lehre“, und zur „Einführung eines wettbewerbsfähigen und leis-
tungsorientierten Besoldungssystems“ zu äußern.5 Zeitgleich hat sich die Kultus-
ministerkonferenz im Jahre 1999 mehrfach mit der Thematik befasst und den 
erreichten Diskussionsstand in die Beratungen der Expertenkommission einfließen 
lassen.6 Die Empfehlungen dieser Expertenkommission werden im Folgenden etwas 
ausführlicher betrachtet, da sie weitgehend als Synthese der Bemühungen verschie-
dener Akteure um eine leistungsorientierte Professorenbesoldung anzusehen sind 
und großen Einfluss auf die Gesetzgebung hatten.  

2.1 Professorenbesoldung als Beamtenbesoldung 
Die erwähnte Expertenkommission konnte keine vollkommen neuartige Lösung der 
Vergütungsfrage entwickeln, sondern war an erhebliche Vorgaben gebunden. Ein 
Ziel aller ihrer Überlegungen war „die Kostenneutralität des neuen Systems“.7 Mit 
dieser Maßgabe war man als Bezugspunkt auch auf die bisherige C-Besoldung fest-
gelegt. Ob Professoren grundsätzlich als Beamte beschäftigt werden sollten, ließ die 
Kommission hingegen bewusst offen. Sie ging davon aus, „dass Art. 5 Abs. 3 GG 
keineswegs dazu zwingt, für Professoren den Beamtenstatus vorzusehen.“8 Daher 
entscheide sich diese Frage letztlich am zugrunde liegenden Staatsverständnis und 
daran, ob der Beamtenstatus für den Kernbereich hoheitlicher Tätigkeiten reserviert 
bleiben sollte.  

                                            
3  Siehe dazu HRK, Empfehlungen Dienstrecht, 1998. 
4  Siehe dazu Müller-Böling/Sager, Personalreform, 1999 – darin insb. programmatisch die 

„Hamburger Erklärung“. 
5  Expertenkommission, Reform des Hochschuldienstrechts, 2002, Anhang 1. 

Die Kommission bestand aus 18 Mitgliedern der Wissenschaft und ihrer Administration. Sie 
wurde ergänzt durch 14 beratende Mitglieder aus Ministerien und von Interessenverbänden. 
Für eine Namensliste siehe S. 6-7 des Berichts.  

6  KMK, Leistungsorientierte Besoldung, 1999. 
7  Expertenkommission, Reform des Hochschuldienstrechts, 2002, Anhang 1. 
8  Ebenda, S. 11.  
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Der politische Gestaltungswille brachte auch hier aber schon eine Vorentscheidung 
mit sich. Auf die Frage, ob die für notwendig gehaltene Professorenbesoldungs-
reform eher auf Grundlage des Beamten- oder des Angestelltenrechts erfüllt werden 
könne, kam die Kommission nämlich zu der Einschätzung, dass nur „das Beamten-
recht einseitig staatlich reguliert und damit auch verändert werden kann“, während 
das Angestelltenrecht auf vertraglicher Grundlage im wesentlichen Tarifvertragsrecht 
sei, und daher auf langwierigen Aushandlungsprozesse zwischen den Tarifparteien 
beruhe. Es sei daher nur das Beamtenrecht raschen Veränderungen zugänglich.9 
Letztlich ist somit die Entscheidung für die Beibehaltung des Beamtenstatus der 
Professoren als eine pragmatische Entscheidung der Expertenkommission anzuse-
hen, die die Umsetzbarkeit innerhalb der laufenden Legislaturperiode garantieren 
sollte. Die Kommission schließt ihre Argumentation folgendermaßen: 

„Die Kommission sieht also derzeit keine zwingende Notwendigkeit, vom Beamtenstatus 
der Professorinnen und Professoren als Regelfall abzugehen. Sie empfiehlt aber, mittel-
fristig ein eigenes Personalstatut für den Wissenschaftsbereich zu entwickeln.“10 

So musste die angestrebte „durchgängig wettbewerbsfähige und flexible leistungs-
orientierte Vergütungsstruktur“ innerhalb des Beamtenrechts umgesetzt werden.  

2.2 Grundgehalt und Leistungsbezüge 
Die Kommission schlug im Wesentlichen vor, dass sich die Vergütung aus einem 
„unabdingbaren Ausgangsbetrag“11 (Grundgehalt) und „variablen verhandelbaren 
Gehaltsbestandteilen“ zusammensetzen sollte. Als weiteres Ziel wurde formuliert, 
dass es möglich sein müsste, „Besoldungsverbesserungen an der eigenen Hoch-
schule unabhängig von Bleibeverhandlungen bei einem auswärtigen Ruf“ zu erzie-
len.12 
Die variablen Gehaltsbestandteile sollten 

• „aus Anlass von Berufungs- und Bleibeverhandlungen, 
• für individuelle Leistung in den Bereichen Forschung, Lehre, Weiterbildung 

und Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses sowie  
• für die Übernahme von Funktionen und besonderen gemeinschaftswirksamen 

Aufgaben“13 
vergeben werden. 
Die Entscheidung über die Vergabe dieser Leistungsbezüge sollte bei der Hoch-
schule liegen. Hierfür seien „innerhalb der einzelnen Hochschulen zwischen Hoch-
schulleitung, Senat und ggf. Hochschulrat geeignete Formen zu entwickeln.“ Die an-
gewandten Kriterien und Verfahren sollten wissenschaftsadäquat, fair und transpa-
rent sein.14 

                                            
9  Ebenda, S. 11.  
10  Ebenda, S. 14. 
11  Der Vorschlag beinhaltet unterschiedliche Grundgehälter für Fachhochschul- und Universitäts-

professoren, aber nur je ein Professorenamt an den Hochschultypen. 
12  Ebenda, S. 38. 
13  Ebenda, S. 46. 
14  Ebenda, S. 49. 
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2.3 Höhe des Grundgehalts und Kostenneutralität 
Auch bei ihren Vorschlägen für die Gestaltung des variablen Vergütungssystems 
unterlag die Kommission verschiedenen Zwängen, so musste der Befürchtung vor-
gebeugt werden, die leitungsorientierte Professorenbesoldung könnte gegen die her-
gebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums, insbesondere gegen das Alimenta-
tionsprinzip und das Prinzip der funktionsgerechten Besoldung, verstoßen. 
Bekanntlich ist der Dienstherr auf Grund des Alimentationsprinzips verpflichtet, sei-
nen Beamten und seinen Hinterbliebenen lebenslang eine amtsangemessene Besol-
dung und Versorgung zu sichern. Dieser Anspruch des Beamten entsteht durch 
seine mit der Verbeamtung eingegangene Pflicht, seine ganze Person dem Dienst-
herrn zur Verfügung zu stellen. Die Dienstbezüge sind daher im engeren Sinn keine 
Bezahlung für konkrete Dienste, sondern eine Lebensunterhaltszahlung für einen 
grundsätzlich lebenslangen Dienst. Dadurch soll die Unabhängigkeit und Neutralität 
der Beamten sichergestellt werden. 
In den Beratungen sprach sich im Jahre 2000 die Mehrheit der Ländervertreter für 
Grundbeträge von 8.000 DM (entspricht ca. 4.090 €) für Universitätsprofessoren und 
6.800 DM (entspricht ca. 3.477 €) für Professoren an Fachhochschulen aus.15 Dies 
entsprach Gehältern von jungen Professoren in der C-Besoldung und wurde so ge-
wählt, da unter den Bedingungen der Kostenneutralität „der variable Bestandteil der 
Besoldung eine relevante Größe darstellen muss, damit sich der Verfahrensaufwand 
lohnt und der Anreizeffekt hinreichend groß ist.“16 Diese Besoldungshöhe war für 
junge Professoren in der C-Besoldung als amtsangemessen angesehen worden, so 
dass man auch davon ausging, dass die neuen Grundgehälter das Alimentati-
onsprinzip nicht verletzen. 
In Bezug auf die angestrebte Kostenneutralität legte die Kommission fest, dass das 
Gesamtvolumen der Professorenbesoldung erhalten bleiben soll. Dazu „soll das Ver-
hältnis zwischen dem Ausgangsbetrag der jeweiligen Besoldungsgruppe und dem 
durchschnittlichen variablen Gehaltsbestandteil aller Professoren und Professorinnen 
der jeweiligen Besoldungsgruppe durch eine bundesgesetzliche Regelung festgelegt 
werden […] Durch diese Regelung wird zugleich sichergestellt, dass die für variable 
Gehaltsbestandteile insgesamt zur Verfügung stehenden Mittel – ebenso wie der 
Ausgangsbetrag – automatisch an Besoldungsanpassungen teilhaben. Das gilt auch 
für die Anpassung der Ost- an die Westbesoldung.“17 

2.4 Ruhegehalt 
Die Reform der Professorenbesoldung sollte nach Ansicht der Expertenkommission 
auch das Ziel verfolgen, die Möglichkeit der Mitnahme von Versorgungsanwart-
schaften zu schaffen, um den Wissenstransfer durch Mobilität der Wissensträger zu 
erleichtern und dadurch Mobilitätshindernisse des aktuellen Beamtenrechts zu be-
seitigen:18 

                                            
15  Ebenda, S. 43. 

Lediglich Bayern sprach sich für höhere Sätze von 8.700 DM (ca. 4.448 €) und 7.300 DM (ca.  
3.732 €) aus. 

16  Ebenda, S. 44. 
17  Ebenda, S. 39. 
18  Ebenda, S. 12. 
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„Nach Auffassung der Kommission muss es zu einem durchgängigen System der Mit-
nahme des jeweiligen Versorgungsstandes als Anwartschaft kommen.“19 

Die Kommission legte Wert auf die Feststellung, dass die Kostenneutralität der 
Reform auch für die Versorgungsbezüge gelten müsse. Daher müssten die variablen 
Gehaltsbestandteile in dem Umfang ruhegehaltfähig sein, in dem sie dies bisher ge-
wesen seien. 

„In diesem Rahmen sollen unbefristete variable Gehaltsbestandteile ruhegehaltfähig sein. 
Begrenzungen sind allerdings denkbar, soweit künftige Aktivbezüge im Einzelfall die bis-
her geltenden Obergrenzen überschreiten. Variable Gehaltsbestandteile für die Über-
nahme von Funktionen sollen trotz ihrer Befristung ab einem bestimmten Zeitpunkt – zum 
Beispiel zwei Wahlperioden als Präsidentin oder Präsident – ruhegehaltfähig sein.“20 

2.5 Bewertung individueller Leistungen 
Individuelle Leistungsbewertung ist bei Beamten der A- und B-Besoldung langjährige 
Praxis, auch bei Professoren prinzipiell zulässig und in Berufungsverfahren auch 
üblich. So kommt die Kommission zu der Auffassung:  

„dass die im Rahmen der leistungsorientierten Hochschulfinanzierung, der fächerbezo-
genen Evaluation von Forschung und Lehre sowie von Zielvereinbarungen im Hoch-
schulbereich bisher angewandten Kriterien grundsätzlich auch im Zusammenhang mit 
der Bewertung individueller Leistungen im Rahmen gesonderter Evaluationsverfahren 
eingesetzt werden können; bei der Entwicklung von Kriterien für die individuelle 
Leistungsevaluation muss jedoch die besondere Zielsetzung und Ausrichtung dieses 
Instruments berücksichtigt werden.“21  

Daher sollte nicht ein schematisches und obligatorisches Verfahren etabliert werden, 
und bei der Anwendung der Kriterien sollte großer Spielraum in einem wissen-
schaftsadäquaten Verfahren herrschen. 

2.6 Entscheidungskompetenzen 
Entsprechend sind nach Ansicht der Expertenkommission auf Hochschulebene 
zwischen Hochschulleitung, Senat und ggf. Hochschulrat geeignete Verfahren zur 
Vergabe der variablen Gehaltsbestandteile zu entwickeln. Die Kommission war sich 
darüber im Klaren, dass dies „erfordert, dass die Entscheidungskompetenz für die 
Vergabe der variablen Gehaltsbestandteile bei der Hochschule liegt.“ Differenzierung 
gehörte dabei zu den durchaus beabsichtigten Dimensionen der Reform: „Leistungs-
bezogene Bezahlungssysteme unterscheiden sich nicht nur von Land zu Land, son-
dern auch von Institution zu Institution. Sie werden nicht zuletzt durch das Selbstver-
ständnis, die Reputation und die damit verbundenen Leistungsstandards der jeweili-
gen Hochschule stark beeinflusst.“22 
Um diese Differenzierung zu ermöglichen, sollten sich die bundes- und landesrecht-
lichen Regelungen auf unverzichtbare Grundsatzregelungen konzentrieren.  

„Bundesrechtlich zu regeln ist etwa eine grundsätzliche Differenzierung der variablen 
Gehaltsbestandteile, die auf den Anlass der Vergabe abstellt (Berufungs- und Bleibever-
handlungen; individuelle Leistungen in den Bereichen Forschung, Lehre, Weiterbildung 
und Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses; Übernahme von Funktionen und 
besonderen gemeinschaftswirksamen Aufgaben). Im Bundesrecht festzulegen sind des 
weiteren Grundsätze hinsichtlich der befristeten oder unbefristeten Vergabe variabler 

                                            
19  Ebenda, S. 14. 
20  Ebenda, S. 53. 
21  Ebenda, S. 47.  
22  Ebenda, S. 49. 
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Gehaltsbestandteile sowie hinsichtlich ihrer Versorgungsfähigkeit. Landesrechtlich sind 
neben Grundsätzen der Zuständigkeit und des Verfahrens auch Einzelheiten über die 
Voraussetzungen und die Kriterien für die Vergabe variabler Gehaltsbestandteile zu 
regeln.“23 

Die Kommission schlug daher vor, dass die Hochschulen im Zusammenwirken von 
Fachbereichen und Hochschulleitung ein Grundraster der Bewertung abstimmt und 
„auf der so geschaffenen Grundlage […] die Fachbereichsleitungen ihre Bewertung 
und einen Entscheidungsvorschlag gegenüber der entscheidungsbefugten Instanz“ 
abgeben.24 
Wesentliche Bedeutung sah die Kommission vor dem Hintergrund internationaler 
Erfahrungen auch darin,  

„dass Vertrauen geschaffen und Fairness in den Beratungs- und Entscheidungsstruktu-
ren garantiert wird. Hierfür scheint es besonders günstig, wenn angesehene interne und 
externe Persönlichkeiten für eine Mitwirkung gewonnen werden können. Außerdem sollte 
die Vertraulichkeit der individuellen Entscheidung sichergestellt sein.“25 

Die zugrunde liegenden Kriterien und Entscheidungswege sollten vor Beginn des 
Verfahrens festliegen und transparent sein. 

2.7 Befristungen 
In Hinblick auf Zulagen auf Grund von Berufungs- und Bleibeverhandlungen formu-
lierte die Kommission ein anderes Vorgehen als das für Leistungszulagen vorgese-
hene. Nach Ansicht der Expertenkommission sollten „variable Gehaltsbestandteile, 
die auf Grund von Berufungs- und Bleibeverhandlungen gezahlt werden, nach Lage 
des Einzelfalls befristet oder unbefristet sowie mit oder ohne Dynamisierungsklausel 
vereinbart werden können.“26 
Die variablen Gehaltsbestandteile, die durch qualitative Bewertung von besonderen 
Leistungen vergeben werden, sollten hingegen „nach Auffassung der Kommission 
regelmäßig unbefristet, je nach Art der Leistung in Einzelfällen auch befristet, in 
jedem Fall aber ohne Dynamisierung vergeben werden.“27 
Als Begründung für diese Empfehlung wurden als erfolgreich angesehene internatio-
nale Beispiele zitiert (insb. der USA), wo solche von qualitativen Leistungsbewer-
tungen abhängige Gehaltsbestandteile zwar gesteigert, aber nicht entzogen werden 
können. Durch die fehlende Dynamisierung verlieren diese Gehaltsbestandteile aber 
kontinuierlich an Wert, so dass ein Anreiz bestehen bleibt, sich weiter kontinuierlich 
um neue variable Gehaltsbestandteile zu bemühen. 

2.8 Unterschiedliche Grundgehälter an Fachhochschulen 
und Universitäten 

Die Kommission hat in ihrer Mehrheit vorgeschlagen, einheitliche Professorenämter 
je Hochschulart (Universitäten, Fachhochschulen) mit nach Hochschulart 
differenzierten Grundgehältern einzuführen. Die Höhe der möglichen variablen Be-
züge sollte ebenfalls nach Hochschulart unterschiedlich sein. Diese Überlegung war 

                                            
23  Ebenda, S. 48. 
24  Ebenda, S. 48. 
25  Ebenda, S. 50. 
26  Ebenda, S. 51. 
27  Ebenda, S. 52. 
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durchaus umstritten. In dieser Festlegung sahen die Vertreter der Fachhochschulen 
der Kommission eine ungerechtfertigte Schlechterstellung der Fachhochschulen und 
forderten in einem Sondervotum ein einheitliches Professorenamt für alle Hoch-
schultypen mit den jeweils gleichen Möglichkeiten für variable Bezüge.28 Sie erklär-
ten, dass die ursprünglichen Rechtfertigungen für eine Differenzierung zwischen den 
Hochschultypen (unterschiedliche Aufgabenstellung und unterschiedliche Quali-
fikationswege) nicht mehr gültig seien, da die Gleichwertigkeit der Hochschularten 
bereits 1985 im Hochschulrahmengesetz formuliert worden sei. Bestehende Unter-
schiede im Qualifikationsweg seien auf die Andersartigkeit des Hochschultyps, nicht 
auf dessen Minderwertigkeit zurückzuführen.  

„Diese Andersartigkeit hat zur Folge, dass neben der besonderen wissenschaftlichen 
Qualifikation bei allen Professoren / -innen unterschiedliche zusätzliche Qualifikationen 
stehen (weitere wissenschaftliche Qualifikation einerseits, zum Beispiel Habilitation, und 
qualifizierte Berufserfahrung andererseits). Wenn die weitere wissenschaftliche Qualifika-
tion (Professoren / -innen an der Universität) gegenüber der qualifizierten Berufserfah-
rung (Professoren / -innen an der Fachhochschule) als höherwertig angesehen und damit 
die Besoldungsdifferenzierung gerechtfertig wird, dann ist solch eine Einschätzung ein-
deutig interessegeleitet und sachlich nicht zu rechtfertigen. Dies zeigen die Beispiele aus 
den Ingenieurwissenschaften bei den Universitäten, bei welchen ebenfalls Berufserfah-
rung neben wissenschaftlicher Qualifikation gefordert wird, aber auch die besonderen, 
ebenfalls aus der Aufgabenstellung folgenden Anforderungen an Kunst- und Musikhoch-
schulen.“29 

 

2.9 Fazit 
Mit den in diesem Kapitel dargestellten Empfehlungen der Expertenkommission lag 
eine differenzierte Ausgangsbasis vor, eine leistungsorientierte Professorenbesol-
dung an den deutschen Hochschulen sachgerecht einzuführen. Alle wesentlichen 
Regelungsbereiche wurden angesprochen und differenziert vor dem Hintergrund 
anderer Empfehlungen (KMK, HRK) diskutiert und bewertet. Mit der Veröffentlichung 
des Berichts der Expertenkommission im April 2000 endet somit die „Vorgeschichte“ 
der Professorenbesoldungsreform. Alles weitere musste zunächst der bundesge-
setzlichen Umsetzung vorbehalten bleiben, die im Folgenden Kapitel dargestellt wird.  
 
 
 
 

                                            
28  Sondervotum von Bornkessel und Klockner, Anhang 3, Bericht der Expertenkommission 

„Reform des Hochschuldienstrechts“. 
29  Bornkessel und Klockner (siehe Fn. 28), S. 3. 
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3 Bundesgesetzliche Regelungen  
Die in Kapitel 2 ausführlich dargestellten Empfehlungen der Expertenkommission 
„Reform des Hochschuldienstrechts“ vom April 2000 bildeten die Grundlage für den 
Entwurf eines Gesetzes zur Reform der Professorenbesoldung, den die Bundes-
regierung am 31.08.2001 in den deutschen Bundestag einbrachte.30 Der zuständige 
Bundestagsausschuss fügte kleinere Änderungen hinzu und empfahl, den Gesetz-
entwurf anzunehmen.31 Der Bundesrat rief den Vermittlungsausschuss an, da der so 
genannte ‚Vergaberahmen’, der die Kostenneutralität der Reform sicherstellen sollte, 
die Länderkompetenzen berührte und als Fachbegriff eingeführt wurde, missver-
ständlich formuliert sei.32 Der Vermittlungsausschuss einigte sich zügig auf eine neue 
Formulierung,33 so dass der Bundestag mit Zustimmung des Bundesrats am 16. 
Februar 2002 das Gesetz zur Reform der Professorenbesoldung (Professorenbe-
soldungsreformgesetz – ProfBesReformG) verabschieden konnte.34  
Dieses Gesetz knüpft weitgehend an die Empfehlungen der Expertenkommission an. 
Den wesentlichsten Unterschied stellt dabei die politisch gewollte „Besoldungssys-
tematische Gleichstellung von Universität und Fachhochschule“ dar. Nach der neuen 
Besoldungsordnung W können die neuen Professorenämter W 2 und W 3 sowohl an 
Universitäten als auch an Fachhochschulen eingerichtet werden. Welche bzw. wie 
viele der jeweiligen Ämter an welcher Hochschulart tatsächlich eingerichtet werden, 
liegt im Verantwortungsbereich der Länder. Die Höhe des zur Verfügung stehenden 
Finanzvolumens wird aber über den unten ausführlicher dargestellten ‚Vergaberah-
men’ getrennt für die beiden Hochschularten ermittelt.35  

3.1 Bundesgesetz 
Die Regelungen des Professorenbesoldungsreformgesetzes wurden bereits mehr-
fach ausführlich erläutert, so dass hier nur die wesentlichen Regelungen knapp und 
mit Blick auf den Gestaltungsspielraum durch die Länder dargestellt werden sollen.36  

3.1.1 Grundgehälter 
Das Professorenbesoldungsreformgesetz regelt, dass die C-Besoldung mit nach 
Alter aufsteigenden Dienstaltersstufen für alle neu berufenen Professoren durch eine 
leistungsorientierte Besoldung abgelöst wird. Die bis dahin üblichen Dienstalters-
stufen werden in der Besoldungsordnung W (für ‚Wissenschaft’) durch ein System 
von festen Grundgehältern (W2, W3) plus „Leistungsbezüge“ ersetzt.  

                                            
30  Deutscher Bundestag, Drucksache 14/6852, 31.08.2001. 

Den ersten Entwurf der Bundesregierung legte sie bereits im Mai 2001 dem Bundesrat vor, 
der in seiner Sitzung vom 13. Juli 2001 Änderungsvorschläge im Detail einbrachte, denen die 
Bundesregierung in Ihrer überwiegenden Mehrzahl zustimmte und in den Gesetzentwurf 
integrierte.  
Siehe dazu ausführlicher die Stellungnahme des Bundesrats in der zitierten Drucksache 
14/6852 ab S. 21 und die Antwort der Bundesregierung ab S. 25. 

31  Deutscher Bundestag, Drucksache 14/7356, 07.11.2001. 
32  Deutscher Bundestag, Drucksache 14/7743, 06.12.2001.  
33  Deutscher Bundestag, Drucksache 14/7777, 12.12.2001. 
34  ProfBesReformG. 
35  Deutscher Bundestag, Drucksache 14/6852, 31.08.2001, Begründung, S. 12. 
36  Siehe zum Beispiel Müller-Böling, Leistungsorientierte Professorenbesoldung, 2003 (zweite 

überarbeitete Auflage 2004) oder DHV, Umsetzung der Hochschuldienstrechtsreform, 2003. 
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Für W2- und W3-Professuren wurden im Jahr 2002 die Beträge auf 4.522 Euro (W3) 
und 3.724 € Euro (W2) gesetzlich festgesetzt. Sie können sowohl an Universitäten 
als auch an Fachhochschulen eingerichtet werden.37 
Das Amt der W1-Professur bleibt Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren vor-
behalten, die zwar nach der Zwischenevaluation zu Ihrem Grundgehalt eine nicht 
ruhegehaltfähige Zulage von 260 Euro bekommen, aber sonst nicht in das System 
der Leistungsbezüge eingebunden sind. W1-Professuren werden daher im Folgen-
den nicht weiter betrachtet.38 

3.1.2 Leistungsbezügearten 
Nach dem Professorenbesoldungsreformgesetz können bei nach W2 und W3 ein-
gruppierten Stellen Leistungsbezüge vergeben werden 

„1. aus Anlass von Berufungs- und Bleibeverhandlungen [Berufungs- und Bleibe-
Leistungsbezüge],  

2. für besondere Leistungen in Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbildung und Nachwuchs-
förderung sowie [besondere Leistungsbezüge] 

3. für die Wahrnehmung von Funktionen oder besonderen Aufgaben im Rahmen der 
Hochschulselbstverwaltung oder der Hochschulleitung [Funktions-Leistungsbezüge]“39  

Zusätzlich kann das Landesrecht vorsehen, dass aus eingeworbenen Mitteln privater 
Dritter sowohl für Lehre als auch für Forschung nicht ruhegehaltfähige Zulagen ge-
zahlt werden [Forschungs- und Lehrzulage].40  

3.1.3 Befristungen 
Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge sowie besondere Leistungsbezüge „können 
befristet oder unbefristet sowie als Einmalzahlung vergeben werden.“ Funktionsleis-
tungsbezüge „werden für die Dauer der Wahrnehmung der Funktion oder Aufgabe 
gewährt“.41 
Weitere Einschränkungen trifft das Professorenbesoldungsreformgesetz nicht. 

3.1.4 Höhe der Leistungsbezüge 
Die Höhe der individuellen Leistungsbezüge ist durch das Bundesgesetz kaum 
beschränkt. Lediglich wenn die Bezüge insgesamt diejenigen der Besoldungsgruppe 
B10 überschreiten sollen, muss nachgewiesen werden, dass damit entweder ein im 
Ausland tätiger Professor gewonnen oder eine Abwanderung ins Ausland verhindert 
werden soll, oder derjenige bereits jetzt über B10 verdient und seine Gewinnung 
oder die Verhinderung der Abwanderung sichergestellt werden soll. Gleiches gilt für 
die hauptberuflichen Mitglieder der Hochschulleitungen, die nicht Professoren sind.42 

                                            
37  Seit August 2004 gelten die folgenden Werte: W1 = 3.405,34 €; W2 = 3.890,03€; W3 = 

4.723,61 € (nach den aktuellen Besoldungstabellen, siehe z.B. auf den Internetseiten des 
Bundesministeriums des Innern, www.bmi.bund.de). 

38  Vgl. die Vorbemerkungen der Bundesbesoldungsordnung W, veröffentlicht mit dem 
ProfBesReformG. 

39  ProfBesReformG, § 33 (1). 
40  ProfBesReformG, § 35 (1). 
41  ProfBesReformG, § 33 (1). 
42  ProfBesReformG, § 33 (2). 

http://www.bmi.bund.de/
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3.1.5 Ruhegehaltfähigkeit 
Das Grundgehalt (W2 oder W3) ist voll ruhegehaltfähig.  
Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge sowie besondere Leistungsbezüge können 
befristet oder unbefristet gewährt werden. Werden sie unbefristet gewährt, sind sie 
bis zu einer Höhe von 40% des jeweiligen Grundgehaltes voll ruhegehaltfähig, wenn 
sie zumindest drei Jahre bezogen worden sind.43 Diese Regelung bedeutet, dass mit 
W2 plus 40% das Endgehalt der Gehaltsgruppe C3 knapp und mit W3 plus 40% das 
Endgehalt der Gehaltsgruppe C4 deutlich überschritten wird. Dies trägt dem Grund-
satz Rechnung, auch in den Versorgungsbezügen die Kostenneutralität zu wahren, 
und bietet den Professoren die Möglichkeit, gleich hohe Versorgungsbezüge wie in 
den C-Gehaltsgruppen zu erhalten.44 
Die Möglichkeit einer Überschreitung dieser 40% muss im Landesrecht geregelt wer-
den. Im Landesrecht ist auch die Ruhegehaltfähigkeit befristeter Berufungs- und 
Bleibe-Leistungsbezüge sowie besonderer Leistungsbezüge zu regeln. 45 
Die Ruhegehaltfähigkeit der Funktionsleistungsbezüge ist in Anlehnung an die der 
Beamten auf Zeit geregelt. Das Nähere regelt das Beamtenversorgungsgesetz.46  
Die Mitnahmefähigkeit der Versorgungsansprüche, wie von der Expertenkommission 
gefordert, wurde durch die Einführung der W-Besoldung aber bisher nicht geschaf-
fen. 

3.1.6 Besoldungsdurchschnitt 
Die Regelungen des §34 ProfBesReformG zum „Vergaberahmen“ orientieren sich an 
der Maßgabe der Kostenneutralität und den Empfehlungen der Expertenkommission, 
die Professorenbesoldung nicht abzusenken. Sie zielen darauf ab, „dass die jährli-
chen Besoldungsausgaben für Hochschullehrer auf Bundes- bzw. Landesebene 
grundsätzlich konstant gehalten werden und gleichzeitig Spareingriffe durch Redu-
zierung der variablen Gehaltsbestandteile verhindert werden.“47 Das bedeutet, dass 
einerseits sichergestellt werden muss, dass Leistungsbezüge tatsächlich gezahlt 
werden und somit das Durchschnittseinkommen der Professoren nicht sinkt, ande-
rerseits aber die Besoldungsausgaben insgesamt auch nach oben begrenzt sind. 
Dazu wurde der Besoldungsdurchschnitt, getrennt nach Universitäten und Fach-
hochschulen, definiert und für das Jahr 2001 ermittelt. Alle weiteren Berechnungen 
bauen auf diesem Besoldungsdurchschnitt auf und schreiben ihn über die Jahre fort. 
Er ist die einzige hier relevante Steuergröße des Bundesgesetzgebers. Der Besol-
dungsdurchschnitt soll auf Landesebene konstant bleiben, so dass die leistungs-
orientierte Professorenbesoldung nicht zu einer Absenkung der Professorengehälter 
im Durchschnitt führt. Die Länder haben jedoch die Möglichkeit, diesen Durchschnitt 
                                            
43  ProfBesReformG, § 33 (3).  
44  In seit August 2004 geltenden Werten bedeutet dies für  

W2 (3.890,03 € + 40 %) = 5.446,04 € > Endgehalt C3 (5.358,37 €) und für  
W3 (4.723,61 € + 40 %) = 6.613,05 € > Endgehalt C4 (6.173,79 €) 
Quelle: siehe Fn. 37.   
Die deutliche Überschreitung des C4-Endgehalts durch die Ruhegehaltfähigkeitsobergrenze 
im Falle der W3 trägt der Tatsache Rechnung, dass auch bisher in der C-Besoldung bereits 
Berufungs- und Sonderzuschüsse gezahlt werden konnten, die teilweise ruhegehaltfähig 
waren.  

45  ProfBesReformG, § 33 (4). 
46  ProfBesReformG, § 33 (3). Für Details siehe das BeamtenVG §15a. 
47  Deutscher Bundestag, Drucksache 14/6852, 31.08.2001, Begründung, S. 15.  
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zu erhöhen - „höchstens jedoch auf den höchsten Besoldungsdurchschnitt in einem 
Land oder beim Bund“. Darüber hinaus kann nach Maßgabe des Landesrechts der 
Besoldungsdurchschnitt in jährlichen Schritten von bis zu durchschnittlich 2% (bis 
insgesamt 10%) überschritten werden, „soweit zu diesem Zweck Haushaltsmittel 
bereitgestellt sind“.48 
Der auf der Grundlage des Jahres 2001 ermittelte Besoldungsdurchschnitt nimmt an 
den jeweiligen Besoldungsanpassungen teil. Bei der Berechnung sind die Hoch-
schulleitungsstellen, die in die W-Besoldung übergeführt werden und die Professoren 
in Angestelltenverhältnissen mit zu berücksichtigen.  
Begrenzt ist die Übertragbarkeit von Mitteln zur Bereitstellung weiterer finanzieller 
Ressourcen für die Besoldung. „Mittel Dritter, die der Hochschule für die Besoldung 
von Professoren zur Verfügung gestellt werden, sind bei der Berechnung nicht ein-
zubeziehen.“49 
Bei einem mittleren Besoldungsdurchschnitt von 71.000 € an den Universitäten und 
60.000 € an den Fachhochschulen entsprechen alle diese Vorgaben zusammenge-
nommen im Durchschnitt ca. 26% variable Leistungsbezüge für Universitätsprofesso-
ren und ca. 20% für Professoren an Fachhochschulen.50 
Die Wirkungen der Regelungen zum Besoldungsdurchschnitt sind „vor Ablauf des 
31. Dezember 2007 zu prüfen.“51 Dieser Zeitraum ist sehr eng gefasst, wenn man 
bedenkt, dass den Ländern zur Einführung der leistungsorientierten Professorenbe-
soldung bis zum 1. Januar 2005 Zeit gegeben wurde.52 Lediglich die Länder Nieder-
sachsen, Bremen und Rheinland-Pfalz haben diese Frist unterschritten.53 Alle ande-
ren Länder haben die Professorenbesoldungsreform erst zum 1.01.2005 umgesetzt. 
Praktische Erfahrungen mit den getroffenen Regelungen liegen daher noch kaum vor 
und werden zum Zeitpunkt der angestrebten Prüfung wahrscheinlich noch nicht in 
ausreichender Form vorliegen, um die Wirksamkeit der Regelungen überprüfen zu 
können. 

3.1.7 Forschungs- und Lehrzulage 
Um Professoren Einnahmemöglichkeiten aus Forschungs- und Entwicklungsaufträ-
gen sowie aus der Weiterbildung zu schaffen, wird die Forschungs- und Lehrzulage 
eingeführt:  

„Das Landesrecht kann vorsehen, dass an Professoren, die Mittel privater Dritter für For-
schungsvorhaben oder Lehrvorhaben der Hochschule einwerben und diese Vorhaben 
durchführen, für die Dauer des Drittmittelflusses aus diesen Mitteln eine nicht ruhege-
haltfähige Zulage vergeben werden kann.“54 

                                            
48  ProfBesReformG, § 34 (1). 
49  ProfBesReformG, § 34 (3).  
50  Diese Angaben hängen von konkreten Annahmen ab. Es wurde mit den Werten aus dem 

Jahre 2001/02 gerechnet und angenommen, dass an Universitäten das Verhältnis W2 zu W3 
wie das Verhältnis C3 zu C4 als ca. 46:54 gestaltet wurde und an Fachhochschulen nur ein 
geringer Prozentsatz von 10% als W3-Stellen ausgewiesen wird. 

51  ProfBesReformG, § 34 (5). 
52  ProfBesReformG, § 77(1). 
53  Niedersachsen: Einführung für den Bereich der Fachhochschulen zum 1.01.2003 und der 

Universitäten zum 1.10.2003 (NHLeistBVO, §9); Bremen: Einführung zum 1.07.2003 
(BremHLBV, §9); Rheinland-Pfalz: Einführung zum 1.07.2004 (RLP-LVO; §12) 

54  ProfBesReformG, § 35 (1). 
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Sie soll Professoren dazu motivieren, Aktivitäten, die diese bisher in Rahmen von 
Nebentätigkeit ausüben, verstärkt im Hauptamt zu verfolgen. 

3.1.8 Übergangsregelungen 
Mit unwiderruflichem Antrag ist für alle Professoren der Wechsel von der Besol-
dungsordnung C in die Besoldungsordnung W möglich. Dabei gilt, „dass Professoren 
der Besoldungsgruppe C 4 ein Amt der Besoldungsgruppe W 3 und Professoren der 
Besoldungsgruppen C 2 und C 3 ein Amt der Besoldungsgruppe W 2 oder W 3 
übertragen wird.“55  

Die Annahme eines weiteren Rufes führt ebenfalls in die W-Besoldung. Neue 
Berufungs- und Sonderzuschüsse nach den Vorbemerkungen der Besoldungsord-
nung C werden nicht mehr vergeben.  
Für die Professoren, die in der C-Besoldung verbleiben, ist weitgehender Bestands-
schutz gesichert, so dass sie weiter in den Dienstalterstufen aufsteigen können und 
die C-Besoldung insgesamt an den Besoldungsanpassungen teilnimmt. Auch findet 
die Hochschulleitungs-Stellenzulagenverordnung für diesen Personenkreis weiter 
Anwendung – es können selbstverständlich keine Funktionsleistungsbezüge der W-
Besoldung gewährt werden.56 

3.2 Gesetzliche Anforderungen an die Umsetzung 
Das ProfBesReformG räumt den Ländern großen Gestaltungsspielraum ein und ent-
spricht so für die Perspektive des Bundes dem „Leitbild des aktivierenden Staates 
[…], bundesrechtliche Vorgaben abzubauen und Entscheidungsfreiräume zu schaf-
fen. Das Konzept der Bundesregierung zur Neuordnung der Professorenbesoldung 
beschränkt sich deshalb lediglich auf die Vorgabe der Grundbesoldung der Professo-
ren und die Einführung leistungsbezogener Besoldungsbestandteile.“57 
Im Einzelnen verbleiben den Ländern die folgenden Gestaltungsmöglichkeiten:  

• „der Regelung des Vergabeverfahrens, 

• der Zuständigkeit für die Vergabe von Leistungsbezügen, 

• den Voraussetzungen und Kriterien der Vergabe von Leistungsbezügen, 

• der Ausgestaltung der Leistungsbezüge (Befristung und/oder Dynamisierung), 

• der Erklärung der erweiterten Ruhegehaltfähigkeit der Leistungsbezüge, 

• der zusätzlichen Honorierung eines Professors für das Einwerben von Mitteln von 
privater Seite für Forschungs- und Lehrvorhaben der Universität, 

• der Erhöhung des Gesamtbudgets für die Leistungsbezüge.“58 

                                            
55  ProfBesReformG, § 77(2). 
56  ProfBesReformG, § 77(2). 
57  Deutscher Bundestag, Drucksache 14/6852, 31.08.2001, Begründung, S. 13. 
58  Deutscher Bundestag, Drucksache 14/6852, 31.08.2001, Begründung, S. 13.  

Hier wird bewusst die Gesetzes-Begründung zitiert, da der Gesetzestext wesentliche 
Gestaltungselemente nicht mehr explizit benennt (z.B. Befristung, Forschungs- und 
Lehrzulage, Erhöhung des Gesamtbudgets). Er lautet: 
“Das Nähere zur Gewährung der Leistungsbezüge regelt das Landesrecht; insbesondere sind 
Bestimmungen 
1. über das Vergabeverfahren, die Zuständigkeit für die Vergabe sowie die Voraussetzungen 
und die Kriterien der Vergabe,  
2. zur Ruhegehaltfähigkeit befristet gewährter Leistungsbezüge nach Absatz 3 Satz 1 und zur 
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und 

• „die Entscheidung, welche Professorenstellen an welcher Hochschule tatsächlich 
eingerichtet werden.“59 

• die Gestaltung der Übergangsregelungen von der C- in die W-Besoldung.60 

• die Einbeziehung der hauptamtlichen Hochschulleitung in die W-Besoldung und 
die Höhe ihrer Vergütung.61 

Diese Gestaltungsmöglichkeiten stehen insofern im Zentrum dieser Untersuchung 
der Umsetzung der Professorenbesoldungsreform in den Bundesländern. Für diese 
werden in Kapitel 6 Leitbilder formuliert. Doch zuvor soll noch dargestellt werden, 
welche theoretischen Erkenntnisse bei der Gestaltung von leistungsbezogenen 
Bezahlungssystemen von Professoren zu berücksichtigen sind. Hierzu wird auf Er-
kenntnisse des New Public Management und der Motivationstheorie zurückgegriffen. 
 

                                                                                                                                        
Überschreitung des Vomhundertsatzes nach Absatz 3 Satz 3 und 
3. über die Teilnahme von Leistungsbezügen an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen 
zu treffen.“ (ProfBesReformG, § 33 (4)). 

59  Deutscher Bundestag, Drucksache 14/6852, 31.08.2001, Begründung, S. 12. 
60  Siehe ProfBesReformG, § 77 (2) und Deutscher Bundestag, Drucksache 14/6852, 

31.08.2001, Begründung, S. 17: „Ob einem C 2- oder C 3-Professor nach dem Wechsel in das 
neue System ein Amt der Besoldungsgruppe W 2 oder W 3 übertragen wird, entscheidet der 
jeweilige Landesgesetzgeber.“ 

61  Siehe ProfBesReformG, § 32. 
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4 New Public Management und Motivationstheorie 

4.1 New Public Management und „Prinzipal-Agent-Theorie“ 
In den letzten Jahren fand an den Hochschulen und in der entsprechenden Gesetz-
gebung ein tief greifender Wandel weg von der staatlichen Detailsteuerung hin zu 
mehr Wettbewerb und Autonomie statt. Es setzt sich zunehmend das „New Public 
Management“ durch, dessen wesentliche Merkmale folgende sind:  

• NPM setzt auf dezentrale Verantwortung. D.h. Entscheidungen sollen 
eigenverantwortlich möglichst dezentral von den Akteuren „vor Ort“ getroffen 
werden, da diese einen Informationsvorsprung besitzen und flexibel und 
bedarfsgerecht entscheiden können.  

• NPM verfolgt einen ordnungspolitischen Ansatz, in dem die Zentrale die Rah-
menbedingungen für die autonomen Entscheidungen „vor Ort“ festlegt, sonst 
aber den lokalen Entscheidungsträgern keine Vorschriften macht. 

• NPM baut auf Wettbewerbsmechanismen.62  
Diese Merkmale des NPM machen Anreizsysteme notwendig, die die Rahmenbe-
dingungen festlegen und den Wettbewerb geeignet simulieren, da im Hochschulbe-
reich – wie auch in anderen Bereichen der staatlichen Leistungsverwaltung – kein 
marktlicher Wettbewerb vorliegt. Die Gestaltung entsprechender Anreizsysteme ist 
möglich, erfordert aber hohe Sensibilität. Sie sorgen beispielsweise dafür, dass 
dezentrale Entscheidungen in bestimmte Richtungen gelenkt werden. Dabei entsteht 
das Problem, dass diese Anreizsysteme sehr auf Ihre Wirkungen abgeschätzt und 
sorgfältig geplant werden müssen, um tatsächlich die gewünschten Wirkungen zu 
erzielen. „Damit rückt die Gestaltung von Anreizsystemen in den Mittelpunkt des 
Wissenschaftsmanagements.“63 
Die Notwendigkeit und Logik von Anreizsystemen wird aber auch aus der so 
genannten „Prinzipal-Agent-Theorie“ deutlich. Das Grundproblem dieses Ansatzes 
besteht darin, dass der Auftraggeber („Prinzipal“) sicherstellen muss, dass ein Auf-
tragnehmer („Agent“) in seinem Sinne handelt. Da es für den Prinzipal in der Regel 
unmöglich ist, die Handlungen des Agenten umfassend zu kontrollieren, muss er 
versuchen, die Handlungen des Agenten geeignet zu beeinflussen, indem er den 
Nutzen des Agenten mit seinem Nutzen verknüpft. Um dies tun zu können, geht die 
Prinzipal-Agent-Theorie von den folgenden Annahmen aus:  

• Prinzipal und Agent verhalten sich als rationale Nutzenmaximierer (entspre-
chend dem Verhaltensmodell des Homo Oeconomicus). 

• Prinzipal und Agent haben unterschiedliche Nutzenvorstellungen. 

• Zwischen Prinzipal und Agent gibt es eine Informationsasymmetrie: Der Agent 
hat einen Informationsvorsprung.64 

Damit besteht aber die Gefahr, dass der Agent ausschließlich seinen eigenen Nutzen 
maximiert (bspw. möglichst wenig arbeitet) und damit nicht im Interesse des Prinzi-

                                            
62  Zum „New Public Management“ siehe einführend Brüggemeier, Public Management, 2001  

und mit Blick auf Anreizsysteme Ziegele/Handel, Anreizsysteme, 2004 sowie ausführlicher 
Göbel, Neue Institutionenökonomik, 2002. 

63  Ziegele/Handel, Anreizsysteme, 2004, S. 3. 
64  Göbel, Neue Institutionenökonomik, 2002, S. 90 ff. 
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pals handelt. D.h. die Begründung des NPM für dezentrale Entscheidung, nämlich 
der dezentrale Wissensvorsprung, birgt auch gleichzeitig ein Risiko. Die wesentli-
chen daraus resultierenden Probleme werden üblicherweise wie folgt bezeichnet: 

• „hidden characteristics, d.h. die Gefahr, dass vor Vertragsabschluss der 
Prinzipal häufig keine Möglichkeit hat, sich genau und umfassend über die 
Leistungsfähigkeit des Agenten zu informieren. Dessen Eigenschaften 
(characteristics) bleiben verborgen, und es entsteht die Gefahr der schlechten 
Auswahl (adverse selection). 

• hidden action, wenn nach Vertragsabschluss der Prinzipal nicht alle 
Aktivitäten des Agenten überprüfen und vom Arbeitsergebnis - gerade bei 
komplexen Tätigkeiten - nicht auf das Anstrengungsniveau des Agenten 
schließen kann. So kann dem Prinzipal verborgen bleiben, ob sich der Agent vor 
der Arbeit drückt oder die Ressourcen des Prinzipals für private Zwecke nutzt. 

• hidden information, wenn ebenfalls nach Vertragsabschluss der Prinzipal die 
Aktivitäten des Agenten zwar beobachten, aber nicht beurteilen kann. In Fällen in 
denen eine große Informationsasymmetrie zwischen Prinzipal und Agent besteht, 
kann der Agent so die Handlungen wählen, die ihm selbst (und nicht den 
Prinzipal) den größten Nutzen bringen.“65 

Während das Problem der „hidden characteristics“ durch einen sorgfältigen Auswahl-
prozess gelöst werden kann, stellen sich die Probleme der „hidden action“ und der 
„hidden information“ erst später. Sie können nur durch die Gestaltung von Anreiz-
systemen gelöst werden. Ein möglicher Ansatz besteht darin, die Zielerreichung des 
Agenten von der Zielerreichung des Prinzipals abhängig zu machen. So kann der 
Prinzipal etwa materielle Anreize für den Agenten setzen, damit dieser sozusagen 
aus bestem Eigeninteresse zugleich im Interesse des Prinzipals handelt. Im 
Zusammenhang mit der Professorenbesoldung stellt sich dabei allerdings das Prob-
lem, dass Professoren jedenfalls nicht ausschließlich durch materielle Anreize moti-
viert sind. Die Frage des Gehalts ist daher nur eine von vielen denkbaren Gestal-
tungsfragen für Anreizsysteme.66 Daher soll nun ein Überblick über die Vielzahl von 
möglichen Anreizsystemen an Hochschulen gegeben werden, bevor auf die speziel-
len Probleme von leistungsorientierten Gehaltssystemen für Professoren eingegan-
gen wird. 

                                            
65  Ziegele/Handel, Anreizsysteme, 2004, S. 4. Vgl. ausführlicher Göbel, Neue 

Institutionenökonomik, 2002, S. 100 ff. 
66  Zu Anreizen für Professoren siehe ausführlicher Kapitel 4.3.2. 
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4.2 Anreizsysteme an Hochschulen67 
Einen Überblick über die möglichen Anreizsysteme an Hochschulen gibt die folgende 
Grafik: 

Anreizsysteme für Hochschulen 

Monetäre Anreizsysteme Nichtmonetäre Anreizsysteme 

       

Märkte für 
F&L 

Zuweisungen  
für F&L 

Einkommen Freiheit Reputation Zeitalloka-
tion 

Transpa-
renz 

Abbildung 1: Anreizsysteme für Hochschulen (aus Ziegele/Handel, Anreizsysteme, 2004, S. 6) 

 
Monetäre Anreize in Hochschulen gibt es zum Beispiel durch die externen Märkte im 
Bereich der Lehre über Studiengebühren (insb. bei Weiterbildungsangeboten, aber 
zukünftig wohl auch zunehmend im Bereich der grundständigen Studiengänge) und 
im Bereich der Forschung durch Drittmittel. Dabei liegt es aber natürlich auf der 
Hand, dass zusätzliche Einnahmen der Hochschule oder des Instituts nicht direkt mit 
persönlichem Einkommen des Hochschullehrers verknüpft sind. Um einen Leistungs-
anreiz handelt es sich aber dennoch, denn Leistung wird hier einerseits durch 
erhöhte Möglichkeiten wissenschaftlicher Betätigung, andererseits durch das mit 
Mitteleinwerbung verknüpfte symbolische Kapital attraktiv gemacht. Auch bei den 
Mitteln, die der Staat den Hochschulen zur Verfügung stellt, setzen sich immer mehr 
Verfahren der Mittelvergabe durch, die (neben der Belastung auch) die Leistungen 
der Hochschulen honorieren. Auch dies sind monetäre Anreizsysteme.68 Schließlich 
gibt es jetzt auch mit der Einführung der leistungsorientierten Professorenbesoldung 
im Bereich des persönlichen Einkommens ein Anreizsystem, das das Hauptthema 
dieser Arbeit darstellt. 
Neben diese auf verschiedenen Ebenen wirkenden monetären Anreize treten weitere 
mögliche Anreize. In der Grafik ist der Begriff „Freiheit“ absichtlich sowohl unter den 
monetären als auch den nichtmonetären Anreizsystemen eingegliedert. So können 
einerseits beispielsweise von Finanzautonomie und Globalhaushalten bei geeigneter 
Gestaltung monetäre Anreizeffekte ausgehen.69 Andererseits bieten auch Freiheiten 

                                            
67  Die folgenden Überlegungen hat der Autor gemeinsam mit Frank Ziegele bereits ausführlich 

dargelegt, so dass an dieser Stelle lediglich eine knappe Zusammenfassung gegeben wird. 
Siehe Ziegele/Handel, Anreizsysteme, 2004. 

68  Siehe dazu Ziegele, Formelgebundene Budgetzuweisung, 2001 und Leszczensky/Orr, 
Staatliche Hochschulfinanzierung, 2004. 

69  Vgl. hierzu Federkeil/Ziegele, Globalhaushalte an Hochschulen, 2001 
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der Nebenbeschäftigung für Professoren sowohl nichtmonetäre Anreizeffekte, weil 
damit Forschungs- und Entwicklungsmöglichkeiten gegeben werden, die im Haupt-
amt nicht in dieser Form vorhanden sind, als auch monetäre Anreize, da Nebentätig-
keiten auch Möglichkeiten der Einkommenssteigerung darstellen. 
Andere wichtige nichtmonetäre Anreizsysteme funktionieren bei Professoren schon 
seit langen Jahren über „Reputation“ und die Freiheit der Zeiteinteilung, ggf. ver-
knüpft mit Lehrdeputatsnachlässen als Honorierung. Schließlich lässt sich beobach-
ten, dass schon von Transparenz über die Leistungen bedeutende Anreizeffekte 
ausgehen, da kein Professor und keine Hochschule gerne zu den schlecht evaluier-
ten gehört.70 
Diese Übersicht über die möglichen Anreizsysteme führt zu der Frage, welche An-
reizsysteme zu welchem Zweck ausgewählt werden sollten. Dabei sollten die folgen-
den Grundsätze Beachtung finden:71 

• Anreizsysteme müssen Belohnungen wählen, an denen die Adressaten der 
Anreize interessiert sind. So sind Professoren in der Regel nicht primär an 
monetären Anreizen interessiert. Über die genannten nichtmonetären Anreize 
wie Freiheit, Reputation und Zeitallokation lässt sich daher auch vieles 
steuern.  

• Anreizsysteme sollten geeignet sein, Fehlentwicklungen auf Grund von histo-
risch gewachsenen Strukturen zu korrigieren. Im Hochschulkontext ist dabei 
zu beachten, dass Wissenschaftler ihre wissenschaftliche Karriere primär 
durch Forschungsleistungen befördern können, während aus Sicht der Hoch-
schulleitung Wert auf ein ausgewogenes Verhältnis von Forschung und Lehre 
gelegt werden muss. Ggf. muss dann in den Anreizsystemen der Lehre mehr 
Beachtung geschenkt werden. 

• Anreizsysteme sollten Besonderheiten der Adressaten beachten. Dies kommt 
insbesondere bei der Professenbesoldung zum Tragen, da Professoren nur 
auf ein bestimmtes Set von Kriterien ansprechen, während andere Berufs-
gruppen möglicherweise besser anders motiviert werden.72 

• Anreizsysteme müssen auf unerwünschte Nebenwirkungen überprüft werden 
und diese vermeiden.73 Sie sollten Ausweichreaktionen verhindern. Werden 
beispielsweise lediglich quantitative Indikatoren betrachtet und honoriert 
(Drittmittel, Zahl der Promotionen und Absolventen etc.), kann es sein, dass 
diese zwar steigen, die Qualität aber darunter leidet. Hier sind geeignete 
Maßnahmen zu finden, die das eine mit dem anderen in Einklang bringen. 

Neben diesen Grundsätzen für Anreizsysteme müssen weitere Erkenntnisse beach-
tet werden, die sich speziell auf die Gestaltung von leistungsbezogenen Gehalts-
systemen beziehen und im Wesentlichen damit zu tun haben, dass Professoren nicht 
alleine wegen monetären, extrinsischen Anreizen ihrer Tätigkeit nachgehen, sondern 
in der Regel eine starke intrinsische Motivation für ihren Beruf mitbringen. Das fol-
                                            
70  Siehe dazu ausführlicher Ziegele/Handel, Anreizsysteme, 2004, S. 6-9. 
71  Siehe dazu ausführlicher Ziegele/Handel, Anreizsysteme, 2004, S. 10. 
72  Siehe dazu ausführlicher das folgende Kapitel 4.3 „ “ ab S. 23. Motivation und Leistungslohn
73  Als Beispiel seien hier die Studiengebühren für Langzeitstudierende genannt. Eigentlich sollen 

sie Anreize für ein effizienteres Studium setzen. Die unerwünschte Nebenwirkung ist 
allerdings, dass aus Sicht der Hochschulen das Geld erst fließt, wenn die Studierenden 
möglichst lange die Hochschule besuchen. Solche „perversen“ Anreizsysteme sollten gänzlich 
vermieden werden. Siehe dazu ausführlicher Ziegele, Tuition fees, 2004. 
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gende Kapitel beschäftigt sich daher mit der Frage, wie extrinsische und intrinsische 
Motivation zusammenhängen und was daraus für die Gestaltung von leistungsorien-
tierten Gehaltssystemen folgt. 
 

4.3 Motivation und Leistungslohn74 

4.3.1 Verhältnis von intrinsischer und extrinsischer Motivation 
Wie bereits dargestellt, entsprechen von der Leistung abhängige Löhne den Modell-
vorstellungen der „Prinzipal-Agenten-Theorie“ und sind ein häufig diskutiertes Mittel 
zur Produktivitäts- und Leistungssteigerung unter den Bedingungen des NPM. Es 
lässt sich aber feststellen, dass Motivation im Arbeitsleben nicht nur auf Grund 
monetärer Anreize geweckt wird. Neben der extrinsischen (über monetäre Anreize 
geschaffenen) Motivation ist vor allem auch die intrinsische Motivation für den 
Arbeitseinsatz eines Menschen entscheidend. Dies ist bei der Gestaltung von Ent-
lohnungssystemen insbesondere im Hochschul- und Wissenschaftsbereich zu 
beachten. Daher sollte in Hochschulen neben den hier näher diskutierten monetären 
Anreizstrukturen einer leistungsorientierten Besoldung auch den nicht-monetären 
Anreizen (Freiheit, Reputation, zeitliche Flexibilität etc.) große Bedeutung und 
Beachtung beigemessen werden. 
Eine genauere Analyse der Arbeitsmotivation zeigt, dass die intrinsische Motivation 
durch die Gestaltung der Anreizsysteme und/oder die Anwendung von Regeln und 
Kontrollen zerstört werden kann („Verdrängungseffekt“). Die Wirksamkeit der ent-
sprechenden Anreizsysteme wird dadurch beeinträchtigt. Unter anderen Bedingun-
gen können externe Eingriffe allerdings auch die intrinsische Motivation kräftigen 
(„Verstärkungseffekt“). D.h. es sind theoretische Ansätze nötig, die diese Zusam-
menhänge einbeziehen und damit die Grenzen von Anreizsystemen aufzeigen bzw. 
die Bedingungen für deren Wirksamkeit genauer spezifizieren.75 
Von einem Verdrängungseffekt spricht man, wenn eine Tätigkeit, die zunächst als 
interessant und befriedigend angesehen wurde – für die also eine intrinsische Moti-
vation vorlag – später nur noch wegen der Belohnung getan wird. Dafür kann es un-
terschiedliche Gründe geben, die sich auf verschiedene psychologische Prozesse 
zurückführen lassen. Die wesentlichen sind:76 

• Verminderte Selbstbestimmung: Jede Belohnung hat zwei Aspekte, einen 
kontrollierenden und einen informierenden. Der kontrollierende Aspekt ver-
stärkt das Gefühl der Fremdsteuerung, der informierende das der erlebten 
Kompetenz. Je nachdem welcher Aspekt überwiegt, wird die intrinsische oder 
die extrinsische Motivation gefördert. Hierin liegen auch Gefahren: Wird man 
für etwas belohnt, das man ohnehin gerne tut, so beginnt man zu zweifeln, ob 

                                            
74  Der Autor hat die Überlegungen in diesem Kapitel bereits an anderer Stelle publiziert, so dass 

das folgende lediglich die wesentlichen Argumente aus Ziegele/Handel, Anreizsysteme, 2004 
und Handel, Stufenmodell, 2004 wiederholt. 

75  Siehe hierzu u.a. Frey/Osterloh, Sanktionen oder Seelenmassage, 1997; Frey, Markt und 
Motivation, 1997, Frey/Osterloh, Managing Motivation, 2002; Nalbantian, Incentives, 1987 und 
Müller-Böling et al., Professorenbesoldung in Deutschland, 2004. 

76  Siehe Frey, Markt und Motivation, 1997, S. 23-24 und Frey/Osterloh, Sanktionen oder 
Seelenmassage, 1997. 



 24

man das auch aus freien Stücken getan haben würde und wird es eventuell 
nur noch gegen Belohnung tun. 

• Verminderte Selbsteinschätzung: Wird die intrinsische Motivation einer Person 
nicht gewürdigt, bedeutet dies eine unter Umständen demotivierende Miss-
achtung ihrer ehrlichen Beweggründe. Auf Grund dieser Missachtung vermin-
dert die Person ggf. ihren Einsatz. 

• Überveranlassung: Eine externe Belohnung kann auch zu einer Übermotiva-
tion führen, aus der dann folgt, dass derjenige Teil der Motivation zurückge-
stellt wird, auf den das Individuum Einfluss hat: die intrinsische Motivation 
sinkt. 

Aus diesen Überlegungen zum Verdrängungseffekt ergeben sich weitere Schluss-
folgerungen für die Gestaltung extrinsischer Anreizsysteme:  

• Anreizsysteme sind dann besonders wirksam, wenn der externe Anreiz die 
Ziele der Anreizadressaten würdigt, z.B. indem sie an der Erarbeitung von 
Leistungskriterien mitwirken.  

• Extrinsische Anreize sollten eingesetzt werden, wenn intrinsische Anreize 
negative Effekte erbringen und daher korrigiert werden sollen bzw. wenn es 
darum geht, als eher uninteressant empfundene Arbeiten aufzuwerten und 
Personen an neue Aufgaben heranzuführen.  

• Anreizsysteme sollten keinen direkten Zusammenhang zu Einzelleistungen 
herstellen. Je direkter eine Belohnung von einer spezifischen erbrachten 
Leistung abhängt, desto stärker wird sie als kontrollierend empfunden und 
gefährdet daher die intrinsische Motivation. Das bedeutet im Einzelnen: Findet 
eine Beförderung eines Arbeitnehmers auf Grund der jeweiligen gesamten er-
brachten Leistung statt oder empfindet er dies so, wird er sich in seinem 
Engagement bestätigt fühlen, die intrinsische Motivation wird verstärkt. Wird 
ein Arbeitnehmer aber wegen einer bestimmten Leistung geehrt oder erhält 
einen Preis, kann das viel eher als ein kontrollierender Eingriff angesehen 
werden, der dann zur Schädigung der intrinsischen Motivation führt, insbe-
sondere dann, wenn der Arbeitnehmer andere Leistungen höher achtet als 
diejenige, für die er geehrt wurde.77 

• Anreizsysteme sollten differenziert sein. Je einheitlicher Entlohnungssysteme 
gestaltet sind, desto eher besteht die Gefahr, dass Beschäftigte mit über-
durchschnittlicher Arbeitsmoral ihr Engagement vermindern, da dieses 
(zumindest in den Entlohnungssystemen) nicht wertgeschätzt wird.  

• Anreizsysteme sollten den Aspekt der Fairness beachten, denn die empfun-
dene Fairness beeinflusst in starkem Maße die Motivation. Hierbei kommt 
neben der Leistungsgerechtigkeit insbesondere der Verfahrensgerechtigkeit 
große Bedeutung zu. Verfahrensgerechtigkeit erfordert u.a., dass alle eine 
Chance haben, die Belohnungen im Anreizsystem zu erlangen, und dass die 
einer Leistungsbewertung zugrunde liegenden Informationen valide sind.78 

Daneben existieren auch Möglichkeiten, die intrinsische Motivation gezielt zu beein-
flussen. Beeinflussbare Faktoren für eine höhere intrinsische Motivation sind: 

                                            
77  Frey, Markt und Motivation, 1997, S. 92-94. 
78  Siehe hierzu ausführlicher Weibel/Rota, Fairness als Motivationsfaktor, 2002. 
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• die Art der Tätigkeit: Je interessanter die Tätigkeit, desto höher die Möglichkeit 
für intrinsische Motivation.  

• die Mitbestimmung: Unter den Bedingungen von starker Mitbestimmung 
weisen die Angestellten in der Regel eine höhere Arbeitsmoral auf als dies bei 
sehr hierarchischen Organisationen der Fall ist. 

4.3.2 Schlussfolgerungen für die Professorenbesoldung 
Die vorangegangenen theoretischen Überlegungen weisen auch und gerade im 
Wissenschaftskontext eine hohe Relevanz auf. Gerade hier gilt es, mit der Zwei-
schneidigkeit extrinsischer und besonders monetärer Leistungsanreize einen be-
wussten Umgang zu pflegen. Zunächst einmal ist davon auszugehen, dass es sich 
bei Professoren um hochgradig intrinsisch motivierte Individuen handelt. Intrinsische 
Motivation wirkt sich besonders bei hoch innovativen Tätigkeiten aus, bei denen 
neue Erkenntnisse in den Zusammenhang einer oder gar mehrerer Theorien gestellt 
werden. Auch kognitiv schwierige Aufgaben werden leichter von intrinsisch als von 
extrinsisch Motivierten bewältigt, da Personen, die von einer Aufgabe fasziniert sind, 
Rückschläge besser verarbeiten können als solche, die auf eine Belohnung mit unsi-
cherer Erfolgswahrscheinlichkeit spekulieren.79 Die Arbeit des Professors kommt 
damit intrinsisch Motivierten entgegen. Viele Wissenschaftler, insbesondere an Fach-
hochschulen, üben bei Aufnahme einer wissenschaftlichen Tätigkeit Gehaltsverzicht 
zugunsten von Selbstbestimmung und Entfaltungsmöglichkeiten. Angesichts dieser 
Situation drohen also Verdrängungseffekte.  
Die detaillierte Betrachtung der Determinanten des Verdrängungseffekts hat jedoch 
gezeigt, dass es Ansatzpunkte gibt, um den Verdrängungseffekt zu minimieren und 
die Wirksamkeit von Anreizsystemen aufrecht zu erhalten. Dazu einige Punkte, die 
bei der Gestaltung eines Systems der leistungsorientierten Professorenbesoldung zu 
beachten sind: 

• Anreizsysteme sollten möglichst unbürokratisch gestaltet werden, um den 
wahrgenommenen Kontrolleffekt zu minimieren. Wenn z.B. ein Anreizsystem 
damit gekoppelt würde, dass Professoren als Basis für eine Kostenrechnung 
kostenträgerbezogene Zeitaufschreibung betreiben müssten, dann würde dies 
stark als Kontrolle wahrgenommen und erhebliche Verdrängungseffekte 
befürchten lassen. 

• Anreizsysteme sollten auf Belohnung und nicht auf Bestrafung ausgelegt sein, 
da durch Bestrafung eine nachhaltige Beschädigung der intrinsischen Motiva-
tion befürchtet werden muss. 

• Die Adressaten des Anreizsystems sollten an der Zielbildung, die den Anrei-
zen zugrunde liegt, beteiligt werden. Sie sollten die Möglichkeit haben, indivi-
duelle, eigene Ziele als Beurteilungskriterien einzubringen, die individuelle 
Besonderheiten berücksichtigen. Dies spricht dafür, ergänzend zu jedem starr 
formalisierten Besoldungssystem, das einheitliche Maßstäbe schafft, individu-
elle Zielvereinbarungen einzusetzen, die auf Besonderheiten eingehen kön-
nen. 

• Die im Rahmen der leistungsorientierten Professorenbesoldung eingeführten 
Funktionszulagen für Tätigkeiten im Wissenschaftsmanagement sind sinnvoll, 
da sie an neue Aufgaben heranführen. 

                                            
79  Frey, Markt und Motivation, 1997, S. 96. 
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• Anreizsysteme sollten die Mittelverteilung für Forschung und Lehre gegenüber 
dem persönlichen Einkommen von Wissenschaftlern als Anreizelement in den 
Vordergrund stellen. Die Belohnung durch Gelder, die die eigenen Arbeits-
möglichkeiten verbessern, fördert wieder die Möglichkeit, sich im Rahmen sei-
ner intrinsischen Motive zu entfalten. 

• Im Rahmen der leistungsorientierten Professorenbesoldung sollten nicht 
Leistungsprämien direkt an einzelne Leistungsindikatoren gekoppelt werden, 
sondern es sollte ein leistungsorientierter Stufentarif geschaffen werden. Für 
die Erreichung einer höheren Leistungs- und damit Gehaltsstufe ist die 
Gesamtleistung aus unterschiedlichen Kriterien entscheidend. 

Im Rahmen der rechtlichen Vorgaben der W-Besoldung lässt sich aus dem oben 
dargestellten das folgende Fazit ziehen: Für die Übernahme von Aufgaben der 
akademischen Selbstverwaltung (in der Regel für Vizepräsidenten, Dekane und 
Studiendekane) sollten Funktionsleistungsbezüge gewährt werden. Die Hochschule 
sollte in einer Richtlinie die monatlichen Beträge dafür festlegen. Entsprechend der 
oben dargestellten motivationstheoretischen Überlegungen dienen diese Zulagen 
dazu, Professoren für die Ämter zu gewinnen und an neue Aufgaben heranzuführen.  
Auch Berufungs- und Bleibeleistungsbezüge sollten gewährt werden, um Professo-
ren für die Hochschule zu gewinnen oder zum Bleiben zu bewegen. Diese Zulagen 
können zunächst befristet gewährt werden, um mit einer Zielvereinbarung die Be-
werber an der Zielbildung zu beteiligen und auf individuelle Besonderheiten eingehen 
zu können. 
Für die Vergabe der besonderen Leistungsbezüge sollte ein transparentes und faires 
Verfahren entwickelt werden, bei dem sich die Professoren in einem mehrjährigen 
Rhythmus selbst bewerben (Antragsverfahren) und zusätzlich vorgeschlagen werden 
können (Vorschlagsverfahren). Bei diesen Verfahren ist (den motivationstheoretische 
Überlegungen folgend) darauf zu achten,  

• dass die Chancengleichheit gewahrt wird.  
Alle Professorinnen und Professoren können sich im Rahmen des Antrags-
verfahrens selbst bewerben.   
Als Kontrollmechanismus – etwa für die Chancengleichheit zwischen den 
Geschlechtern – kann vorgeschrieben werden, dass in regelmäßigen Abstän-
den die Vergabe der Leistungsstufen geschlechtsdifferenziert veröffentlicht 
wird. 

• dass Genauigkeit angestrebt wird.  
So sollen einerseits die Professoren selbst ihre Angaben zu den entschei-
dungsrelevanten Bereichen zusammenstellen, und andererseits müssen un-
abhängige Evaluationen und studentische Veranstaltungskritik in die Beurtei-
lung eingehen. D.h. eine Vielzahl von Informationsmöglichkeiten wird vor der 
Entscheidung genutzt.  

• dass Korrekturmöglichkeiten gegeben sind.  
Die Regelmäßigkeit des Verfahrens garantiert automatisch Korrekturmöglich-
keiten alle drei Jahre. Zusätzlich werden Einspruchmöglichkeiten erprobt. 

• dass keine Bestrafungen erfolgen.   
Das Wegfallen einer über mehrere Jahre gewährten Zulage wird sehr wahr-
scheinlich als kontrollierender und bestrafender Eingriff gewertet und würde 
sich negativ auf die notwendige intrinsische Motivation auswirken. Daher ist 
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mit einem solchen Wegfall (und auch der Drohung damit) sehr vorsichtig um-
zugehen. Entfristungsmöglichkeiten für langjährig gewährte Zulagen sind zu 
schaffen und zu nutzen.  

• dass Repräsentativität hergestellt wird.  
Die Kriterienkataloge lassen zwar großen Spielraum, implizieren aber eine den 
unterschiedlichen Hochschultypen angemessene Ausgewogenheit zwischen 
Forschung und Lehre, so dass alle relevanten Bereiche der Tätigkeit eines 
Professors repräsentiert werden. 

Die inhaltliche Ausgestaltung des Verfahrens und der Ablauf des Verfahrens dürfen 
nicht über die Köpfe der Betroffenen hinweg erfolgen. Einem solchen Antragsverfah-
ren sollte ein Kriterienkatalog zugrunde liegen, der unter Beteiligung der akademi-
schen Gremien der Hochschule entwickelt und im Senat beraten worden ist und 
somit das Kriterium der Mitbestimmung erfüllt. Zwar entscheidet letztlich die Hoch-
schulleitung in eigener Verantwortung über die Gewährung von Leistungsbezügen, 
sie bezieht aber die Urteile von Dekan und ggf. Studiendekan mit ein. Auch der 
Anschein von Willkür ist zu vermeiden. Durch eine mögliche vorherige Veröffentli-
chung über die statistische Wahrscheinlichkeit der Erteilung einer Leistungsstufe und 
den formalisierten und geregelten Ablauf ist das Verfahren transparent und fair. Bei 
einem sensiblen Umgang mit den beschriebenen Verfahren sollte es gelingen, dass 
die neue Professorenbesoldung von den Betroffenen als fair empfunden wird und 
daher die Motivation positiv beeinflusst, ohne die intrinsische Motivation zu schädi-
gen. 
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5 Umsetzung der Professorenbesoldungsreform in 
Landesrecht 

5.1 Empfehlungen zur Umsetzung 
An Empfehlungen zur Umsetzung der Professorenbesoldungsreform in den Hoch-
schulen hat es nach der Veröffentlichung des Gesetzes nicht gemangelt.80 Auch ist 
die Verfassungsmäßigkeit der leistungsorientierten Professorenbesoldung ausführ-
lich diskutiert worden.81 Im Zentrum dieser Arbeit steht die Umsetzung der Professo-
renbesoldungsreform in Landesrecht, so dass auf Verfahrensvorschläge, die auf die 
Hochschulebene abzielen und auf Bedenken wegen der Verfassungsmäßigkeit an 
dieser Stelle nicht weiter eingegangen werden soll. 
Zur Umsetzung in das Landesrecht liegen zwei einflussreiche, aber sehr unterschied-
liche Empfehlungen vor. So hatte sich der Arbeitskreis für Besoldungsfragen der 
Finanzministerien der Länder unter Leitung des niedersächsischen Ministerialrats 
Ulrich Hundertmark schon sehr frühzeitig mit der Umsetzung der Professorenbesol-
dung in das Landesrecht befasst. Die im Oktober 2002 verabschiedeten „Musterre-
gelungen zur Umsetzung des ProfBesReformG in Bundes- oder Landesbesoldungs-
recht“82 stellen die Problematik aus „besoldungsfachlicher Sicht“ dar.83 Diese ist in 
vielen Punkten nicht kompatibel mit den Zielsetzungen der Expertenkommission und 
den theoretischen Erkenntnissen. 
Im Gegensatz dazu sind die gemeinsam von HRK und CHE verfassten und vom 200. 
Plenum der Hochschulrektorenkonferenz am 8. Juli 2003 verabschiedeten „10 
Punkte zur wissenschaftsadäquaten Umsetzung des Professorenbesoldungsreform-
gesetzes auf Landesebene“ sowohl im Einklang mit den theoretischen Erkenntnissen 
als auch mit den Empfehlungen der Expertenkommission. Viele der im Folgenden 
entwickelten Leitbilder sind dort bereits ähnlich formuliert.84 

5.2 Stand der Umsetzung 
Die Umsetzung der Professorenbesoldungsreform erfolgte in den Ländern in der 
Regel durch Anpassung des Landesbesoldungsgesetzes und durch eine daran 
anschließende Verordnung zur Vergabe der Leistungsbezüge. Auf diesen beiden 
gesetzlichen Grundlagen aufbauend, erlassen nun die Hochschulen Satzungen oder 
Richtlinien, die konkret die Vergabeverfahren der Leistungsbezüge regeln. Dieses 
Verfahren ist treffend als „Kaskadenprinzip“ charakterisiert worden, da die bundes-
gesetzlichen Vorgaben quasi kaskadenartig auf die jeweiligen Hochschulen herunter-
gebrochen werden.85  
Im Zusammenhang mit dieser Arbeit sind nur die ersten beiden Schritte relevant. Die 
meisten Länder sind ihrer Verpflichtung, die gesetzlichen Grundlagen zur Umsetzung 
der Professorenbesoldung zu schaffen, mittlerweile gefolgt. Zum Endpunkt der 
Datenaufnahme für diese Arbeit, am 1. Mai 2005, lagen 15 Gesetze zur Umsetzung 

                                            
80  Siehe z.B.: Kempen, Vorschläge des DHV, 2003 oder HLB, Vergabe, 2002 und HLB, Umstieg, 

2002. 
81  Siehe exemplarisch dafür Löwer, Rechtspolitische und verfassungsrechtliche Kritik, 2003. 
82  Arbeitskreis für Besoldungsfragen, Musterregelungen, 2002. 
83  Hundertmark, neue Professorenbesoldung, 2003. 
84  HRK/CHE, 10 Punkte, 2003. 
85  Müller-Bromley, Umsetzung, 2004, S. 18. 
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der Professorenbesoldungsreform in Landesrecht in verabschiedeter und veröffent-
lichter Form vor. Lediglich aus Sachsen gibt es noch kein entsprechendes Gesetz, 
hier musste auf den Gesetzentwurf der Staatsregierung vom 24. Februar 2005 
zurückgegriffen werden.86 Entsprechend konnte aus Sachsen auch keine endgültige 
Verordnung vorliegen, so dass wiederum auf einen Entwurf zurückgegriffen wurde. 
Aus allen anderen Bundesländern liegen unterdessen verabschiedete Verordnungen 
vor. Lediglich im Land Berlin hat man auf nähere Regelungen durch eine Verordnung 
verzichtet und alles Wesentliche im Gesetz geregelt. Die verwendeten Gesetzestexte 
und Verordnungen sind im Literaturverzeichnis unter dem entsprechenden Punkt im 
Detail angegeben. 

5.3 Gestaltungsmöglichkeiten der Länder 
Die Gestaltungsmöglichkeiten der Länder umfassen wie bereits dargestellt87: 

• Regelungen zum Vergabeverfahren; 

• Regelungen zu den Zuständigkeiten; 

• Regelungen zur Befristung und/oder Dynamisierung; 

• Regelungen zur Ruhegehaltfähigkeit der Leistungsbezüge; 

• Regelungen zur Stellenkategorie und zum Übergang;  

• Regelungen zur Besoldung der Hochschulleitung;  

• Regelungen zur Forschungs- und Lehrzulage und  

• Regelungen zum Vergaberahmen. 
Diese Gestaltungsmöglichkeiten werden im Folgenden Kapitel in dieser Reihenfolge 
untersucht und anhand von Leitbildern bewertet.  

                                            
86  Wesentliche Veränderungen daran werden nicht mehr erwartet, da die erste Lesung am 9. 

März 2005 auch bereits abgeschlossen ist. 
87  Siehe dazu die Auflistung im Kapitel 3.2 „ “ ab S. 

17, die hier zusammengefasst und in anderer Reihenfolge wiedergegeben ist. 
Gesetzliche Anforderungen an die Umsetzung
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6 Bewertung der Landesregelungen anhand von 
Leitbildern 

Aus den in den einführenden Kapiteln dargestellten Zielsetzungen der Experten-
kommission, der Umsetzung in Bundesrecht, den Schlussfolgerungen aus den 
Grundsätzen des NPM und der Motivationstheorie und den dargestellten Gestal-
tungsspielräumen der Länder werden im Folgenden acht Leitbilder für eine sachge-
rechte Umsetzung der Professorenbesoldung in Landesrecht entwickelt und kurz all-
gemein begründet. Um diese acht Leitbilder mit den konkreten Gesetzesformulie-
rungen abgleichen zu können, werden sie auf 20 konkrete Gestaltungsfragen 
„heruntergebrochen“, die im Detail diskutiert und bewertet werden.88 
Die Formulierung der Leitbilder orientiert sich an dem Grundsatz, dass die Hoch-
schulen aus möglichst vielen bürokratischen Fesseln befreit werden sollten, damit 
das deutsche Wissenschaftssystem durch Wettbewerb und Autonomie leistungsfähi-
ger werden kann.89 Dies bleibt bei aller Begründung in der Literatur und in den voran-
gegangenen Kapiteln natürlich weiterhin eine politisch-normative Aussage, die nicht 
von allen Landesgesetzgebern geteilt werden muss, obwohl mittlerweile die wesent-
lichen Grundsätze von Autonomie und Wettbewerb im deutschen Hochschulsystem 
in die Landeshochschulgesetze eingegangen sind.90 
Entsprechend sollten die landesrechtlichen Regelungen die folgenden allgemeinen 
Grundsätze beherzigen:  

• Das Land sollte den Hochschulen möglichst wenige Vorgaben machen. 

• Prinzip sollte eine Beschränkung auf das Erforderliche sein. 

• Möglichst alle vom Bundesgesetz gelassenen Freiheiten sollten an die Hoch-
schulen weitergeben werden. 

Die folgende Bewertung der landesgesetzlichen Regelungen orientiert sich an einem 
Schema, das der Stifterverband bei seinem Vergleich der Landeshochschulgesetze 
im Jahre 2002 angewandt hat.91 
Entsprechend wird:  

• eine „Best-Law-Gruppe“ gebildet, in die diejenigen Landesregelungen einsor-
tiert werden, die dem formulierten Leitbild entsprechen oder wenigstens nahe 
kommen.   

• eine „Mittelgruppe“ mit den Landesregelungen gebildet, die den formulierten 
Zielsetzungen zwar insgesamt unzureichend, wohl aber partiell entsprechen,  

• eine „Worst-Law-Gruppe“ gebildet, in die diejenigen Regelungen fallen, die er-
heblich vom Leitbild abweichen oder gar konträre und als systemwidrig be-
wertete Ziele verfolgen. 

Bei der vergleichenden Bewertung ist, wie bereits dargelegt, ausschließlich der 
gesetzliche Rahmen auf Landesebene maßgeblich. Hierbei werden lediglich die 

                                            
88  Eine Bewertung war nur in 17 Regelungsbereichen möglich; in einem weiteren 

Regelungsbereich konnten Sonderpunkte vergeben werden. 
89  Siehe grundlegend dazu Müller-Böling, Entfesselte Hochschule, 2000. 
90  Siehe u.a. dazu Stifterverband, Qualität durch Wettbewerb, 2002 und die seither vorgelegten 

Landeshochschulgesetze. 
91  Stifterverband, Qualität durch Wettbewerb, 2002, S. 4-5. 
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entsprechenden Landesbesoldungsgesetze und Verordnungen betrachtet, einzelne 
Hochschulregelungen oder auch die eventuell von den gesetzlichen Regelungen 
abweichende hochschulpolitische Praxis konnten aus Praktikabilitätsgründen nicht 
berücksichtigt werden, denn untergesetzliche Praxis ist schwer feststellbar und 
unterliegt laufenden Veränderungen, so dass danach nicht bewertet werden kann.92 

6.1 Leitbild zum Vergabeverfahren  
Leitbild: Das Landesrecht sollte den Hochschulen zu den Voraussetzungen und 
Kriterien der Vergabe von Leistungsbezügen keine Einschränkungen machen. Dies 
gilt für alle drei Leistungsbezügearten.  
Das bedeutet, dass das Vergabeverfahren allein durch die Hochschule gestaltet 
werden können sollte. Das Landesgesetz sollte daher keine einschränkenden und 
bindenden Kriterienkataloge für Berufungs- und Bleibeleistungsbezüge und beson-
dere Leistungsbezüge vorgeben und auf Einschränkungen der Funktionen verzich-
ten, für die Funktionsleistungsbezüge gewährt werden können. Darüber hinaus ist 
auf jede Form der Kontingentierung der Leistungsbezüge zu verzichten, um die 
Hochschulen in ihrer Gestaltungsfreiheit nicht einzuschränken.  
Begründung: Das NPM setzt auf dezentrale Verantwortung, die Delegation der Ent-
scheidungsprozesse auf die „lokale“ Ebene und die Steuerung über Anreizsysteme. 
Dieser Grundsatz sollte möglichst konsequent verwirklicht werden. Gesetzliche 
Reglementierungen der praktischen Umsetzung eines gesetzmäßigen Ziels sind 
daher nicht wünschenswert.93  

6.1.1 Kriterienvorgaben und Einschränkungen für Berufungs- und Bleibe-
Leistungsbezüge 

Die Kriterienvorgaben der Landesregelungen beschränken sich auf recht allgemeine 
Kriterien wie Qualifikation, Bewerberlage und Arbeitsmarksituation, die insbesondere 
zu berücksichtigen sind. Sie lassen also den Hochschulen den notwendigen Spiel-
raum. Einschränkungen ergeben sich in den Fragen:  

• Muss für Bleibeverhandlungen das Angebot eines anderen Arbeitgebers oder 
der Ruf einer anderen Hochschule schriftlich vorgelegt werden, oder ist dies 
lediglich glaubhaft zu machen?  

• Gibt es eine zeitliche Befristung, wann bei einem weiteren Ruf frühestens 
Bleibeverhandlungen geführt werden dürfen? 

Entsprechende Einschränkungen waren in der C-Besoldung üblich, passen aber 
nicht in das neue System, in dem die Hochschule letztlich die Verantwortung für ihre 
Personalrekrutierung und auch die finanzielle Verantwortung trägt. Daher führen die 
oben genannten Einschränkungen, sofern sie beide auftreten, in diesem Teilaspekt 
zur Eingruppierung in der „Worst-Law-Gruppe“. Falls nur eine Einschränkung auftritt, 
wird das Land in der „Mittelgruppe“ eingruppiert und nur Landesregelungen ohne 
diese Einschränkungen führen zur Bewertung „Best-Law-Gruppe“. 
 

                                            
92  Der Stifterverband für die Wissenschaft sah sich bei seinem Vergleich der Ländergesetze zu 

einem ähnlichen Vorgehen gezwungen. Stifterverband, Qualität durch Wettbewerb, 2002, S. 
4. 

93  Siehe dazu Kapitel 4.1 ab S. 19. 
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6.1.1 Best-Law-Gruppe Mittelgruppe Worst-Law-Gruppe 
Bundesland Hessen; 

Niedersachsen; 
Saarland 

Berlin; Bremen; 
Rheinland-Pfalz; 
Sachsen-Anhalt 

Baden-
Württemberg; 
Bayern; 
Brandenburg; 
Hamburg; 
Mecklenburg-
Vorpommern; 
Nordrhein-
Westfalen; 
Sachsen; 
Schleswig-Holstein; 
Thüringen 

 
Ergänzend soll hier noch angeführt werden, dass Sachsen-Anhalt den Platz in der 
Mittelgruppe dem Umstand verdankt, dass die Gesetzesformulierung nicht ganz ein-
deutig ist. Dort heißt es, dass Bleibe-Leistungsbezüge zulässig sind, „wenn der Pro-
fessor […] den Ruf […] oder eine schriftliche Einstellungszusage glaubhaft macht.“94 
Hier konnte nicht entschieden werden, ob die Einstellungszusage schriftlich vorgelegt 
werden muss, oder lediglich glaubhaft zu machen ist. 
Weiter ergänzend soll hier noch angemerkt werden, dass sich in der Landesregelung 
Nordrhein-Westfalens eine äußerst problematische Formulierung findet: „Berufungs-
Leistungsbezüge sind bei der erstmaligen Übertragung der Professur nach dem Er-
werb der Einstellungsvoraussetzungen in der Regel nicht zulässig.“95 Dies drückt 
eine völlige Verkennung der Intention der Professorenbesoldungsreform aus, die es 
ermöglichen soll, auch und gerade bei der Gewinnung neuer Professoren individuelle 
leistungs- und qualifikationsbezogene Angebote zu machen.  
Die gesetzlichen Details finden sich in der Anlage 8.1.1 ab S. 55.  

6.1.2 Kriterienvorgaben und Einschränkungen für besondere Leistungsbezüge 
Die Kriterienvorgaben der Landesregelungen beschränken sich auf recht allgemeine 
Kriterien, die üblicherweise in Katalogen für die unterschiedlichen Aspekte (For-
schung, Lehre, Kunst, Weiterbildung, Nachwuchsförderung) dargelegt werden, die 
insbesondere zu berücksichtigen sind. Sie lassen also den Hochschulen den not-
wendigen Spielraum. Alle Landesregelungen schreiben vor, dass die bewerteten be-
sonderen Leistungen „in der Regel über mehrere Jahre erbracht“ sein sollen.  
In einigen landesrechtlichen Regelungen findet sich die problematische Formulie-
rung, dass diese Leistungen „erheblich über dem Durchschnitt“ liegen müssen. Bei 
einer strengen Auslegung dieser Vorschrift dürften nur weniger als 50% der Profes-
soren besondere Leistungsbezüge erhalten. Von der Intention des Professorenbe-
soldungsreformgesetzes her sollten diese Gehaltsbestandteile entsprechend der 
Leistungen aber allen Professoren zur Verfügung stehen können. Da diese Vorschrift 
in der Praxis kaum Relevanz haben dürfte, führt ihr Vorhandensein lediglich zur Ein-
gruppierung in die Mittelgruppe. 

                                            
94   ST-G § 12(3). 
95  NW-G § 12(1). 
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Weitere Einschränkungen bei der Vergabe der besonderen Leistungsbezüge werden 
in wenigen Landesregelungen durch die Vorgabe von Fristen gemacht, die bei der 
Bewertung und Gewährung zu berücksichtigen sind. Solche vom Land vorgegebe-
nen Fristen passen nicht zum System der neuen Professorenbesoldung, in dem die 
Hochschulen flexibel und selbstbestimmt agieren können sollen. Ihr Vorhandensein 
führt entsprechend zu Eingruppierung in die Worst-Law-Gruppe. 

6.1.2 Best-Law-Gruppe Mittelgruppe Worst-Law-Gruppe 
Bundesland Baden-

Württemberg; 
Bayern; Berlin; 
Hamburg; Hessen; 
Mecklenburg-
Vorpommern; 
Niedersachsen 

Brandenburg; 
Bremen; Rheinland-
Pfalz; Saarland; 
Schleswig-Holstein; 
Thüringen 

Nordrhein-
Westfalen; 
Sachsen; Sachsen-
Anhalt 
 

Die gesetzlichen Details finden sich in der Anlage 8.1.2 ab S. 57. 

6.1.3 Einschränkungen bei den Funktionsleistungsbezügen für nebenamtliche 
Funktionen  

Funktionsleistungsbezüge für nebenamtliche Funktionen dienen der Professionali-
sierung des Hochschulmanagements und schaffen Anreize, Aufgaben in der Selbst-
verwaltung mit Engagement und ggf. über längere Zeit zu übernehmen. Die Hoch-
schulen sollten die Funktionen, für die solche Funktionsleistungsbezüge gewährt 
werden, selbstständig festlegen können und in der Festlegung der Höhe nicht einge-
schränkt sein. Diesem Leitbild entsprechen 13 der 16 Landesregelungen. Lediglich 
Brandenburg und Hamburg nehmen Einschränkungen bei den möglichen Funktionen 
vor. Brandenburg und Nordrhein-Westfalen begrenzen die Höhe der Funktionsleis-
tungsbezüge, wobei Nordrhein-Westfalen mit der Begrenzung aller nebenamtlichen 
Funktionsleistungsbezüge auf 10% des Grundgehalts besonders starke Reglemen-
tierungen vornimmt.96 Diese Einschränken führen zur Eingruppierung in die Worst-
Law-Gruppe, während die anderen Landesregelungen zur Best-Law-Gruppe gehö-
ren. 

6.1.3 Best-Law-Gruppe Mittelgruppe Worst-Law-Gruppe 
Bundesland Baden-

Württemberg; 
Bayern; Berlin; 
Bremen; Hessen; 
Mecklenburg-
Vorpommern; 
Niedersachsen; 
Rheinland-Pfalz; 
Saarland; Sachsen; 
Sachsen-Anhalt; 
Schleswig-Holstein; 
Thüringen 

 Brandenburg; 
Hamburg; 
Nordrhein-
Westfalen 
 

Die gesetzlichen Details finden sich in der Anlage 8.1.3 ab S. 59. 

                                            
96  NW-VO § 7(5). 
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6.1.4 Kontingentierung 
Die Hochschulen sollten frei über die Instrumente und Anreize entscheiden können, 
die sie einsetzen. Daher ist es schädlich, wenn der Landesgesetzgeber Kontingente 
ausweist, die für bestimmte Leistungsbezügearten eingesetzt werden sollen. Es ist 
zwar sicher notwendig, dass sich die Hochschulen individuell solche Kontingente 
setzen - insbesondere für die besonderen Leistungsbezüge -, aber dabei sollte es zu 
vielen unterschiedlichen Herangehensweisen kommen können, die sich derzeit auch 
schon bei der Umsetzung an den Hochschulen abzeichnen. Insbesondere ist 
erkennbar, dass sich Universitäten ganz anders als Fachhochschulen verhalten. Bei 
ersteren ist beobachtbar, dass sich ein Großteil der Mittel auf die Anwerbephase 
konzentriert (Berufungs- und Bleibeleistungsbezüge), während die Fachhochschulen 
in ihrer Mehrheit ausgefeilte Modelle erarbeiten, in denen der überwiegende Teil der 
Mittel auf besondere Leistungsbezüge entfällt. Solche und weitere Möglichkeiten der 
Differenzierung sollten vom Landesgesetzgeber eröffnet und nicht verboten 
werden.97 
Entsprechend führt eine Kontingentierung in den Landesregelungen zur Klassifizier-
ung Worst-Law und keine Kontingentierung zu Best-Law. Lediglich Baden-Württem-
berg wird in die Mittelgruppe eingeordnet, da dort vorgeschrieben ist, dass das 
Ministerium eingreifen kann, indem es die Hochschule auffordert, eine Kontingen-
tierung vorzunehmen, wenn „die Vergabepraxis einer ausgewogenen leistungsbezo-
genen Besoldung widerspricht“. Dies lässt einen bedingt hochschulindividuellen Zu-
gang zu.98 

6.1.4 Best-Law-Gruppe Mittelgruppe Worst-Law-Gruppe 
Bundesland Berlin; Bremen; 

Hamburg; Hessen; 
Nordrhein-
Westfalen; 
Rheinland-Pfalz; 
Sachsen; Sachsen-
Anhalt; Thüringen 

Baden-Württemberg Bayern; 
Brandenburg; 
Mecklenburg-
Vorpommern; 
Niedersachsen; 
Saarland; 
Schleswig-Holstein 
 

Die gesetzlichen Details finden sich in der Anlage 8.1.4 ab S. 62. 

6.2 Leitbild zu den Zuständigkeiten 
Leitbild: Das Landesrecht sollte auf Regelungen zu Zuständigkeiten (insb. zur Betei-
ligung des Staates) bei der Entscheidung über die Vergabe von Leistungsbezügen 
aller drei Arten verzichten und dies als Managementaufgabe an die Hochschulleitung 
delegieren. 
Begründung: Das NPM setzt auf dezentrale Verantwortung, die Delegation der Ent-
scheidungsprozesse auf die „lokale“ Ebene und die Steuerung über Anreizsysteme. 

                                            
97  Siehe hierzu die ersten Erfahrungen der Universität Hannover in Handel, Stufenmodell, 2004 

sowie die Modelle niedersächsischen Fachhochschulen in Müller-Bromley, Umsetzung, 2004 
und die Beiträge von Jaudzims und Maas/Wacker in Müller-Böling, Leistungsorientierte 
Professorenbesoldung, 2. Auflage, 2004 zu den Fachhochschulen Hannover und der HAW 
Hamburg. Ähnlich auch im Konzept der Rektorenkonferenz der Fachhochschulen Baden-
Württemberg (Projektbericht des CHE, unveröffentlicht). 

98  BW-VO § 5. 
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Eine gesetzliche vorgeschriebene Einflussnahme auf hochschulinterne Besoldungs-
fragen ist nicht wünschenswert.99 

6.2.1 Zuständigkeiten für Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge 
In der C-Besoldung war es möglich, dass C4-Professoren unter bestimmten klar 
geregelten Bedingungen nach den Vorbemerkungen 1 und 2 der Bundesbesoldungs-
ordnung C Berufungs- und Sonderzuschüsse erhielten. Dies betraf insgesamt nur 
wenige Professoren und lag im Verantwortungsbereich des Ministeriums, das für die 
Besoldung zuständig war und in der Regel über gesonderte Mittel dafür verfügte. 
Diese Mittel sind bei der Berechnung des Besoldungsdurchschnitts mit eingeflossen 
und stehen den Hochschulen innerhalb ihres Etats zur Verfügung. Daher sollten die 
Hochschulen auch die volle Verantwortung für die Berufungs- und Bleibeleistungsbe-
züge übernehmen können. Staatliche Eingriffe und Restriktionen sind nicht notwen-
dig. 
Entsprechend führt nur eine Regelung, die den Hochschulen die volle Kompetenz in 
Sachen Berufungs- und Bleibeleistungsbezügen überträgt, zur Bewertung „Best 
Law“.100 In der Mittelgruppe wurden die Landesregelungen eingruppiert, die „in 
besonderen Fällen“ (oder ähnliche Formulierungen) die Zustimmung des Ministeri-
ums erfordern. Als „Worst-Law“ wurde nur die Landesregelung von Bremen klassifi-
ziert, da dort weiterhin das Ministerium für die Festsetzung der Berufungs- und 
Bleibeleistungsbezüge zuständig ist.101 

6.2.1 Best-Law-Gruppe Mittelgruppe Worst-Law-Gruppe 
Bundesland Baden-

Württemberg; 
Berlin; Hamburg; 
Hessen; 
Mecklenburg-
Vorpommern; 
Niedersachsen; 
Saarland; Sachsen-
Anhalt; Thüringen 

Bayern; 
Brandenburg; 
Nordrhein-
Westfalen; 
Rheinland-Pfalz; 
Sachsen; 
Schleswig-Holstein 
 

Bremen 
 

Die gesetzlichen Details finden sich in der Anlage 8.2.1 ab S. 62. 

6.2.2 Zuständigkeiten für die besonderen Leistungsbezüge 
Auch für die besonderen Leistungsbezüge gilt, dass die Hochschulen intern die volle 
Verantwortung hierfür übernehmen sollten. Dies ist in der überwiegenden Zahl der 
Landesregelungen auch so vorgeschrieben (Best-Law-Gruppe). Lediglich Rheinland-
Pfalz gesteht dem Hochschulrat das Vorschlagsrecht für die besonderen 
Leistungsbezüge zu. Dieser ist als Aufsichtsgremium für diese Aufgabe des 
operativen Managements aber keinesfalls geeignet (Worst-Law-Gruppe). 
 

                                            
99  Siehe dazu Kapitel 4.1 ab S. 19. 
100  Auch bei diesen hätte man noch differenzieren können, da einige Länderregelungen 

Vorschriften zur Beteiligung der Dekane enthalten, die einen Eingriff in die innere Autonomie 
der Hochschule darstellen. Dies führte hier aber nicht zu Abzügen. Für Details siehe Anlage 
8.2.1 ab S. 62. 

101  HB-VO § 3(4). 
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6.2.2 Best-Law-Gruppe Mittelgruppe Worst-Law-Gruppe 
Bundesland Baden-Württemberg; 

Bayern; Berlin; 
Brandenburg; 
Bremen; Hamburg; 
Hessen; 
Mecklenburg-
Vorpommern; 
Niedersachsen; 
Nordrhein-Westfalen; 
Saarland; Sachsen; 
Sachsen-Anhalt; 
Schleswig-Holstein; 
Thüringen 

 Rheinland-Pfalz 
 

Die gesetzlichen Details finden sich in der Anlage 8.2.2 ab S. 63. 

6.2.3 Ordnungen oder Richtlinien 
Die Gestaltung von leistungsbezogenen Besoldungssystemen ist eine Aufgabe des 
Hochschulmanagements und sollte daher vollständig in Händen des verantwortlichen 
Managements (Hochschulleitung) liegen. Auf Vorschriften, das Nähere des Verfah-
rens in Ordnungen oder Satzungen zu regeln, sollte daher verzichtet werden, da 
diese vom Senat verabschiedet werden müssen, der zwar für die grundsätzlichen 
akademischen Fragen, nicht aber für Managementaufgaben zuständig ist. Allenfalls 
sollte der Senat mitverantwortlich für die Kriterien sein, da diese unmittelbar wissen-
schaftliche Fragen betreffen (können). Entsprechend führen Vorschriften, die es der 
Hochschulleitung erlauben, das Verfahren in einer Richtlinie und ggf. die Kriterien in 
einer Ordnung oder Satzung zu regeln, zur Bewertung in der Best-Law-Gruppe. Das 
gesamte Verfahren durch Ordnung oder Satzung zu regeln, wird in der Mittelgruppe 
eingestuft. Keinesfalls aber sollten die internen Regelungen zur Vergabe der 
Leistungsbezüge vom Ministerium zu genehmigen oder in der Grundordnung zu 
regeln sein, da diese nur in einem aufwendigen Verfahren (in der Regel 2/3 Mehr-
heit) zu ändern ist. Das Einvernehmen mit dem Finanzministerium, wie in Sachsen-
Anhalt vorgeschrieben, erscheint darüber hinaus, wegen der strikten Vorgaben zum 
Besoldungsdurchschnitt und Vergaberahmen, günstigstenfalls überflüssig.102 Solche 
Regelungen führen zur Einstufung in der Worst-Law-Gruppe. 

6.2.3 Best-Law-Gruppe Mittelgruppe Worst-Law-Gruppe 
Bundesland Baden-

Württemberg; 
Berlin; Hamburg; 
Niedersachsen 
 

Bayern; 
Brandenburg; 
Bremen; Hessen; 
Mecklenburg-
Vorpommern; 
Nordrhein-
Westfalen; 
Thüringen 

Rheinland-Pfalz; 
Saarland; Sachsen; 
Sachsen-Anhalt; 
Schleswig-Holstein  
 

Die gesetzlichen Details finden sich in der Anlage 8.2.3 ab S. 64. 

                                            
102  ST- VO § 8. 
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6.3 Leitbild zur Befristung und/oder Dynamisierung 
Leitbild: Das Landesrecht sollte den Hochschulen die Möglichkeit eröffnen, über 
Befristung und Dynamisierung selbst und nach Lage des Einzelfalls zu entscheiden. 
Insbesondere sollte vermieden werden, dass besondere Leistungsbezüge nur 
befristet vergeben werden können. 
Begründung: Im Rahmen der dezentralen Verantwortung der Hochschulen sollten 
Sie auch den Themenkomplex Befristung und Dynamisierung selbst gestalten kön-
nen. Zur Befristung zeigen einerseits die internationalen Erfahrungen, dass es üblich 
ist, Zulagen nach qualitativer Bewertung unbefristet zu vergeben. Dies setzt geeig-
nete Leistungsanreize und wird erfolgreich praktiziert.103  Andererseits weisen die 
Erkenntnisse der Motivationstheorie darauf hin, dass der Entzug einmal gewährter 
Zulagen, als eher motivationsschädigend als -fördernd wirkt.104 Daher sind befristete 
Leistungsbezüge mit Bedacht und nur zu bestimmten Anlässen (z.B. als mit Zielver-
einbarungen verknüpfte Berufungsleistungsbezüge) einzusetzen.  

6.3.1 Befristung von Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezügen 
Berufungs- und Bleibeleistungsbezüge dienen dazu, Professoren für die Hochschule 
zu gewinnen oder sie an dieser zu halten. Zu diesem Zweck müssen die Hochschu-
len in der Lage sein, flexibel und bedarfsgerecht über evt. Befristungen zu entschei-
den und ggf. Zielvereinbarungen über die mögliche Entfristung abzuschließen. Ent-
sprechend wird die Mehrzahl der Landesregelungen, die den Hochschulen diese 
Freiheiten lassen, in die Best-Law-Gruppe eingruppiert. Regelungen die vorschrei-
ben, dass die Berufungs- und Bleibeleistungsbezüge „in der Regel“ unbefristet ver-
geben werden sollen, führen in die Mittelgruppe. Lediglich die Bremer Vorschrift, die 
Berufungs- und Bleibeleistungsbezüge „in der Regel“ zunächst für drei Jahre zu be-
fristen und dann erst eine Entfristungsmöglichkeit vorzusehen, wird als Worst-Law 
gewertet. 

6.3.1 Best-Law-Gruppe Mittelgruppe Worst-Law-Gruppe 
Bundesland Baden-

Württemberg; 
Berlin; 
Brandenburg; 
Hamburg; Hessen; 
Mecklenburg-
Vorpommern; 
Niedersachsen; 
Saarland; Sachsen; 
Sachsen-Anhalt; 
Schleswig-Holstein; 
Thüringen 

Bayern; Nordrhein-
Westfalen; 
Rheinland-Pfalz 

Bremen 
 

Die gesetzlichen Details finden sich in der Anlage 8.3.1 ab S. 65. 

6.3.2 Dynamisierung von Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezügen 
Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge sind feste Gehaltsbestandteile, die bei der 
Aufnahme der Tätigkeit oder in Bleibeverhandlungen vereinbart werden. Sie sind 
                                            
103   Siehe dazu Kapitel 2.7 ab S. 11 und Witte/Schreiterer, Internationale Erfahrungen, 2003. 
104  Siehe dazu die Bemerkungen zu Anreizsystemen und Bestrafungen auf S. 26. 
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daher wie das Grundgehalt zu behandeln, das bei der Berechnung des „Weihnachts-
gelds“ berücksichtigt wird und an den allgemeinen Besoldungsanpassungen teil-
nimmt. Daher sollten auch Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge mit dem Grund-
gehalt dynamisiert werden. 
Sie werden unbefristet, aber auch befristet gewährt. Es ist aber nicht einsichtig, 
warum nur die Unbefristeten an den Besoldungsanpassungen teilnehmen sollten, 
wie dies in der Mehrzahl der Landesregelungen vorgesehen ist. Entsprechend führt 
das zur Bewertung Worst-Law. Wird den Hochschulen die Entscheidung hierüber 
überlassen, oder festgelegt, dass alle Berufungs- und Bleibeleistungsbezüge an den 
Besoldungsanpassungen teilnehmen, so werden die entsprechenden Landesrege-
lungen als Best-Law bewertet.  

6.3.2 Best-Law-Gruppe Mittelgruppe Worst-Law-Gruppe 
Bundesland Bremen; Hamburg; 

Hessen; 
Niedersachsen; 
Schleswig-Holstein  

 Baden-
Württemberg; 
Bayern; Berlin; 
Brandenburg; 
Mecklenburg-
Vorpommern; 
Nordrhein-
Westfalen; 
Rheinland-Pfalz; 
Saarland; Sachsen; 
Sachsen-Anhalt; 
Thüringen 

Die gesetzlichen Details finden sich in der Anlage 8.3.2 ab S. 66. 

6.3.3 Befristung von besonderen Leistungsbezügen 
Wie dargestellt, ist die Befristung von besonderen Leistungsbezügen international 
unüblich; sie gefährdet die intrinsische Motivation. Daher ist in den Landesregelun-
gen auf jeden Fall die Möglichkeit der Entfristung von besonderen Leistungsbezügen 
vorzusehen. Dies ist lediglich in Brandenburg, Nordrhein-Westfalen und Thüringen 
nicht gegeben, die daher in die Worst-Law-Gruppe eingestuft werden. Grundsätzlich 
müsste den theoretischen Ergebnissen folgend die Möglichkeit bestehen, besondere 
Leistungsbezüge von Anfang an unbefristet zu gewähren. Dies trifft auf keine 
Landesregelung zu, weswegen die Best-Law-Gruppe leer bleibt.  
In den meisten Landesregelungen ist es jedoch möglich, nach der erstmaligen 
befristeten Vergabe besondere Leistungsbezüge unbefristet zu vergeben, was zur 
Eingruppierung in der Mittelgruppe führt. In vielen dieser Regelungen findet sich, 
dass diese „für den Fall des erheblichen Leistungsabfalls mit einem Widerrufsvorbe-
halt“ auszustatten sind, wie das vom Arbeitskreis für Besoldungsfragen der Finanz-
ministerien der Länder vorgeschlagen wurde.105 In diesem Fall kann man eigentlich 
nicht von einer unbefristeten Vergabe sprechen, da sie ja nur bis auf Widerruf erfolgt. 
Da dieser Widerruf sehr unwahrscheinlich scheint und eines sachlichen Grundes 
bedarf, bleibt die Widerrufsklausel in der Bewertung unberücksichtigt. 

                                            
105  Siehe dazu die Bemerkungen im Kapitel 5 ab S. 29 und Arbeitskreis für Besoldungsfragen, 

Musterregelungen, 2002. 
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Ergänzend soll an dieser Stelle noch angemerkt werden, dass es in den Landesre-
gelungen Brandenburgs und Thüringens zwar keine Möglichkeit zur Entfristung von 
besonderen Leistungsbezügen gibt, sie aber eine Widerrufsklausel enthalten, so 
dass wohl auch befristete besondere Leistungsbezüge widerrufen werden können 
sollen. Dies scheint von tiefen Misstrauen gegen die Professoren geprägt und ist 
zumindest unpraktikabel.106 

6.3.3 Best-Law-Gruppe Mittelgruppe Worst-Law-Gruppe 
Bundesland  Baden-

Württemberg; 
Bayern; Berlin; 
Bremen; Hamburg; 
Hessen; 
Mecklenburg-
Vorpommern; 
Niedersachsen; 
Rheinland-Pfalz; 
Saarland; Sachsen; 
Sachsen-Anhalt; 
Schleswig-Holstein 

Brandenburg; 
Nordrhein-
Westfalen; 
Thüringen 

Die gesetzlichen Details finden sich in der Anlage 8.3.3 ab S. 67. 

6.3.4 Dynamisierung von besonderen Leistungsbezügen 
Besondere Leistungsbezüge sind Gehaltsbestandteile, die nach qualitativer Bewer-
tung von besonderen Leistungen, vergeben werden, und in der überwiegenden Zahl 
der Landesregelungen auch unbefristet vergeben werden können. Nach Auffassung 
der Expertenkommission sollten sie „in jedem Fall aber ohne Dynamisierung verge-
ben werden.“107 Damit könne der Tatsache Rechnung getragen werden, dass solche 
Leistungsbezüge zwar gesteigert, aber nicht entzogen werden können und zugleich 
durch den ständigen Wertverlust durch Inflation auch kontinuierliche Leistungsan-
reize entfaltet werden.108 Dem entgegen steht die Ansicht, dass in Modellen bei 
denen ein großer Anteil der Leistungsbezüge als besondere Leistungsbezüge 
gewährt wird, ähnliche Argumente wie bei den Berufungs- und Bleibeleistungsbezü-
gen greifen. Sie sollten zu einem festen Gehaltsbestandteil werden und daher wäre 
eine Dynamisierung angemessen. 
Vor diesem Hintergrund werden nur diejenigen Landesregelungen als „Best-Law“ 
bewertet, die die Entscheidung über die Dynamisierung den Hochschulen überlas-
sen. Alle anderen werden in die Mittelgruppe eingeordnet. 

6.3.4 Best-Law-Gruppe Mittelgruppe Worst-Law-Gruppe 
Bundesland Bayern; Bremen; 

Hessen 
Baden-
Württemberg; 
Berlin; 
Brandenburg; 
Hamburg; 
Mecklenburg-

 

                                            
106  BB-VO § 3.1, TH-G § 12. 
107  Ebenda, S. 52. 
108  Siehe dazu die Bemerkungen im Kapitel 2.7 ab S. 11. 
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Vorpommern; 
Niedersachsen; 
Nordrhein-
Westfalen; 
Rheinland-Pfalz; 
Saarland; Sachsen; 
Sachsen-Anhalt; 
Schleswig-Holstein; 
Thüringen 

Die gesetzlichen Details finden sich in der Anlage 8.3.4 ab S. 68. 

6.4 Leitbild zur Ruhegehaltfähigkeit 
Leitbild: Das Landesrecht sollte den Hochschulen die Möglichkeit einräumen, über 
die Ruhegehaltfähigkeit befristeter Leistungsbezüge selbst zu entscheiden und Mög-
lichkeiten der Überschreitung der 40%-Grenze für Spitzenwissenschaftler schaffen. 
Begründung: Das Professorenbesoldungsreformgesetz sieht vor, dass unbefristete 
Berufungs- und Bleibeleistungsbezüge sowie besondere Leistungsbezüge „bis zu 
einer Höhe von 40 vom Hundert des jeweiligen Grundgehalts ruhegehaltfähig 
sind.“109 Das Landesrecht soll einerseits die Ruhegehaltfähigkeit befristeter 
Leistungsbezüge klären und andererseits die Überschreitung der 40%-Grenze 
regeln. Im Rahmen ihrer dezentralen Verantwortung sollten dabei die Hochschulen 
weitestgehend auch über die Ruhergehaltfähigkeit selbst entscheiden können.  

6.4.1 Ruhegehaltfähigkeit befristeter Leistungsbezüge 
Die Ruhegehaltfähigkeit befristeter Leistungsbezüge stellt für die versorgungsrechtli-
chen Regelungen der Beamten einen Sonderfall dar, da sich Beamtenpensionen in 
der Regel an der Höhe des letzten Gehalts orientiert und evt. frühere höhere Gehäl-
ter nicht berücksichtigt werden können. Daher musste geklärt werden, unter welchen 
Bedingungen befristete Leistungsbezüge ruhegehaltfähig sein sollen. Die fast ein-
heitliche Lösung dieses Problems besteht darin, dass befristete Leistungsbezüge nur 
nach einem Bezug von insgesamt zumindest zehn Jahren ruhegehaltfähig sind. Aus-
nahmen bilden nur Bremen, wo sie nach mehrfacher Vergabe ruhegehaltfähig sind 
und Hessen, wo das Hochschulpräsidium darüber entscheidet. Diese Regelungen 
sind im Rahmen der beamtenrechtlichen Vorgaben sachgerecht und werden daher 
als Best-Law klassifiziert.  
Die Ausnahme bildet hier jedoch Thüringen, wo vorgesehen ist, dass über die Ruhe-
gehaltfähigkeit von besonderen Leistungsbezügen das zuständige Ministerium im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium entscheidet. Dies ist unter den gegebenen 
Rahmenvorgaben völlig unnötig und führt in die Worst-Law-Gruppe.110 

6.4.1 Best-Law-Gruppe Mittelgruppe Worst-Law-Gruppe 
Bundesland Baden-

Württemberg; 
Bayern; Berlin; 
Brandenburg; 

 Thüringen 

                                            
109  ProfBesReformG § 33(3). 
110  TH-VO § 6(3). 
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Bremen; Hamburg; 
Hessen; 
Mecklenburg-
Vorpommern; 
Niedersachsen; 
Nordrhein-
Westfalen; 
Rheinland-Pfalz; 
Saarland; Sachsen; 
Sachsen-Anhalt; 
Schleswig-Holstein 

Die gesetzlichen Details finden sich in der Anlage 8.4.1 ab S. 69. 

6.4.2 Überschreitung der 40%-Grenze bei der Ruhegehaltfähigkeit 
Die 40%-Regelung ist aus der angestrebten Kostenneutralität der Reform auch im 
Bezug auf die Versorgungsbezüge abgeleitet.111 In der C-Besoldung gab es für C4-
Professoren die Möglichkeit, durch Berufungs- und Sonderzuschüsse ihr Einkommen 
über das C4-Endgehalt zu steigern, und zwar zum Teil beträchtlich und auch ruhe-
gehaltfähig. Mit einer strikten Auslegung der 40%-Grenze wäre dieser Personen-
kreis der Spitzenwissenschaftler deutlich gegenüber der bisherigen Situation benach-
teiligt. Dies gilt es zu vermeiden, um die Attraktivität des Professorenamtes auch für 
herausragende Kräfte sicherzustellen. Da nicht zu erwarten steht, dass alle W2- und 
W3-Professoren die 40% an ruhegehaltfähigen Leistungsbezügen erreichen und bei 
den Spitzenwissenschaftler von geringen Fallzahlen ausgegangen werden kann, 
entsteht durch eine moderate Öffnung der 40%-Regelung nicht zwingend ein Konflikt 
mit der Kostenneutralität der Pensionszahlungen.112 Darauf abgestimmt finden sich 
in verschiedenen Landesregelungen entsprechende Formulierungen, die regeln, 
dass der Gesamtbetrag der bisherigen ruhegehaltfähigen Sonderzuschüsse nicht 
überschritten werden soll. Andere Landesregelungen regeln dies, indem sie be-
stimmte Höchstprozentsätze für die Überschreitung ausweisen. Auch dies ist eine 
sachgerechte Lösung.  
Versorgungsleistungen wie Pensionszahlungen sind überwiegend weiterhin eine 
staatliche Angelegenheit, daher ist, wenn ein bestimmter Rahmen gesteckt und 
transparent gemacht wurde, gegen Entscheidungsmöglichkeiten des Ministeriums 
bei der Überschreitung der 40%-Grenze nichts einzuwenden. Jedoch sollte der 
Rahmen entweder mit Bezugspunkt auf die bisherigen Zahlungen oder durch An-
gabe von Obergrenzen angegeben werden, um nicht den Anschein einer willkürli-
chen Entscheidung des Ministeriums zu erwecken. Ist das gegeben, wurden die 

                                            
111  Siehe dazu Kapitel 2.4 ab S. 9. 
112  Konkrete Zahlen über die tatsächliche bisherige Verteilung der Sonderzuschüsse auf die C4-

Professoren liegen kaum vor, sie waren aber insgesamt von keiner großen finanziellen 
Relevanz. Aus den Daten des Expertenberichts geht beispielsweise hervor, dass lediglich 
3,55% des Besoldungsvolumens der Universitätsprofessoren (Stichtag 1. Juli 1999) auf 
Berufungs- und Sonderzuschüsse entfallen. Siehe dazu Expertenkommission, Reform des 
Hochschuldienstrechts, 2000, Tabelle 1, eigene Berechnungen.  
Interne Erhebungen des niedersächsischen MWK weisen daraufhin, dass lediglich 16,5% der 
Universitätsprofessoren überhaupt in den Genuss von solchen Berufungs- und 
Sonderzuschüssen kommen und nur 3,9% erhalten mehr als 1.350 € (nach einer internen 
Unterlage der Landeshochschulkonferenz Niedersachsen, die der Autor auf Grund der Daten 
des Niedersächsischen MWK vom Sommer 2002 erstellt hat). 
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Landesregelungen mit Best-Law bewertet. Fehlen diese Rahmenbedingungen, wur-
den sie lediglich in der Mittelgruppe einsortiert.113 
Die Regelungen aus Baden-Württemberg und Niedersachen werden allerdings in die 
Worst-Law-Gruppe einsortiert. In Baden-Württemberg wird die Überschreitung der 
40%-Grenze an Fachhochschulen (und auch an den Pädagogischen Hochschulen) 
explizit ausgeschlossen.114 Dies widerspricht dem Grundsatz der besoldungssyste-
matischen Gleichstellung der Fachhochschulen. In Niedersachsen wird den Hoch-
schulen abverlangt, das sie für die Überschreitung der 40%-Grenze einen Versor-
gungszuschlag auf diese Bezüge aus eigenen Mitteln entrichten.115 Dementspre-
chend spart das Land Versorgungsaufwendungen ein, was aber der Intention des 
Professorenbesoldungsreformgesetzes widerspricht.  

6.4.2 Best-Law-Gruppe Mittelgruppe Worst-Law-Gruppe 
Bundesland Bayern; Berlin; 

Brandenburg; 
Hamburg; 
Mecklenburg-
Vorpommern; 
Nordrhein-
Westfalen; 
Rheinland-Pfalz; 
Saarland; Sachsen; 
Sachsen-Anhalt; 
Schleswig-Holstein; 
Thüringen 

Bremen; Hessen Baden-
Württemberg; 
Niedersachsen 

Die gesetzlichen Details finden sich in der Anlage 8.4.2 ab S. 69. 

6.5 Leitbild zu Stellenkategorien und Übergang 
Leitbild: Die Hochschulen sollten die Kategorie der einzurichtenden Stellen (W2/W3) 
frei wählen dürfen. Da die Gesamtbesoldungsausgaben durch den Besoldungsdurch-
schnitt begrenzt sind, gehen die Länder damit kein finanzielles Risiko ein. Im Zu-
sammenhang damit sollten die Hochschulen beim Übergang eines Professors von 
der C- in die W-Besoldung, die Freiheit haben, die Stellenkategorie W2 oder W3 
selbst zu bestimmen und auch die Möglichkeit haben, bereits erworbene Ansprüche 
beim Wechsel in die W-Besoldung geeignet zu berücksichtigen (im Normalfall und in 
der Sondersituation C2/C3 an Fachhochschulen). 
Begründung: Der Bundesgesetzgeber hat sich für eine „besoldungssystematische 
Gleichstellung von Universität und Fachhochschule“ eingesetzt und überlässt es den 
Ländern zu entscheiden, wie viele der jeweiligen Ämter an welcher Hochschulart tat-
sächlich eingerichtet werden. Da über den Vergaberahmen und den Besoldungs-
durchschnitt durch den Staat die entsprechenden Rahmenbedingungen geschaffen 
wurden, sollten alle weiteren Entscheidungen durch die Hochschule getroffen 

                                            
113  Die unterschiedlichen Höhen des jeweiligen Prozentsätze und ihre Verteilung auf W2- 

und/oder W3-Stellen führte zu keiner Bewertung, da sich hierin in der Regel lediglich die 
unterschiedlichen finanziellen Möglichkeiten der Länder widerspiegeln. Dies ist aber nicht 
Gegenstand der Bewertung.  

114  BW-VO § 6(8). 
115  NI-BG § 2a(4).  
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werden.116 Auch für den Wechsel in die W-Besoldung gilt allgemein, dass die Hoch-
schule die sachgerechteste Entscheidung treffen kann, welche Stellenkategorie an-
gemessen ist.  

6.5.1 Zuordnung der W-Stellen auf die Hochschularten 
Bei der Zuordnung der W-Stellen auf die unterschiedlichen Hochschularten zeigt sich 
in den Landesregelungen ein gemischtes Bild, das ohne weitere Informationen nicht 
zu einer Bewertung führen kann. So wird in einzelnen Landesregelungen explizit 
vorgeschrieben, dass beim Freiwerden alle C2- und C3-Planstellen in W2-Stellen 
und C4- in W3-Stellen übergehen. Andere machen dazu keine Aussagen oder erklä-
ren, dass dies im Haushaltsplan geregelt wird. Für Fachhochschulen werden in der 
Regel Obergrenzen für die Anzahl der W3-Stellen angegeben, die zwischen 10% 
und 25% der Gesamtstellenzahl liegen. In einigen Regelungen werden auch für den 
Universitätsbereich explizite prozentuale Obergrenzen für W3-Stellen angegeben. 
Das Fehlen solcher Obergrenzen bei den Universitäten lässt allerdings noch nicht 
darauf schließen, dass sie frei bestimmen können, welche Stellenkategorie sie aus-
bringen. Das Vorhandensein der Obergrenzen bei den Fachhochschulen sagt noch 
nichts über andere Verfahrenshindernisse aus, die eine Besetzung von W3-Stellen 
behindern. 
Daher lässt sich auf der Ebene der veröffentlichten Landesregelungen zu diesem 
Punkt keine Bewertung vornehmen. Die veröffentlichten gesetzlichen Details finden 
sich in der Anlage 8.5.1 ab S. 71. 

6.5.2 Übergang von einer C-Professur in die W-Besoldung 
Das Professorenbesoldungsreformgesetz regelt, dass auf Antrag jeder Professor von 
der C-Besoldung in die W-Besoldung wechseln kann. Der Übergang von einer C2- 
oder C3-Stelle ist demnach sowohl auf W2- als auch auf W3-Stellen möglich, der 
Übergang von einer C4-Stelle nur auf eine W3-Stelle.117 In vielen Landesregelungen 
ist vorgesehen, dass der Wechsel von einer C2- oder C3-Stelle nur auf eine W2-
Stelle möglich ist. Diese Einschränkung erscheint nicht sinnvoll. Den Hochschulen 
sollte die Möglichkeit gegeben werden, bei Anträgen auf Übergang in die W-
Besoldung flexibel und bedarfsgerecht zu reagieren. Entsprechend werden Regelun-
gen, die den Übergang von einer C2- oder C3-Stelle ohne Ausnahme nur auf eine 
W2-Stelle ermöglichen, mit Worst-Law klassifiziert. Regelungen, die die Stellenkate-
gorie den Hochschulen freistellen oder Ausnahmetatbestände umfassen, die von der 
Hochschule zu begründen sind, entsprechen dem Leitbild und werden entsprechend 
mit „Best-Law“ bewertet. In der Mittelgruppe wird die Regelung Brandenburgs gese-
hen, die als Ausnahme lediglich den auswärtigen Ruf vorsieht. 

6.5.2 Best-Law-Gruppe Mittelgruppe Worst-Law-Gruppe 
Bundesland Bremen; Hamburg; 

Saarland; Sachsen; 
Sachsen-Anhalt; 
Thüringen 

Brandenburg Baden-
Württemberg; 
Bayern; Berlin; 
Hessen; 
Mecklenburg-

                                            
116  Siehe dazu die Bemerkungen der Bundesregierung zur besoldungssystematischen 

Gleichstellung (siehe Kapitel 13 ab S. 13) und das Minderheitenvotum der FH-Vertreter zur 
Expertenkommission (siehe Kapitel 2.8 ab S. 11). 

117  ProfBesReformG § 77(2). 
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Vorpommern; 
Niedersachsen; 
Nordrhein-
Westfalen; 
Rheinland-Pfalz; 
Schleswig-Holstein 
 

Die gesetzlichen Details finden sich in der Anlage 8.5.2 ab S. 72. 

6.5.3 Übergang von C2-Professoren an Fachhochschulen in die W-Besoldung 
Eigentlich erscheint es selbstverständlich, dass der Übergang von der C-Besoldung 
in die W-Besoldung für die Betroffenen nicht zu einer Absenkung ihrer Bezüge führen 
darf. Eine Absenkung wird auch dann empfunden, wenn zwar das Gehalt insgesamt 
die gleiche Höhe ausweist, aber befristete Leistungsbezüge enthält. Deshalb wäre 
eigentlich die Möglichkeit der Vergabe von unbefristeten Leistungsbezügen aus An-
lass des Wechsels sachgerecht. Dies findet sich allerdings nur in den Regelungen 
der Länder Bayern und Hessen (in Bayern befristet bis zu einer Antragsstellung vor 
dem 31.12.2005).118 Wäre dies weiter verbreitet oder wäre es möglich, generell 
besondere Leistungsbezüge auch erstmalig unbefristet zu gewähren, würde sich 
auch die Sondersituation der C2-Professoren an Fachhochschulen anders darstellen. 
Da an Fachhochschulen in vielen Bundesländern ein System des internen „Auf-
stiegs“ von einer C2- in eine C3-Stelle existierte, ergibt sich nun für die jetzigen C2-
Professoren eine Sondersituation. Die C2-Stelle war vielfach grundsätzlich das Ein-
gangsamt und nach einer bestimmten Zeit (und ggf. nach guten Evaluationsergeb-
nissen) war es sehr wahrscheinlich, im Rahmen eines internen Berufungsverfahrens 
auf eine C3-Stelle zu kommen. Durch die Professorenbesoldungsreform bestand mit 
dem Zeitpunkt der Umsetzung ins Landesrecht diese Möglichkeit nicht mehr. Die 
verbliebenen C2-Professoren sehen sich unverschuldet um ihre Chancen gebracht, 
eine C3-Stelle zu bekommen und empfinden daher die W-Besoldung von vorne her-
ein als unfaire Zumutung. Aus Gründen der Fairness sind für diese Gruppe von Pro-
fessoren geeignete Regelungen zu finden.119 
Um eine solche Lösung haben sich lediglich die Länder Baden-Württemberg, Bayern, 
Hessen, Sachsen und Schleswig-Holstein bemüht und entsprechende Regelungen 
getroffen. Alle anderen Länder mit regelmäßiger Hausberufungspraxis haben das 
Problem nicht gelöst (Berlin, Hamburg, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und Saar-
land). Von den Ländern, die keine Praxis der Hausberufung an Fachhochschulen 
hatten, kann eine solche Regelung nicht erwartet werden (die neuen Bundesländer, 
Bremen und Nordrhein-Westfalen).  
Wegen dieser ungleichen Situation eignet sich dieses Untersuchungsfeld nicht zur 
Bewertung. Jedoch werden die Regelungen aus Baden-Württemberg, Bayern, 
Hessen, Sachsen und Schleswig-Holstein mit einem Sonderpunkt honoriert, der im 
Gesamtergebnis kenntlich gemacht ist. Die gesetzlichen Details finden sich in der 
Anlage 8.5.3 ab S. 73. 

                                            
118  BY-G Art. 32(9); BY-VO § 12(3); HE-VO § 8(2). 
119  Siehe dazu die Bemerkungen zur Fairness bei Anreizsystemen ab S. 24.  
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6.6 Leitbild zur Besoldung der Hochschulleitung 
Leitbild: Die hauptamtliche Hochschulleitung sollte genau wie die Professoren in die 
W-Besoldung eingegliedert sein. Die Höhe ihrer Besoldung sollte sich flexibel nach 
den persönlichen Voraussetzungen und der Art der übernommenen Aufgabe richten. 
Begründung: Die Eingliederung der Hochschulleitungsstellen liefert die Vorausset-
zungen dafür, der Tatsache Rechnung zu tragen, dass in den deutschen Hochschu-
len ein Wandel zu einem professionellen Management stattfindet, das eine individu-
elle und flexible Entlohnung erfordert (u.a. wegen anderer Karrierewege auf zeitlich 
befristeten Stellen).  

6.6.1 Eingliederung der hauptamtlichen Hochschulleitung in die W-Besoldung 
Die zunehmende Dezentralisierung und damit Verlagerung der Managementaufga-
ben vom Staat auf die Hochschulen machen ein professionelles Hochschulmanage-
ment notwendig, in dem der Verantwortliche für die Wirtschaftsführung mit den aka-
demisch Verantwortlichen in einer Hochschulleitung auf gleicher Augenhöhe operiert. 
Eine besoldungstechnische Gleichstellung erleichtert dies.120 
Die Eingruppierung der hauptamtlichen Hochschulleitung in die W-Besoldung ermög-
licht es im Prinzip, den Bewerbern über die Funktionsleistungsbezüge individuelle 
Angebote zu machen, die der Tatsache Rechnung tragen, dass derzeit sehr unter-
schiedliche Karriereverläufe in die Hochschulleitung führen und nicht mehr automa-
tisch davon ausgegangen werden kann, das der hauptamtliche Hochschulleiter Pro-
fessor der eigenen Hochschule und der Kanzler (Ministerial-)beamter gewesen ist.121 
Um diese Möglichkeit zu eröffnen, sollten neben den hauptamtlichen Hochschullei-
tern auch die Kanzler oder hauptamtlichen Vizepräsidenten in die W-Besoldung ein-
gegliedert werden. Regelungen, die darauf verzichten, werden entsprechend als 
Worst-Law eingruppiert, die anderen als Best-Law. 

 Best-Law-Gruppe Mittelgruppe Worst-Law-Gruppe 
Bundesland Baden-

Württemberg; 
Bremen; Hamburg; 
Hessen; 
Niedersachsen; 
Nordrhein-
Westfalen; 
Mecklenburg-
Vorpommern; 
Rheinland-Pfalz; 
Saarland; Thüringen 

 Bayern; Berlin; 
Brandenburg; 
Sachsen; Sachsen-
Anhalt; Schleswig-
Holstein 

Die gesetzlichen Details finden sich in der Anlage 8.6.1 ab S. 74. 

                                            
120  Siehe dazu das Kapitel 4.1 zum New Public Management ab S.19.  
121  Nicht alle Länder haben von der Möglichkeit der individuellen Feststellung der 

Besoldungshöhe Gebrauch gemacht und zum Teil sehr starke Reglementierungen erlassen 
(siehe 6.6.2). 
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6.6.2 Regelungen zur Besoldungshöhe der hauptamtlichen Hochschulleitung 
In der bisherigen A- und B-Besoldung war die Besoldungshöhe für die Kanzler- und 
Präsidentenstellen exakt festgelegt und richtete sich in der Regel nach Messzahlen, 
die die Anzahl der Personalstellen und der Studierenden berücksichtigten. Dieses 
System wird durch die Eingliederung der Hochschulleitungsstellen in die W-
Besoldung abgelöst. Variable Gehaltsbestandteile sollen es nun ermöglichen, dass 
geeignete Personen gefunden werden, die sich den neuen Aufgaben an den Hoch-
schulen stellen, und dafür flexibel und individuell (d.h. auch abweichend von der bis-
herigen A- oder B-Besoldung) besoldet werden. Dies gilt insbesondere für die Fälle, 
in denen Lebenszeitbeamtenstellen durch zeitlich befristete Arbeitsverhältnisse er-
setzt wurden.  
Flexible und bedarfsgerechte Vorgehensweisen werden durch Vorschriften verhin-
dert, die das jetzige Gehaltsniveau als Obergrenze oder als exaktes Besoldungs-
niveau angeben. Diese werden entsprechend mit Worst-Law bewertet.  
Die Mehrheit der Landesregelungen schreibt vor, dass das Ministerium über die 
Besoldungshöhe der hauptamtlichen Hochschulleitung entscheidet und sich dabei 
am Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung bzw. teilweise an kleinteiligen 
Katalogen für die Besoldungshöhe orientieren soll. Hierbei werden die Möglichkeiten 
der Berücksichtigung von individuellen Faktoren nur sehr eingeschränkt genutzt. 
Daher erfolgt als Bewertung eine Zuordnung zur Mittelgruppe. 
Lediglich die Landesregelungen von Baden-Württemberg, Berlin und Schleswig-
Holstein sehen freiere Formulierungen und einen entscheidenden Einfluss der Hoch-
schule (durch Satzung, Hochschulrat oder Kuratorium) vor und werden daher als 
Best-Law klassifiziert. 

 Best-Law-Gruppe Mittelgruppe Worst-Law-Gruppe 
Bundesland Baden-

Württemberg; 
Berlin; Schleswig-
Holstein  

Bayern; Bremen; 
Hamburg; Hessen; 
Mecklenburg-
Vorpommern; 
Niedersachsen; 
Nordrhein-
Westfalen; 
Rheinland-Pfalz; 
Saarland; Sachsen; 
Thüringen 

Brandenburg; 
Sachsen-Anhalt 

Die gesetzlichen Details finden sich in der Anlage 8.6.2 ab S. 75. 

6.7 Leitbild zur Forschungs- und Lehrzulage 
Leitbild: Die Länder sollten den Hochschulen ermöglichen, flexible und unbürokrati-
sche Regelungen zur Einführung der Forschungs- und Lehrzulage zu schaffen. 
Durch die Einführung der Forschungs- und Lehrzulage sollen Anreize gesetzt wer-
den, die bisher oftmals in Nebentätigkeit ausgeübten Forschungs- und Entwick-
lungstätigkeiten (wieder zurück) in die Hochschule zu führen und dabei auch die 
Möglichkeit eröffnen, dass Professoren ihr individuelles Gehalt durch solche Tätig-
keiten aufbessern. Solche Möglichkeiten sind wichtig, um geeignete Professoren zu 
finden oder zu halten, da die Professorengehälter im Vergleich zu vielen anderen 
Tätigkeitsgebieten nicht wettbewerbsfähig sind. Gleichzeitig kann die Freiheit, eine 
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Forschungs- oder Lehrzulage einzuwerben und entsprechende Forschungs- und 
Entwicklungstätigkeiten auszuüben oder Weiterbildungsangebote durchzuführen, 
geeignet sein, die intrinsische Motivation der Professoren zu stärken.122 
Daher sind Einschränkungen bei den Forschungs- und Lehrzulagen möglichst zu 
vermeiden, solange sichergestellt wird, dass die Professoren ihren Verpflichtungen in 
Forschung und Lehre nachkommen und die Kosten gedeckt sind. Dies zu entschei-
den und geeignet zu gestalten, ist aber Angelegenheit der Hochschule und nicht des 
Staates.  
Die überwiegende Mehrzahl der Landesregelungen begrenzt die Einkünfte aus 
Forschungs- und Lehrzulagen auf 100% des Grundgehaltes, wie es vom Arbeitskreis 
für Besoldungsfragen der Finanzministerien der Länder vorgeschlagen wurde.123 
Viele davon sehen aber nicht vor, dass von dieser Regelung in Ausnahmefällen 
flexibel abgewichen werden kann und gelangen so nur in die Mittelgruppe. Als Best-
Law werden die Regelungen klassifiziert, die über entsprechende Ausnahmerege-
lungen verfügen oder gar keine Vorgaben zur Höhe der eingeworbenen Forschungs- 
und Lehrzulagen machen. 
Lediglich das Land Berlin schränkt den Umfang der Forschungs- und Lehrzulagen 
auf lediglich 50% des Jahresgrundgehaltes ein und wird entsprechend als Worst-Law 
klassifiziert. 

 Best-Law-Gruppe Mittelgruppe Worst-Law-Gruppe 
Bundesland Baden-

Württemberg; 
Brandenburg; 
Hessen; 
Niedersachsen; 
Nordrhein-
Westfalen;  
Sachsen; Thüringen 

Bayern; Bremen; 
Hamburg; 
Mecklenburg-
Vorpommern; 
Rheinland-Pfalz; 
Saarland; Sachsen-
Anhalt; Schleswig-
Holstein 

Berlin 

Die gesetzlichen Details finden sich in der Anlage 8.7 ab S. 76. 

6.8 Leitbild zum Vergaberahmen 
Leitbild: Die Vorschrift den Besoldungsdurchschnitt bzw. Vergaberahmen einzuhal-
ten, sollte im Landesrecht nicht als jährlich realisierter „Auskehrzwang“, sondern als 
ein Mittelwert angesehen werden, der über mehrere Jahre einzuhalten ist. Die Mög-
lichkeit der Erhöhung des landesweiten Besoldungsdurchschnitts sollte in den Lan-
desgesetzen vorgesehen werden. 
Bei einer strikten jährlichen Interpretation besteht das Problem, dass dann beispiels-
weise zum Ende eines jeden Jahres Leistungsprämien gezahlt werden müssten, um 
den Besoldungsdurchschnitt exakt einzuhalten oder auch kein Bleibeangebot gegen 
Ende des Jahres mehr gemacht werden kann, da der Vergaberahmen für dieses 
Jahr schon verausgabt ist. Diese unerwünschten Nebenwirkungen des Anreizsys-
tems sind zu vermeiden.124 Dies gilt natürlich insbesondere, da auch in anderen 

                                            
122  Siehe dazu die Bemerkungen zur Anreizfunktion von „Freiheit“ ab S. 21.  
123  Arbeitskreis für Besoldungsfragen, Musterregelungen, 2002. 
124  Siehe dazu die Bemerkungen zu Anreizsystemen und Nebenwirkungen auf S. 22.  
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Bereichen bei der Einführung von Globalhaushalten auf das Prinzip der Mehrjährig-
keit gesetzt wird.125 
Insbesondere Länder, die im Vergleich mit den anderen Ländern einen niedrigen 
Besoldungsdurchschnitt ausweisen, sollten auf die Möglichkeit nicht verzichten, den 
Besoldungsdurchschnitt anzuheben, um die Konkurrenzfähigkeit zu wahren. Die 
Möglichkeit muss gesetzlich vorgesehen werden.126 
Leider handelt es sich bei diesen wichtigen Untersuchungsgegenständen zum Ver-
gaberahmen um einen Bereich, in dem viele Regelungen vorgenommen werden, die 
nicht immer gesetzlich festgelegt sind. So ist in der Regel weder die Art der Vertei-
lung des Besoldungsdurchschnitts auf die Hochschulen noch die Regelung des 
„Auskehrzwangs“ in den entsprechenden Gesetzen und Verordnungen erfasst. 
Daher kann hier anhand der vorliegenden Quellen keine Bewertung vorgenommen 
werden. Die wenigen gesetzlich festgelegten Details dazu finden sich in der Anlage 
8.8.1 ab S. 77. 
Ähnlich verhält es sich mit den Festlegungen zur Erhöhung des Besoldungsdurch-
schnitts. Die Tatsache, dass die Erhöhungsmöglichkeit vorgesehen ist, sagt nichts 
darüber aus, ob Erhöhungen tatsächlich vorgenommen werden und ob die Hoch-
schulen tatsächlich zusätzliche Mittel erhalten. Die gesetzlich festgelegten Details 
dazu und die wenigen in den Landesgesetzen veröffentlichten Besoldungsdurch-
schnitte für das Jahr 2005 finden sich in der Anlage 8.8.2 ab S. 78. 
Wegen des allgemeinen Interesses und nicht, um es in die Bewertung mit einzube-
ziehen, sind im Folgenden die Besoldungsdurchschnitte für das Jahr 2001 dokumen-
tiert. 
Bundesland Universitäten  Fachhochschulen Quelle 
Baden-Württemberg 74.000 € 61.000 € G § 11(7) 
Bayern 73.515 € 60.000 € G Art. 26(1) 
Berlin 72.000 € 59.000 € G § 3a 
Brandenburg 66.900 € 57.400 € G § 2a(7) 
Bremen 71.422 € 59.981 € G Art. 5 § 3(3) 
Hamburg 71.000 € 61.000 € G § 3a(2) 
Hessen 71.000 € 60.000 € G Art. 3 §2b(1) 
Mecklenburg-Vorpommern 66.228 € 56.055 € G § 11(1) 
Niedersachsen 71.000 € 60.000 € BG § 2a (6) 
Nordrhein-Westfalen 69.000 € 58.000 € G § 13(1) 
Rheinland-Pfalz 71.581 €  58.799 € G § 10(1)127 
Saarland 73.000 € 59.000 € G § 9 
Sachsen 64.475 € 53.980 € GE § 14(1) 
Sachsen-Anhalt 66.000 € 53.000 € G § 16(1) 
Schleswig-Holstein 66.812 € 59.808 € G § 13(1) 
Thüringen 66.000 € 56.000 € G § 15(1) 
Tabelle 1: Besoldungsdurchschnitte der Bundesländer für das Jahr 2001 

                                            
125  Siehe dazu z.B. Federkeil/Ziegele, Globalhaushalte an Hochschulen, 2001. 
126  ProfBesReformG §34 (1). 
127  Die Zahlenwerte sind dort in DM angeben als 140.000 DM bzw. 115.000 DM. 
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7 Auswertung und Schlussfolgerungen 

7.1 Auswertung 
In den 20 Gestaltungsfragen konnten lediglich 17 Bewertungen durchgeführt werden, 
da in zwei nicht gewerteten Bereichen die untergesetzlichen Regelungen dominieren. 
In der Gestaltungsfrage 6.5.3 „Übergang von C2-Professoren an Fachhochschulen in 
die W-Besoldung“ lag keine bundesweit einheitliche Situation vor, so dass hier ledig-
lich fünf Sonderpunkte vergeben werden konnten (siehe Kapitel 6.5.3 ab S. 45). 
Die meisten Wertungen in der Best-Law-Gruppe erhielten Baden-Württemberg, 
Berlin, Hamburg, Hessen und Niedersachsen mit 10 bis 12 von 17. Diese fünf Länder 
bilden die Spitzengruppe, da sie wenigstens knapp zwei Drittel der möglichen 
Spitzenbewertungen erzielten. Die Länder Brandenburg und Rheinland-Pfalz 
hingegen bilden die Schlussgruppe, da sie mit lediglich fünf Best-Law-Bewertungen 
in ca. nur einem Viertel der Gestaltungsfragen gesetzliche Vorgaben getroffen 
haben, die den formulierten Leitbildern entsprechen. Die übrigen Länder bilden mit 
sechs bis neun Platzierungen in der Best-Law-Gruppe das Mittelfeld.  
Für einen Gesamtüberblick und eine Einteilung in die Gruppen siehe die Tabelle 2. 
Die Nennung innerhalb der Gruppen erfolgt in alphabetischer Reihenfolge. 
  Bundesland Best-Law Mittelgruppe Worst-Law 

Baden-Württemberg 10 +(1) 3 4 

Berlin 10 3 4 

Hamburg 11 4 2 

Hessen 12 +(1) 4 1 

Spitzengruppe 

Niedersachsen 11 3 3 

     

Bayern 6 +(1) 6 5 

Bremen 8 7 2 

Mecklenburg-
Vorpommern 

7 5 5 

Nordrhein-Westfalen 6 4 7 

Saarland 9 5 3 

Sachsen 8 +(1) 4 5 

Sachsen-Anhalt 8 4 5 

Schleswig-Holstein 7 +(1) 5 5 

Thüringen 9 4 4 

Mittelgruppe 

    

Brandenburg 5 6 6 Schlussgruppe 

Rheinland-Pfalz 5 8 4 

Tabelle 2: Anzahl der Nennungen in den Bewertungskategorien 
Die Angabe in Klammern bezieht sich auf einen Sonderpunkt, der bei der Gestaltungsfrage 
6.5.3 „Übergang von C2-Professoren an Fachhochschulen in die W-Besoldung“ zu erzielen 
war. 
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Im Bereich der einzelnen Leitbilder fällt die Bewertung nur teilweise anders aus. So 
bilden beim Leitbild „Vergabeverfahren“ (siehe Kapitel 6.1 ab S. 32) wieder die Län-
der Berlin, Hessen und Niedersachsen mit drei oder vier von möglichen vier Best-
Law-Bewertungen die Spitzengruppe. Diese Länder machen den Hochschulen nur 
wenige Vorgaben zu den Beurteilungskriterien, zu den besoldeten Funktionen sowie 
zur Kontingentierung der Leistungsbezügearten. 
Bei der Bewertung zum Leitbild „Zuständigkeiten“ (siehe Kapitel 6.2 ab S. 35), wo-
nach die Länder die Zuständigkeiten für das Verfahren und die Bewertung möglichst 
vollständig an die Hochschulen delegieren sollten, rangieren wieder die Länder 
Baden-Württemberg, Berlin, Hamburg und Niedersachsen mit drei von möglichen 
drei Best-Law-Bewertungen in der Spitzengruppe. 
Wohingegen zum Themenkomplex „Befristung und Dynamisierung“, der nach dem 
Leitbild (siehe Kapitel 6.3 ab S. 38) auch wesentlich hochschulintern bearbeitet wer-
den sollte, lediglich das Land Hessen mit drei von vier möglichen Best-Law-
Bewertungen die Spitzengruppe darstellt. 
Zum Themenkomplex „Ruhegehaltfähigkeit“ trifft die überwiegende Zahl der 
Bundesländer dem Leitbild (siehe Kapitel 6.4 ab S. 41) entsprechende Regelungen, 
nach denen befristete Leistungsbezüge nach einer geeigneten Frist von der Hoch-
schule für ruhegehaltfähig erklärt werden können und Spitzenwissenschaftler die 
40%-Grenze überschreiten können. Die Spitzengruppe bilden hier mit zwei von 
möglichen zwei Best-Law-Bewertungen: Bayern, Berlin, Brandenburg, Hamburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein. 
Im Gegensatz dazu zeigt sich, dass bei der Eingliederung der Hochschulleitung in 
die W-Besoldung und der Festlegung der Besoldungshöhe noch überwiegend das an 
den bisherigen Verhältnissen orientierte Denken überwiegt. Hier hat lediglich Baden-
Württemberg in beiden Untersuchungsbereichen Regelungen getroffen, die dem 
Leitbild (siehe Kapitel 6.6 ab S. 46) gerecht werden, das die Eingliederung aller 
Hochschulleitungsmitglieder in die W-Besoldung bei flexibler und individueller Be-
messung der Besoldungshöhe durch die Hochschule vorsieht.  
Einen Überblick über die Einzelbewertungen (auch über die hier nicht mehr explizit 
genannten) geben Tabelle 3 und Tabelle 4, in denen die Bewertungen in den 17 
Gestaltungsfragen mit der entsprechenden Kapitelnummer aufgeführt sind. 
Bundesland Vergabeverfahren Zuständigkeiten Befristung und 

Dynamisierung 

 6.1.1 6.1.2 6.1.3 6.1.4 6.2.1 6.2.2 6.2.3 6.3.1 6.3.2 6.3.3 6.3.4

Baden-
Württemberg 

– + + o + + + + – o o 

Bayern – + + – o + o o – o + 

Berlin o + + + + + + + – o o 

Brandenburg – o – – o + o + – – o 

Bremen o o + + – + o – + o + 

Hamburg – + – + + + + + + o o 

Hessen + + + + + + o + + o + 

Mecklenburg-
Vorpommern 

– + + – + + o + – o o 



 53

Niedersachsen + + + – + + + + + o o 

Nordrhein-
Westfalen 

– – – + o + o o – – o 

Rheinland-Pfalz o o + + o – – o – o o 

Saarland + o + – + + – + – o o 

Sachsen – – + + o + – + – o o 

Sachsen-Anhalt o – + + + + – + – o o 

Schleswig-
Holstein 

– o + – o + – + + o o 

Thüringen – o + + + + o + – – o 

Tabelle 3: Einzelbewertungen zu Leitbildern der Kapitel 6.1 bis 6.3  
+ entspricht Bewertung als „Best-Law“, o „Mittelgruppe“ und – „Worst-Law“ 

 
Bundesland Ruhegehalt C nach 

W 
Hochschulleitung Forschungs- 

und Lehrzulage

 6.4.1 6.4.2 6.5.2 6.6.1 6.6.2 6.7 

Baden-Württemberg + – – + + + 

Bayern + + – – o o 

Berlin + + – – + – 

Brandenburg + + o – – + 

Bremen + o + + o o 

Hamburg + + + + o o 

Hessen + o – + o + 

Mecklenburg-
Vorpommern 

+ + – – o o 

Niedersachsen + – – + o + 

Nordrhein-Westfalen + + – + o + 

Rheinland-Pfalz + + – + o o 

Saarland + + + + o o 

Sachsen + + + – o + 

Sachsen-Anhalt + + + – – o 

Schleswig-Holstein + + – – + o 

Thüringen – + + + o + 

Tabelle 4: Einzelbewertungen zu Leitbildern der Kapitel 6.4 bis 6.7 
+ entspricht Bewertung als „Best-Law“, o „Mittelgruppe“ und – „Worst-Law“ 

7.2 Schlussfolgerungen 
Die Bewertung der Landesregelungen hat ergeben, dass in keinem Bundesland 
optimale Regelungen getroffen wurden, die meisten Landesregelungen insgesamt 
aber in der Spitzengruppe und der Mittelgruppe rangieren. D.h. es ist davon auszu-
gehen, dass die Professorenbesoldungsreform zwar nicht optimal, aber doch immer-
hin großteils sachgerecht in Landesrecht umgesetzt wurde: Zahlreiche Gestaltungs-
möglichkeiten und -freiheiten liegen bei den Hochschulen. Ausnahmen bilden hier 
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lediglich die Landesregelungen der Länder der Schlussgruppe (Brandenburg und 
Rheinland-Pfalz), in denen die staatlichen Reglementierungen und Eingriffsmöglich-
keiten überwiegen. Hier sollten die getroffenen Regelungen noch einmal überdacht 
und wohl auch abgeändert werden. Bis auf weiteres ist es aber in allen Ländern nun 
an den Hochschulen, aus den Rahmenbedingungen das Beste zu machen. 
Um die Wirkung der leistungsorientierten Professorenbesoldung insgesamt unter-
suchen zu können, müsste auf die konkreten Verfahren und resultierenden Erfahrun-
gen auf Hochschulebene eingegangen werden. Da die Mehrzahl der Bundesländer 
die Regelungen des Professorenbesoldungsreformgesetzes aber erst zum 1.01.2005 
umgesetzt hat, bietet sich diese Möglichkeit derzeit nicht und muss späteren Unter-
suchungen vorbehalten bleiben. Zwar stellen erste Veröffentlichungen bereits ein-
zelne Hochschulmodelle vor, die dortigen Erfahrungen bleiben aber im Wesentlichen 
auf Berufungs- und Bleibeverhandlungen beschränkt bzw. erschöpfen sich in einer 
vergleichenden Modellbeschreibung.128 Viele Modelle werden voraussichtlich beson-
dere Leistungsbezüge mit einem Rhythmus von drei Jahren vergeben. Es ist daher 
zweifelhaft, ob 2007 flächendeckende Erfahrungen zur Vergabe der besonderen 
Leistungsbezüge vorliegen werden, wenn laut Professorenbesoldungsreformgesetz 
geprüft werden soll, inwieweit die Ziele des Gesetzes erreicht worden sind.129 Solche 
Erfahrungen werden wahrscheinlich nicht vor 2008 oder 2009 vorliegen und ausge-
wertet werden können. Dieser Zeitpunkt wäre daher geeignet, sich vertieft mit den 
Auswirkungen der Reform auseinander zu setzen. Dann wäre es auch an der Zeit, 
die durch das Bundesgesetz geschaffenen Rahmenbedingungen einmal zu über-
prüfen und eventuell zu modifizieren. 
 
 
 
 

                                            
128  Siehe dazu bspw. Müller-Bromley, Umsetzung, 2004 und die Beiträge von Arnold/Handel, 

Handel, Jaudzims und Maas/Wacker in Müller-Böling, Leistungsorientierte 
Professorenbesoldung, 2. Auflage, 2004. 

129  ProfBesReformG, § 34, Abs. 5 
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8 Anhang – Materialien zum Gesetzesvergleich 
In den folgenden vergleichenden Tabellen wurde auf wörtliche Zitate weitestgehend 
verzichtet. Unterschiedliche Formulierungen gleichen Inhalts wurden systematisch 
gleich dargestellt. Damit treten Ähnlichkeiten und Unterschiede in den Gesetzen 
deutlich hervor, die Übersichtlichkeit und Vergleichbarkeit steigt.  

8.1 Vergabeverfahren 

8.1.1 Details: Kriterienvorgaben und Einschränkungen für Berufungs- und 
Bleibe-Leistungsbezüge 

Bundesland 6.1.1 Kriterien Einschränkungen Quelle 

Baden-
Württemberg 

- Qualifikation, bisherige Leis-
tungen, Berücksichtigung der 
Bewerberlage und der Ar-
beitsmarktsituation 

Bleibe-LB nur, wenn anderes 
Angebot in Schriftform vorliegt; 

bei einem Ruf an andere 
Hochschule im Inland soll ein 
Bleibe-LB frühestens nach 3 
Jahren gewährt werden; 

Vorteile aus nicht erforderli-
chem Ortswechsel sind ange-
messen zu berücksichtigen 

VO § 
2(1-2) 

Bayern - Insbesondere individuelle Qua-
lifikation, Evaluierungsergeb-
nisse, Bewerberlage und Ar-
beitsmarktsituation 

Bleibe-LB nur, wenn Angebot 
einer anderen in der Regel 
außerbayerischen Hochschule 
vorliegt, oder Einstellungsinte-
resse anderer glaubhaft ge-
macht wird; 

Vorteile aus nicht erforderli-
chem Ortswechsel sind ange-
messen zu berücksichtigen; 

Soll frühestens nach 3 Jahren 
neu vergeben oder erhöht 
werden 

G Art. 
22(1-
2); VO 
§ 
3(1+3) 

Berlin o Individuelle Qualifikation, Eva-
luationsergebnisse, Bewer-
berlage, Arbeitsmarksituation 

Bleibe-LB nur, wenn Ruf einer 
anderen Hochschule vorliegt 

G § 
3(2) 

Brandenburg - Individuelle Qualifikation, Eva-
luationsergebnisse, Bewer-
berlage, Arbeitsmarksituation 

Seit der letzten Gewährung 
sollen mindestens drei Jahre 
vergangen sein; 

Bleibe-LB nur, wenn Ruf einer 
anderen Hochschule vorliegt, 
oder Einstellungsinteresse 
anderer glaubhaft gemacht 
wird 

G § 
2a(2); 

 

VO § 
2(2) 

Bremen o Insb. Qualität der Forschungs-
leistung, künstlerische Leis-
tung, Drittmittelerfolg, F&E-
Vorhaben, internationale Ko-
operationen; Engagement Aus- 
und Weiterbildung, Förderung 
wiss. Nachwuchs, Manage-
menterfahrung, bes. Anforde-

Bleibe-LB, wenn anderes Ein-
stellungsinteresse glaubhaft 
gemacht wurde; 

Neu oder höherer BuB frühes-
tens nach 3 Jahren zulässig 

VO § 
3(1+2) 
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rungsprofile 

Hamburg - Individuelle Qualifikation, Eva-
luationsergebnisse, Bewer-
berlage, Arbeitsmarksituation 

Bleibe-LB nur, wenn Ruf einer 
anderen Hochschule oder Ein-
stellungsangebot vorliegt; 

Neue oder höherer BuB sollen 
(bei Ruf im Inland) frühestens 
nach 3 Jahren vergeben wer-
den 

VO § 
3(1+3) 

Hessen + Insbesondere Qualifikation, 
Evaluationsergebnisse, Be-
werberlage, Entwicklungsplan 
der Hochschule 

Bleibe-LB nur wenn Einstel-
lungsinteresse glaubhaft ge-
macht wird 

VO § 
3(1) 

Mecklenburg-
Vorpommern 

- Individuelle Qualifikation, Eva-
luationsergebnisse, Bewer-
berlage, Arbeitsmarksituation 

Neue oder höherer BuB bei 
einem Ruf an andere Hoch-
schule im Inland frühestens 
nach 3 Jahren zulässig; 

Bleibe-LB nur durch schriftli-
chen Nachweis eines Rufs 
oder Einstellungsangebots 

G § 
12(1); 
VO § 
1(1+2) 

Niedersachsen + Individuelle Qualifikation, Eva-
luationsergebnisse, Bewer-
berlage 

Bleibe-LB nur wenn Einstel-
lungsinteresse anderer Dienst-
herr oder Arbeitgeber glaubhaft 
gemacht wird 

VO § 
3(1) 

Nordrhein-
Westfalen 

- Individuelle Qualifikation, Eva-
luationsergebnisse, Bewer-
berlage, Arbeitsmarksituation 

Neue oder höhere BuB sollen 
bei einem neuen Ruf frühes-
tens nach 3 Jahren gewährt 
werden; 

Berufungs-LB sind bei der 
erstmaligen Übertragung der 
Professur nach dem Erweb der 
Einstellungsvoraussetzungen 
in der Regel nicht zulässig;  

Bleibe-LB nur, wenn Ruf einer 
anderen Hochschule oder Ein-
stellungsangebot vorliegt 

G § 
12(1) 

Rheinland-
Pfalz 

o individuelle Qualifikation, die 
besondere Bedeutung der 
Professur, die Bewerberlage 
und die Arbeitsmarktsituation 

Seit der letzten Gewährung 
sollen mindestens drei Jahre 
vergangen sein. 

G § 
9(1) 

Saarland + Individuelle Qualifikation, Eva-
luationsergebnisse, Bewer-
berlage, Arbeitsmarksituation 

 G § 
10(1);  

Sachsen - Individuelle Qualifikation, Eva-
luationsergebnisse, Bewer-
berlage, Arbeitsmarksituation; 

Insb. Qualität der Forschungs-
leistung, künstlerische Leis-
tung, Drittmittelerfolg, F&E-
Vorhaben, internationale Ko-
operationen; Engagement Aus- 
und Weiterbildung, Förderung 
wiss. Nachwuchs, Manage-
menterfahrung, bes. Anforde-
rungsprofile 

Neue oder höherer BuB bei 
einem Ruf an andere Hoch-
schule im Inland frühestens 
nach 3 Jahren zulässig; 

Bleibe-LB nur, wenn Ruf einer 
anderen Hochschule oder Ein-
stellungsangebot vorliegt 

 

GE § 
13(1); 

VO-E § 
3(1) 



 57

Sachsen-
Anhalt 

o Individuelle Qualifikation, Eva-
luationsergebnisse, Bewer-
berlage, Arbeitsmarksituation 
und Profil des Faches an der 
Hochschule; 

Insb. Qualität der Forschungs-
leistung, künstlerische Leis-
tung, Drittmittelerfolg, F&E-
Vorhaben, internationale Ko-
operationen; Engagement Aus- 
und Weiterbildung, Förderung 
wiss. Nachwuchs, Manage-
menterfahrung  

Bleibe-LB nur „wenn der Pro-
fessor … den Ruf  … oder eine 
schriftliche Einstellungszusage 
glaubhaft macht.“ G § 12(3); 

Seit der letzten Gewährung 
sollen mindestens 3 Jahre 
vergangen sein 

G § 
12(2); 

 

G § 
12(4); 

 

VO § 
3(1) 

 

Schleswig-
Holstein 

- Individuelle Qualifikation, Be-
deutung der Professur, Bewer-
berlage, Arbeitsmarksituation 

Über unbefristeten 40% des 
Grundgehalts werden weitere 
in der Regel befristet gewährt; 

Bleibe-LB nur, wenn Ruf einer 
anderen Hochschule oder Ein-
stellungsangebot vorliegt; 

Neue oder höherer BuB bei 
einem Ruf an andere Hoch-
schule im Inland sollen frü-
hestens nach 3 Jahren ge-
währt werden 

G § 
12(1);  

VO § 
3(3); 

VO § 
4(1); 

VO § 
4(3) 

Thüringen - Individuelle Qualifikation, Eva-
luationsergebnisse, Bedeutung 
der Professur für die Entwick-
lungsplanung der Hochschule, 
Bewerberlage 

Bleibe-LB nur, wenn Ruf einer 
anderen Hochschule oder Ein-
stellungsangebot vorliegt; 

Neue oder höherer BuB bei 
einem Ruf an andere Hoch-
schule im Inland sollen frü-
hestens nach 3 Jahren ge-
währt werden 

G § 
11(2); 

 VO § 
3(1) 

 

8.1.2 Details: Kriterienvorgaben und Einschränkungen für besondere 
Leistungsbezüge 

Bundesland 6.1.2 Kriterien Einschränkungen Quelle 

Baden-
Württemberg 

+ Insbesondere Kataloge für For-
schung, Lehre, Kunst, Nachwuchsför-
derung, Weiterbildung 

In der Regel über meh-
rere Jahre erbracht 

VO § 
3(1-6) 

Bayern + Ergebnisse der Lehrevaluationen 
können berücksichtigt werden; 

Insbesondere Kataloge für For-
schung, Lehre, Kunst, Nachwuchsför-
derung, Weiterbildung 

In der Regel über meh-
rere Jahre erbracht 

G Art. 
23(1); 
VO § 
4(1-6) 

Berlin + Bei bes. Leistungen in der Lehre sind 
insb. Lehrevaluationen zu berück-
sichtigen und Studierende zu beteili-
gen;  

In der Forschung bei Bedarf auswär-
tige Gutachten zu berücksichtigen 

In der Regel über meh-
rere Jahre erbracht 

G § 3(3) 

Brandenburg o Bei der Bewertung sind die Ergeb-
nisse der Lehr- und Forschungseva-

„erheblich über dem G § 
2a(3); 
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luation und die Mitwirkung bei der 
Erfüllung der Zielvereinbarungen zu 
Berücksichtigen 

Durchschnitt“; 

In der Regel über meh-
rere Jahre erbracht 

VO § 
3(3) 

Bremen o Insbesondere Kataloge für For-
schung, Lehre, Kunst, Nachwuchsför-
derung, Weiterbildung;  

Leistungen sollen in der Regel in 
mehreren Bereichen erbracht sein 

„erheblich über dem 
Durchschnitt“; 

In der Regel über meh-
rere Jahre erbracht; 

In der Regel in mehre-
ren Bereichen 

VO § 
4(1, 3-7) 

Hamburg + Insbesondere Kataloge für Forschung 
und Lehre 

In der Regel über meh-
rere Jahre erbracht 
(soweit nicht als Ein-
malzahlung) 

VO § 
4(1, 
3+4) 

Hessen + Insbesondere Kataloge für Forschung 
und Lehre 

In der Regel über meh-
rere Jahre erbracht 

VO § 
4(1) 

Mecklenburg-
Vorpommern 

+ Insbesondere Kataloge für For-
schung, Lehre, Kunst, Nachwuchsför-
derung, Weiterbildung;  

Vor der Entscheidung gibt der Dekan 
eine Stellungnahme ab; 

Für den Bereich der Lehre gibt der 
Studiendekan eine Stellungnahme ab 

 

In der Regel über meh-
rere Jahre erbracht; 

Antrag des Betroffenen 
oder Vorschlag Fach-
bereichsleitung; 

Das Antragsverfahren 
ist zu formalisieren; 

Leistungen sollen sich 
auf mehrere Bereiche 
erstrecken 

G § 
13(1); 

VO § 
2(1);  

VO § 
4(2) 

 

Niedersachsen + Insbesondere Kataloge für Forschung 
und Lehre 

Zur Bewertung der 
Leistungen in der 
Lehre sind die Lehr-
evaluation und die 
studentische Veran-
staltungskritik zu be-
rücksichtigen; 

Zur Bewertung der 
Leistungen in der For-
schung sollen Gut-
achten auswärtiger 
sachverständiger Per-
sonen berücksichtigt 
werden; 

In der Regel über meh-
rere Jahre erbracht 

BG § 
2a(3); 
VO § 
4(1, 
3+4)) 

Nordrhein-
Westfalen 

- Insbesondere Kataloge für For-
schung, Lehre, Kunst, Nachwuchsför-
derung, Weiterbildung 

In der Regel über meh-
rere Jahre erbracht; 

Sie sollen nicht vor 
Ablauf von fünf Jahren 
seit der Erstberufung 
zugestanden werden 

G § 
12(2);  

VO § 6 

Rheinland-
Pfalz 

o Liste mit insbesondere Kriterien in der 
VO 

„erheblich über dem 
Durchschnitt“, in der 
Regel über mehrere 
Jahre 

G § 9(1); 

VO § 
4(2) 

Saarland o Nach geeigneten wissenschaftsadä- „erheblich über dem G § 
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quaten (oder künstlerischen) Krite-
rien; 

Die Kriterien werden in den Richtli-
nien auf Vorschlag der Fachbereiche 
festgelegt 

Durchschnitt“; 

In der Regel über meh-
rere Jahre erbracht; 

Auf Antrag des Profes-
sors über den Dekan 
an die Hochschullei-
tung 

10(2);  

 

VO § 
4(1) 

VO § 
6(1) 

Sachsen - Insbesondere Kataloge für For-
schung, Lehre, Kunst, Nachwuchsför-
derung, Weiterbildung 

„erheblich über dem 
Durchschnitt“; 

In der Regel über meh-
rere Jahre erbracht; 

Bewertung soll in ei-
nem Zeitrum von 3-5 
Jahren stattfinden 

GE § 
13(2) 

VO-E § 
4(2) 

VO-E § 
4(3) 

 

Sachsen-
Anhalt 

- Insbesondere Kataloge für For-
schung, Lehre, Kunst, Nachwuchsför-
derung, Weiterbildung 

„erheblich über dem 
Durchschnitt“; 

In der Regel über meh-
rere Jahre erbracht; 

Bewertung soll in ei-
nem Zeitrum von 3-5 
Jahren stattfinden 

G § 
13(1); 

VO § 
4(1); 

VO § 
4(2-6); 

 

Schleswig-
Holstein 

o Keine Vorgabe von Kriterien „erheblich über dem 
Durchschnitt“; 

In der Regel über meh-
rere Jahre erbracht; 

Über unbefristeten 
40% des Grundgehalts 
werden weitere in der 
Regel befristet gewährt 

G § 
12(2); 

 

VO § 
3(3) 

Thüringen o Insbesondere Kataloge für For-
schung, Lehre, Kunst, Nachwuchsför-
derung, Weiterbildung 

„erheblich über dem 
Durchschnitt“; 

In der Regel über meh-
rere Jahre erbracht 

G § 12;  

VO § 
4(2) 

 

8.1.3 Details: Einschränkungen bei den Funktionsleistungsbezügen für neben-
amtliche Funktionen  

Bundesland 6.1.3 Funktionen Einschränkungen Quelle 

Baden-
Württemberg 

+ Nebenamtliche Hochschulleitung, 
Dekane und Gleichstellungsbeauf-
tragte sollen FLB bekommen; wei-
tere können; 

Über die Höhe der FLB für die 
Fakultätsvorstände entscheidet der 
Personalausschuss des Hochschul-
rats auf nicht bindenden Vorschlag 
des Rektorats 

FLB nehmen nicht an den 
Besoldungsanpassungen 
teil 

G 
§11(4); 
VO § 
4(1); 
VO § 
10(2) 

Bayern + Insbesondere Dekane, Studiende-
kane; durch Satzung auch andere 

FLB sollen in ihrer Höhe 
berücksichtigen: Belas-
tung, Verantwortung, 

G Art. 
24(1-
3); VO 
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Größe von Hochschule 
oder Fachbereich; 

FLB der Rektoren und 
Präsidenten nehmen an 
den Besoldungsanpas-
sungen teil 

§ 5(2) 

Berlin + FLB können für Wahrnehmung be-
sondere Aufgaben in der Hochschul-
selbstverwaltung gezahlt werden 

FLB der hauptamtlichen 
Mitglieder der Hoch-
schulleitung nehmen an 
den Besoldungsanpas-
sungen teil 

G § 
3(6) 

Brandenburg - FLB nur für Dekane, Vorsitzende 
des Senats, Studienfachberater, 
Wahrnehmung von Aufgaben der 
Studienreform, Sprecher SFB, 
Wahrnehmung von Aufgaben, die 
durch die Hochschulverwaltung nicht 
wahrgenommen werden können. VO 
§ 5(2) 

 

FLB der Rektoren und 
Präsidenten nehmen an 
den Besoldungsanpas-
sungen teil; 

Die Höhe ist für Präsi-
denten sowie haupt- und 
nebenamtliche Vizepräsi-
denten detailliert festge-
legt  

G § 
2a(6); 

 

VO § 
4(1-2) 

Bremen + FLB für Professoren, die neben ih-
rem Amt eine besondere Funktion 
innehaben.  VO §  5(1) 

FLB sollen in ihrer Höhe 
berücksichtigen: Auf-
gabe, Verantwortung, 
Belastung, Erfahrung; 

Nehmen an den Besol-
dungsanpassungen teil, 
wenn drei Jahre ununter-
brochen gewährt waren 
(Ausnahmen möglich) 

VO § 
5(2) 

Hamburg - FLB nur für hauptamtliche HSL, De-
kane und Prodekane; Vizepräsiden-
ten (abschließender Katalog!) 

FLB nehmen an den 
Besoldungsanpassungen 
teil 

VO § 
5(2) 

Hessen + FLB an Hauptamtliche HSL, Vize-
präsidenten und Dekane;  

Hochschule kann weitere Funktionen 
festlegen 

LB können an Besol-
dungsanpassungen teil-
nehmen 

VO § 
2(2); 
VO § 
5(1) 

Mecklenburg-
Vorpommern 

+ FLB an Hauptamtliche Hochschul-
leiter (keine Kanzler), Vizepräsiden-
ten und Dekane;  

Hochschule kann weitere Funktionen 
festlegen 

FLB der hauptamtlichen 
Hochschulleiter und Mit-
glieder von Leitungsgre-
mien nehmen an den 
Besoldungsanpassungen 
teil 

G § 
14(3); 
VO § 
3(1) 

Niedersachsen + FLB an Hauptamtliche HSL, Vize-
präsidenten und Dekane;  

Hochschule kann weitere Funktionen 
festlegen 

FLB nehmen an den 
Besoldungsanpassungen 
teil 

VO § 
5(1+2) 

Nordrhein-
Westfalen 

- FLB für Mitglieder des Rektorats, 
des Präsidiums, Dekane und sons-
tige Funktionsträger 

FLB nehmen an den 
Besoldungsanpassungen 
teil; 

FLB der nicht Hauptbe-
ruflichen können bis zu 
einer Höhe von 10% des 
Grundgehalts gewährt 

G § 
12(5); 
VO § 
7(1) 

 

VO § 
7(5) 
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werden 

Rheinland-
Pfalz 

+ Mitglieder von Leitungsgremien er-
halten FLB; weitere Funktionen kann 
die Hochschule in der Grundordnung 
festlegen (insb. Dekan, Frauenbe-
auftragte) 

FLB für Hauptberufliche 
Leiter und sonstige Mit-
glieder von Leitungsgre-
mien nehmen an den 
Besoldungsanpassungen 
teil; 

FLB für nebenamtliche 
Funktionsträger sollen in 
einem angemessenen 
Verhältnis zu denjenigen 
der hauptamtlichen ste-
hen. Sie sind als Pro-
zentsätze von W3 aus-
zuweisen 

G § 
9(5);  

VO § 
5(1); 

 

VO § 
5(5) 

Saarland + FLB für Hochschulleitung und be-
sondere Aufgaben in der Hochschul-
selbstverwaltung 

FLB für hauptamtliche 
nehmen an Besoldungs-
anpassungen teil 

G § 
10(3) 

Sachsen + FLB für besondere Aufgaben in der 
Hochschulselbstverwaltung und 
Hochschulleitung 

FLB der hauptamtlichen 
Hochschulleiter und Mit-
glieder von Leitungsgre-
mien können nach Ablauf 
von 2 Jahren an den 
Besoldungsanpassungen 
teilnehmen; 

Nehmen an den Besol-
dungsanpassungen teil, 
wenn drei Jahre ununter-
brochen gewährt waren 
(Ausnahmen möglich) 

GE § 
13(6); 

 

 

 

VO-E § 
5(2) 

Sachsen-
Anhalt 

+ FLB für besondere Aufgaben in der 
Hochschulselbstverwaltung und 
Hochschulleitung 

FLB der hauptamtlichen 
Hochschulleiter nehmen 
an den Besoldungsan-
passungen teil 

G § 
14(2) 

Schleswig-
Holstein 

+ Hochschule kann weitere Funktionen 
festlegen 

FLB der hauptamtlichen 
Hochschulleiter und Mit-
glieder von Leitungsgre-
mien nehmen an den 
Besoldungsanpassungen 
teil 

G § 
12(5) 

Thüringen + Hochschule kann weitere Funktionen 
festlegen 

FLB der hauptamtlichen 
Hochschulleiter und Mit-
glieder der Hochschul-
leitung nehmen an den 
Besoldungsanpassungen 
teil 

G § 13 

 



 62

 

8.1.4 Details: Kontingentierung 
Bundesland 6.1.4 Kontingentierung Quelle 

Baden-
Württemberg 

o Ministerium kann Hochschule anweisen, eine Kontingentie-
rung vorzunehmen, wenn die Vergabepraxis einer ausge-
wogenen leistungsbezogenen Besoldung widerspricht 

VO § 5 

Bayern - Mindestens 15% des Vergaberahmens für besondere Leis-
tungsbezüge 

VO § 9(4) 

Berlin +   

Brandenburg - Mindestens 25% des Vergaberahmens für besondere Leis-
tungsbezüge 

VO § 6(2) 

Bremen +   

Hamburg +   

Hessen +   

Mecklenburg-
Vorpommern 

- Mindestens 25% der Leistungsbezüge für bes. Leistungsbe-
züge 

VO § 2(5) 

Niedersachsen - Mindestens 20% und höchstens 60% des Gesamtbetrages 
für Leistungsbezüge sollen auf bes. Leistungsbezüge ent-
fallen. 

VO § 2(1) 

Nordrhein-
Westfalen 

+   

Rheinland-
Pfalz 

+ Der Präsident legt Kontingente für die drei Leistungsbezü-
gearten fest. 

VO § 7(2) 

Saarland - Für bes. Leistungsbezüge sollen mindestens 20% des Ver-
gaberahmens ausgebracht werden. 

VO § 6(2) 

Sachsen +   

Sachsen-
Anhalt 

+   

Schleswig-
Holstein 

- Die Hochschulen gewährleisten, dass in der Regel 20% des 
Vergaberahmens für besondere Leistungsbezüge aufge-
wendet werden. 

VO § 3(2) 

Thüringen +   

 

8.2 Zuständigkeit 

8.2.1 Details: Zuständigkeiten für Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge 
Bundesland 6.2.1 Zuständigkeit Quelle 

Baden-
Württemberg 

+ Die Hochschule - Rektorat VO § 2(3); § 
10(1) 

Bayern o Der Vorsitzende des Leitungsgremiums der Hochschule 
(holt Stellungnahme des Dekans ein); das Staatsministerium 
kann sich die Zustimmung vorbehalten; 

VO § 8 (1) 

Berlin + Die Dienstbehörde (Hochschule) G § 3(8) 

Brandenburg o Der Präsident auf Vorschlag des Dekans; bei Überschrei- VO § 2(1) 
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tung B10 mit Zustimmung des Wissenschafts- und des 
Finanzministeriums 

Bremen - Entscheidung trifft Senator für Bildung und Wissenschaften 
im Benehmen mit der Hochschule 

VO § 3(4) 

Hamburg + Präsidium der Hochschule G § 3a(1) 

Hessen + Präsidium, im Einvernehmen mit Dekan wenn das Budget 
des Fachbereichs zusätzlich belastet wird 

G Art. 1 § 
42(7); VO § 
7(1) 

Mecklenburg-
Vorpommern 

+ Hochschulleitung (im Benehmen mit der Fachbereichslei-
tung) 

G § 10(1); 
VO § 1(1) 

Niedersachsen + Präsidium BG § 2a(2) 

Nordrhein-
Westfalen 

o Rektor oder Präsident auf Vorschlag des Dekans; 

Überschreitung B10 bedarf Zustimmung des Ministeriums 

VO § 4(2+3) 

Rheinland-
Pfalz 

o Präsident auf Vorschlag des Dekans; 

Ministerium kann sich in besonders begründeten Fällen die 
Zustimmung vorbehalten. 

VO § 3(2) 

Saarland + Hochschule G § 10(5) 

Sachsen o Rektoratskollegium auf Vorschlag des Dekans; 

Ministerium kann sich in besonders begründeten Fällen die 
Zustimmung vorbehalten. 

VO-E § 3(4) 

Sachsen-
Anhalt 

+ Hochschulleitung G § 13(2) 

Schleswig-
Holstein 

o Rektorat auf Vorschlag Dekanat; 

Vor Aufnahme von Bleibeverhandlungen informiert die 
Hochschule das Ministerium, das sich in besonders begrün-
deten Fällen die Entscheidung vorbehalten kann. 

VO § 4(5) 

Thüringen + Hochschulleitung VO § 3(3) 

 

8.2.2 Details: Zuständigkeiten für besondere Leistungsbezüge 
Bundesland 6.2.2 Zuständigkeit Quelle 

Baden-
Württemberg 

+ Die Hochschule - Rektorat VO § 3(7);§ 
10(1) 

Bayern + Der Vorsitzende des Leitungsgremiums der Hochschule 
(holt Stellungnahme des Dekans ein);  

VO § 8 (1) 

Berlin + Die Dienstbehörde (Hochschule) G § 3(8) 

Brandenburg + Der Präsident VO § 3(1) 

Bremen + Rektor auf Vorschlag des Dekans; 
Rektoren: initiativrecht, Letztentscheidungsrecht 

VO § 4(8) 

Hamburg + Präsidium der Hochschule G § 3a(1) 

Hessen + Präsidium G Art. 1 § 
42(7); VO § 
7(1) 

Mecklenburg-
Vorpommern 

+ Hochschulleitung G § 10(1) 
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Niedersachsen + Präsidium; vor der Entscheidung gibt der Dekan und der 
Studiendekan eine Stellungnahme ab. 

BG § 
2a(2+3); VO 
§ 4(5) 

Nordrhein-
Westfalen 

+ Rektor oder Präsident auf Vorschlag des Dekans VO § 4(2+3) 

Rheinland-
Pfalz 

- Präsident auf Vorschlag des Hochschulrats VO § 4(3); 
HG § 74(3) 

Saarland + Hochschule G § 10(4) 

Sachsen + Rektoratskollegium auf Vorschlag des Dekans und auf 
Grundlage einer Ordnung;  

Rektoratskollegium: Initiativ- und Letztentscheidungsrecht 

VO-E § 4(5) 

Sachsen-
Anhalt 

+ Hochschulleitung G § 13(2) 

Schleswig-
Holstein 

+ Rektorat auf Vorschlag Dekanat; 

Darüber hinaus: Rektorat hat Initiativrecht, Dekanat ist zu 
hören 

VO § 5(3) 

Thüringen + Hochschulleitung VO § 4(3) 

 

8.2.3 Details: Ordnungen oder Richtlinien 
Bundesland 6.2.3 Ordnung/Satzung oder Richtlinie Quelle 

Baden-
Württemberg 

+ Vorstand regelt das Verfahren; 
Entscheidungen sind aktenkundig zu machen 

VO § 9 

Bayern o Die Hochschule regelt durch Satzung das Nähere zur Be-
wertung der besonderen Leistungen. 

Das Leitungsgremium erlässt im Benehmen mit dem Senat 
Grundsätze zur Vergabe von BuB, bes. LB und FLB. 

Die Hochschule kann durch Satzung weitere Ämter (als De-
kan und Studiendekan) für FLB definieren. 

VO § 10; 

VO § 5(2) 

Berlin + Kriterien für bes. Leistungen und Verfahren zur Feststellung 
sind durch Satzung festzulegen. 

Die Durchführung des Verfahrens und sonstige Regelungen 
durch Richtlinie. 

G § 3(8) 

Brandenburg o Die Hochschulen bestimmen in Satzungen die Kriterien zur 
Bemessung der besonderen Leistungen.  

Hochschule regelt Verfahren der Gewährung von Leistungs-
bezügen in einer Satzung. 

VO § 3(2); 

 

VO § 9 

Bremen o Hochschulen regeln in einer Ordnung das Nähere zum Ver-
fahren 

VO § 7 

Hamburg + Hochschulpräsidium kann Richtlinien über Verfahren und 
Vergabe erlassen. 

VO §8 

Hessen o Der Senat kann Grundsätze zur Gewährung der bes. LB und 
zur Ermittlung der Leistungen beschließen. 

Das Präsidium kann interne Richtlinien beschließen.130 

G Art. 1 § 
40(3) 

                                            
130  Rechtsauslegung durch Erlass des hessischen MWK vom 23. Feb. 2005. 
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Mecklenburg-
Vorpommern 

o Die Hochschule regelt das Nähere in einer Satzung, es ist 
eine Überprüfung der Regelungen nach spätestens 5 Jahren 
vorzusehen. 

VO § 5 

Niedersachsen + FLB für nebenamtliche Funktionen sind in einer Ordnung zu 
regeln. 

Präsidium erstellt nach Anhörung des Senats Richtlinien 
über Verfahren und Vergabe. 

BG § 2a (4); 
VO § 7 

Nordrhein-
Westfalen 

o Kriterien für BuB durch Hochschulordnung festlegen; weitere 
Einzelheiten des Vergabeverfahrens kann die Hochschule in 
einer Ordnung regeln 

VO § 4(1); § 
5(1) 

Rheinland-
Pfalz 

- Die Hochschulen regeln das konkrete Verfahren der Ver-
gabe der Leistungsbezüge und der Forschungs- und Lehrzu-
lagen (inkl. Kriterien) in der Grundordnung 

VO § 9 

Saarland - Die Hochschulleitung erlässt nach Anhörung des Senats 
Richtlinien zur Gewährung von Leistungsbezügen. Das 
Ministerium genehmigt. 

VO § 4(2) 

Sachsen - Die Hochschulen regeln das konkrete Verfahren der Ver-
gabe der Leistungsbezüge und der Forschungs- und Lehr-
zulagen (inkl. Kriterien) in einer Ordnung. Genehmigung 
durch Ministerium 

VO-E § 8 

Sachsen-
Anhalt 

- Die Hochschulen regen das konkrete Verfahren der Vergabe 
der Leistungsbezüge und der Forschungs- und Lehrzulagen 
(inkl. Kriterien) in einer Ordnung. Genehmigung durch das 
zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem Ministe-
rium der Finanzen 

VO § 8 

 

Schleswig-
Holstein 

- Die Hochschulen regen das konkrete Verfahren der Vergabe 
der Leistungsbezüge und der Forschungs- und Lehrzulagen 
(inkl. Kriterien) in einer Satzung. Genehmigung durch 
Ministerium 

VO § 8 

Thüringen o Die Hochschulen regeln das Nähere über das Verfahren und 
die Vergabe der Leistungsbezüge in einer Satzung.  

VO § 7(1) 

 

8.3 Befristung und Dynamisierung 

8.3.1 Details: Befristung von Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezügen 
Bundesland 6.3.1 Befristung BuB Quelle 

Baden-
Württemberg 

+ Befristet oder unbefristet G § 11(1) 

Bayern o Werden in der Regel unbefristet vergeben; auch Einmal-
zahlung möglich 

G Art. 22(2); 
VO § 3((2) 

Berlin + Keine Einschränkung G § 3(2) 

Brandenburg + Befristet oder unbefristet G § 2a(2) 

Bremen - In der Regel für 3 Jahre, bei wiederholter Gewährung kann 
entfristet werden 

VO § 3(2) 

Hamburg + Befristet oder unbefristet VO § 3(2) 

Hessen + Befristet oder unbefristet VO § 3(2) 

Mecklenburg-
Vorpommern 

+ Befristet oder unbefristet, sowie als Einmalzahlung G § 12(1) 
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Niedersachsen + Befristet oder unbefristet VO § 3(2) 

Nordrhein-
Westfalen 

o In der Regel unbefristet und als laufender Bezug G § 12(1) 

Rheinland-
Pfalz 

o in der Regel unbefristet G § 9(1) 

Saarland + Befristet oder unbefristet, sowie als Einmalzahlung G § 10(1) 

Sachsen + Befristet oder unbefristet GE § 13(1) 

Sachsen-
Anhalt 

+ Befristet oder unbefristet, sowie als Einmalzahlung G § 12(4) 

Schleswig-
Holstein 

+ Befristet oder unbefristet G § 12(1) 

Thüringen + Befristet oder unbefristet G § 11(1) 

 

8.3.2 Details: Dynamisierung von Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezügen 
Bundesland 6.3.2 Teilnahme an Besoldungsanpassungen Quelle 

Baden-
Württemberg 

- Unbefristete LB nehmen nur teil, wenn dies in den BuB-
Verhandlungen festgelegt ist. Befristete LB nehmen nicht 
teil. 

G § 11(1) 

Bayern - Kann bei unbefristeten festgelegt werden G Art. 22(3) 

Berlin - Unbefristete können teilnehmen G § 3(2) 

Brandenburg - Kann bestimmt werden; 

Unbefristete nehmen teil 

G § 2a(2); 

VO-E § 2(3) 

Bremen + Kann entschieden werden VO § 3(2) 

Hamburg + Nehmen teil VO § 3(2) 

Hessen + LB können teilnehmen VO § 2(2) 

Mecklenburg-
Vorpommern 

- Unbefristete können teilnehmen G § 12(1) 

Niedersachsen + Nehmen teil VO § 3(2) 

Nordrhein-
Westfalen 

- Unbefristete können teilnehmen G § 12(1) 

Rheinland-
Pfalz 

- Unbefristete nehmen teil G § 9(1); VO 
§ 3(3) 

Saarland - Unbefristete können teilnehmen G § 10(1) 

Sachsen - Unbefristete können teilnehmen GE § 13(1) 

Sachsen-
Anhalt 

- Unbefristete nehmen teil G § 12(4) 

Schleswig-
Holstein 

+ VO kann regeln, dass sie teilnehmen; 

Nehmen teil 

G § 12(1); 

VO § 4(2) 

Thüringen - Unbefristete können teilnehmen G § 11(1) 
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8.3.3 Details: Befristung von besonderen Leistungsbezügen 
Bundesland 6.3.3 Befristung bes. LB Quelle 

Baden-
Württemberg 

o  Erstmalig befristet;  
„im direkten Anschluss“ Entfristung möglich; 
Widerrufsvorbehalt 

G § 11(2) 

Bayern o Erstmalig befristet; 
Bei „wiederholter Vergabe“ kann entfristet werden;  
frühestens nach 3 Jahren; 
Widerrufsvorbehalt 

G Art. 23(2); 
VO § 4(7) 

Berlin o Erstmalig befristet;  
„im unmittelbaren Anschluss“ Entfristung möglich; 

G § 3(3) 

Brandenburg - Als Einmalzahlung oder als monatliche Zahlung befristet; 
[Entfristung ist nicht möglich] 
„Sie können wiederholt gewährt werden.“ Widerrufsvorbe-
halt 

G § 2a(3); 

VO § 3(1) 

Bremen o Als Einmalzahlung oder als monatliche Zahlung für in der 
Regel drei Jahre;  
Bei „wiederholter Gewährung“ kann entfristet werden; 
Widerrufsvorbehalt 

VO § 4(2) 

Hamburg o Als Einmalzahlung oder als monatliche Zahlung für einen 
Zeitraum bis 5 Jahre befristet.  
Für „unmittelbar anschließende“ weitere Zeiträume auch 
unbefristet; 
Widerrufsvorbehalt 

VO § 4(2) 

Hessen o Als Einmalzahlung oder als monatliche Zahlung für einen 
Zeitraum bis 5 Jahre befristet.  
Nach einer Frist von fünf Jahren können sie auch unbefris-
tet vergeben werden; 
Widerrufsvorbehalt 

 

Mecklenburg-
Vorpommern 

o Als Einmalzahlung oder als monatliche Zahlung für einen 
Zeitraum bis 5 Jahre befristet.  
Für unmittelbar im Anschluss an einen mindestens fünfjäh-
rigen Zeitraum befristeter LB auch unbefristet, (wenn die 
bisherige Leistungsentwicklung dies rechtfertigt). 
Widerrufsvorbehalt 

G § 13(1); 
VO § 2(2) 

Niedersachsen o Als Einmalzahlung oder als monatliche Zahlung für einen 
Zeitraum bis 5 Jahre befristet.  
Für „unmittelbar anschließenden Fortsetzungszeitraum“ 
können sie auch unbefristet gewährt werden; 

VO § 4(2) 

Nordrhein-
Westfalen 

- Als Einmalzahlung oder für bis zu fünf Jahre befristet; nur in 
Ausnahmefällen als Einmalzahlung 
[Entfristung ist nicht möglich] 

G § 12(2); 
VO § 5 

Rheinland-
Pfalz 

o als Einmalzahlung oder als monatliche Zahlungen für einen 
Zeitraum von bis zu fünf Jahren befristet; 
bei wiederholten Vergabe auch unbefristet; 
Widerrufsvorbehalt 

G § 9(2) 

Saarland o Als Einmalzahlung oder als monatliche Zahlung für einen 
Zeitraum bis 5 Jahre befristet;  
Nach frühestens zweimaliger Vergabe auch unbefristet; 
Können in besonderen Fällen widerrufen werden 

G § 10(2); 

VO § 6(3); 

Sachsen o als Einmalzahlung oder als monatliche Zahlungen für einen 
Zeitraum von bis zu fünf Jahren befristet; 
bei wiederholten Vergabe auch unbefristet; 

GE § 13(2) 
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Widerrufsvorbehalt 

Sachsen-
Anhalt 

o als Einmalzahlung oder als monatliche Zahlungen für einen 
Zeitraum von bis zu fünf Jahren befristet; 
bei wiederholten Vergabe auch unbefristet; 
Widerrufsvorbehalt 

G § 13(1) 

Schleswig-
Holstein 

o als Einmalzahlung oder als monatliche Zahlungen für einen 
Zeitraum von bis zu fünf Jahren befristet; 
bei wiederholten Vergabe auch unbefristet; 
Widerrufsvorbehalt 

G § 12(2) 

Thüringen - als Einmalzahlung oder als monatliche Zahlungen für einen 
Zeitraum von bis zu fünf Jahren befristet; 
In besonderen Fällen auch bis zu acht Jahre befristet; 
[Entfristung ist nicht möglich]; 
Widerrufsvorbehalt 

G § 12 

 

8.3.4 Details: Dynamisierung von besonderen Leistungsbezügen 
Bundesland 6.3.4 Teilnahme an den Besoldungsanpassungen Quelle 

Baden-
Württemberg 

o Nehmen nicht teil G § 11(2) 

Bayern + Kann festgelegt werden G Art. 22(3); 
VO § 4(8) 

Berlin o Unbefristete können teilnehmen G § 3(3) 

Brandenburg o Nehmen nicht teil VO § 3(1) 

Bremen + Können teilnehmen VO § 4(2) 

Hamburg o Nehmen teil VO § 4(2) 

Hessen + LB können teilnehmen VO § 2(2) 

Mecklenburg-
Vorpommern 

o Nehmen nicht teil; in besonders begründeten Ausnahme-
fällen können unbefristete teilnehmen 

G § 13(2) 

Niedersachsen o Nehmen teil VO § 4(2) 

Nordrhein-
Westfalen 

o [keine Regelung]  

Rheinland-
Pfalz 

o Unbefristete nehmen teil G § 9(2); VO 
§ 4(4) 

Saarland o Unbefristete nehmen teil VO § 6(3) 

Sachsen o Unbefristete können teilnehmen; 

Bes. Leistungsbezüge nehmen nicht teil 

GE § 13(2); 

VO-E § 4(3) 

Sachsen-
Anhalt 

o Nehmen teil G § 13(1) 

Schleswig-
Holstein 

o VO kann regeln, dass sie teilnehmen; 

Nehmen teil 

G § 12(2); 

VO § 5(2) 

Thüringen o [keine Regelung]  
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8.4 Ruhegehaltfähigkeit 

8.4.1 Details: Ruhegehaltfähigkeit befristeter Leistungsbezüge 
Bundesland 6.4.1 Ruhegehaltfähigkeit befristeter LB Quelle 

Baden-
Württemberg 

+ Nach zehnjährigem Bezug G § 11(3) 

Bayern + Nach zehnjährigem Bezug G Art. 25(1) 

Berlin + Nach zehnjährigem Bezug G § 3(4) 

Brandenburg + Nach zehnjährigem Bezug G § 2a(4) 

Bremen + Soweit sie mehrfach gewährt wurden VO § 8(1) 

Hamburg + Nach zehnjährigem Bezug VO § 8(1+2) 

Hessen + Entscheidet das Präsidium VO § 7(1) 

Mecklenburg-
Vorpommern 

+ Nach zehnjährigem Bezug G § 15(2) 

Niedersachsen + Nach zehnjährigem Bezug VO § 8(2) 

Nordrhein-
Westfalen 

+ Nach zehnjährigem Bezug G § 12(3) 

Rheinland-
Pfalz 

+ Nach zehnjährigem Bezug G § 9(3) 

Saarland + Nach zehnjährigem Bezug G § 10(4) 

Sachsen + Nach zehnjährigem Bezug GE § 13(4) 

Sachsen-
Anhalt 

+ Nach zehnjährigem Bezug G § 15(1) 

Schleswig-
Holstein 

+ Nach zehnjährigem Bezug G § 12(3) 

Thüringen - Nach zehnjährigem Bezug; 
Über die Ruhegehaltfähigkeit von besonderen LB entschei-
det das zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium. 

G § 14(1); 

VO § 6(3) 

 

8.4.2 Details: Überschreitung der 40%-Grenze bei der Ruhergehaltfähigkeit 
Bundesland 6.4.2 Überschreitung 40%-Grenze Quelle 

Baden-
Württemberg 

- An Universitäten: 
4% der W3-Stellen bis 50% 
2% der W3-Stellen bis 60% 
1,5% der W3-Stellen bis 70% 
2,5% der W3-Stellen bis 80% 
An Kunsthochschulen geringer; Für Pädagogischen Hoch-
schulen und FH nicht vorgesehen 

VO § 6(6-8) 

Bayern + Bis höchstens 80%; 

12% der W2- und W3-Stellen bis 60%; 
5% der W3-Stellen bis 80% 

G. Art. 25(2); 
VO § 6(6) 

Berlin + Mit Zustimmung der Senatsverwaltung: 

2,5% der W2- und W3-Stellen bis 50%;  
2,5% der W2- und W3-Stellen bis 60%; 

G § 3(5) 
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2,5% der W2- und W3-Stellen bis 80% 

Brandenburg + 2,5% der W2- und W3-Stellen bis 50%; 
2,5% der W2- und W3-Stellen bis 60%; 
1,6% der W2- und W3-Stellen bis 80% 

G § 2a(5) 

Bremen o Entscheidung in Einvernehmen mit dem Senator für Bildung 
und Wissenschaft. 

VO § 8(1) 

Hamburg + Behörde kann bis 80% für ruhegehaltfähig erklären, so-
lange der Gesamtbetrag der bisherigen Sonderzuschüsse 
nicht überschritten ist 

VO § 8(3) 

Hessen o Präsidium entscheidet, Ministerium genehmigt VO § 7(3) 

Mecklenburg-
Vorpommern 

+ In besonders begründeten Ausnahmefällen bis 80%; 

Mit Zustimmung des Ministeriums:  
2% der W2- und W3-Stellen bis 50%; 
4% der W3-Stellen bis 60%; 
2% der W3-Stellen bis 80% (die derzeitigen Sonderzu-
schüsse von C4-Stellen werden darauf angerechnet) 

G § 15(3); 

VO § 6(2) 

Niedersachsen - Leistungsbezüge können über 40% hinaus für ruhegehalt-
fähig erklärt werden. Die Hochschule hat dann darauf den 
Versorgungszuschlag wie für die Dienstbezüge zu entrich-
ten; eine Erhöhung der Zuführung des Landes an die 
Hochschule als Landesbetrieb zu diesem Zweck ist ausge-
schlossen. 

BG § 2a(4) 

Nordrhein-
Westfalen 

+ 2% der W2- und W3-Stellen bis 50%; 
3% der W2- und W3-Stellen bis 60%; 
2% der W2- und W3-Stellen bis 80% 

G § 12(3) 

Rheinland-
Pfalz 

+ 2% der W 2- und W 3-Stellen bis 50%; 
4% der W 3-Stellen bis 60%; 
2% der W 3-Stellen bis 80%; 

Das Ministerium weist den Hochschulen den Anteil der 
Stellen zu 

G § 9(5); 

Vo § 6(2) 

Saarland + Mit Zustimmung des Ministeriums: 

5% der W2- und W3-Stellen bis 60%; 
5% der Plan-Stellen bis 80% 

VO § 8(2) 

Sachsen + 2,5% der W2- und W3-Stellen bis 50%; 
1,5% der W2- und W3-Stellen bis 60%; 
1% der W2- und W3-Stellen bis 80% 

GE § 13(3) 

Sachsen-
Anhalt 

+ 2,5% der W2- und W3-Stellen bis 50%; 
2,5% der W2- und W3-Stellen bis 60%; 
1,5% der W2- und W3-Stellen bis 80% 

G § 15(2) 

Schleswig-
Holstein 

+ können bis 80% für ruhegehaltfähig erklärt werden, solange 
der Gesamtbetrag der bisherigen Sonderzuschüsse nicht 
überschritten ist. 

Das Ministerium erklärt die Ruhegehaltfähigkeit über 40%. 

G § 12(4); 

VO § 9 

Thüringen + 2,5% der W2- und W3-Stellen bis 50%; 
2,5% der W2- und W3-Stellen bis 60%; 
1,6% der W2- und W3-Stellen bis 80%; 

Das Ministerium weist den Hochschulen den auf sie entfal-
lenden Anteil der Stellen zu 

G § 14(2); 

VO § 6(1) 
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8.5 Stellenkategorie und Übergang 

8.5.1 Details: Zuordnung der W-Stellen auf die Hochschularten 
Bundesland 6.5.1 Zuordnung Universitäten Zuordnung 

Fachhochschulen 
Quelle 

Baden-
Württemberg 

 100% W3; 
in besonderen Fällen auch W2 

25% W3 G § 10(1) 

Bayern  Planstellen C2 und C3 werden 
W2; C4 wird W3 

Bis zu 10% W3 

Planstellen C2 und C3 
werden W2; C4 wird 
W3 

G Art. 32(8) 

Berlin  W2 und W3 Höchstens 25% W3 G § 3(1) 

Brandenburg  W2 und W3 Höchstens 25% W3 G § 2a(1) 

Bremen  W2 und W3 W2 und W3 G Art. 5 § 
3(1) 

Hamburg  W2 und W3 (nach Maßgabe des 
Haushaltsplans) 

W2 und W3 (nach 
Maßgabe des Haus-
haltsplans) 

G Art. 4 § 1 

Hessen  W2 und W3 (nach Maßgabe des 
Haushaltsplans) 

W2 und W3 (nach 
Maßgabe des Haus-
haltsplans) 

G Art. 3 
§2a(1) 

Mecklenburg-
Vorpommern 

 W2 und W3 Bis zu 25% W3 G § 9(1) 

Niedersachsen  W2 und W3 
(Übergang der Panstellen C2 
und C3 nach W2 und C4 nach 
W3) 

Bis 10% W3 G Art. 2 § 
2a(1), NHG 
Art. 6(1) 

Nordrhein-
Westfalen 

 W2 und W3; höchstens 56,25% 
W3 

W2 und W3; höchstens 
10% W3  

G § 11(2) 

Rheinland-
Pfalz 

 W2 und W3 (Anteil nach Stellen-
plänen) 

W2 und W3 (Anteil 
nach Stellenplänen) 

G § 8(2+3) 

Saarland  W2 und W3 (Anteil nach Haus-
haltsgesetz); Planstellen C2 und 
C3 gehen über in W2 (abwei-
chend von C3 nach W3, wenn 
dies der Bedeutung der Profes-
sur entspricht); C4 in W3 

W2 und W3 (Anteil 
nach Haushaltsgesetz); 
Planstellen C2 und C3 
gehen über in W2 (ab-
weichend von C3 nach 
W3, wenn dies der 
Bedeutung der Profes-
sur entspricht); C4 in 
W3 

G § 8(1); 

G Art 3 

Sachsen  W2 und W3 Bis 15% W3 GE 3 12(3) 

Sachsen-
Anhalt 

 Bis 60% W3; 

An der Hochschule für Kunst und 
Design Halle: 40% W3 

Bis 10% W3 G § 11(3) 

Schleswig-
Holstein 

 Universitäten und Musikhoch-
schule Lübeck: bis 60% W3; 

Muthesius Kunsthochschule: bis 
40% W3 

Bis 25% W3 G § 11(3) 

Thüringen  W2 und W3 Bis 10% W3 G § 10(2) 
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8.5.2 Details: Übergang C-Professor in die W-Besoldung 
Bundesland 6.5.2 Übergang von C2 und C3 nach W Quelle 

Baden-
Württemberg 

- An Universitäten nach W3; 
An Fachhochschulen nach W2 

G Art. 3  (1) 

Bayern - Von C2 und C3 Übergang nach W2 G Art. 32(8); 

Berlin - Von C2 und C3 Übergang nach W2 G § 3b 

Brandenburg o Von C2 und C3 Übergang nach W2; Ausnahmen bei aus-
wärtigem Ruf auf W3 möglich 

G Art. 2 

Bremen + Wie § 77 Bundesbesoldungsgesetz: von C2 und C3 nach 
W2 und W3 

G Art. 5 § 
3(2) 

Hamburg + Von C2 und C3 Übergang nach W2 und W3 G Art. 4 § 1 

Hessen - Von C2 und C3 Übergang nach W2 VO § 8 

Mecklenburg-
Vorpommern 

- Von C2 und C3 Übergang nach W2 G § 18 

Niedersachsen - Von C2 und C3 Übergang nach W2 NHG Art. 
6(1) 

Nordrhein-
Westfalen 

- Von C2 und C3 Übergang nach W2 G Art. 2 

Rheinland-
Pfalz 

- Von C2 und C3 Übergang nach W2 G Art. 5 

Saarland + Übergang der Stellen: Planstellen C2 und C3 gehen über in 
W2 (abweichend von C3 nach W3, wenn dies der Bedeu-
tung der Professur entspricht); C4 in W3 

Bei besonderer Bedeutung Wechsel von C3 nach W3 mög-
lich, Ministerium entscheidet.  

An Hochschulen mit Globalhaushalt entscheidet die Hoch-
schule.  

G Art. 3 

 

VO § 11 

Sachsen + Von C2 und C3 Übergang nach W2; 

Davon abweichend kann mit Antrag bis zum 31.12.2006 ein 
Übergang in eine W3-Stelle stattfinden. Das Prinzip der 
funktionsgerechten Besoldung ist zu wahren. An FH ist die 
Obergrenze von 15% W3-Stellen zu beachten. 

GE § 17 

Sachsen-
Anhalt 

+ Von C2 und C3 Übergang nach W2 und W3 möglich G § 19(1) 

Schleswig-
Holstein 

- Von C2 und C3 Übergang nach W2 G Art. 2(1) 

Thüringen + Von C2 und C3 Übergang nach W2;  

Auf Antrag mit Zustimmung der Hochschule auch W3, wenn 
es der Funktion entspricht und haushaltsrechtlich zulässig 
ist. 

G § 18(1) 
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8.5.3 Details: Übergang von C2-Professoren an Fachhochschulen 
Bundesland 6.5.3 Lösung C2/C3-Problem Quelle 

Baden-
Württemberg 

+ C2-Professoren an FH können beim Wechsel in die W-
Besoldung einen unbefristeten BuB-LB bis zum Unter-
schiedsbetrag der Endgehälter zwischen C2 und C3 erhal-
ten. 

G Art. 3 (1) 

Bayern + Beim Wechsel von C nach W können bis zum 31.12.2005 
unbefristete bes. LB vergeben werden. 

Sonderregelungen für C2-Professoren an FH, die den Ruf 
vor dem 1. Juni 2001 angenommen haben. 

Diese können gemäß ihrem erwarteten Wechsel in die C3-
Besoldung in W entsprechend besoldet werden (bis zum 
C3-Endgehalt minus 25% des Unterschiedsbetrages der 
C2/C3-Endgehälter) 

G Art. 
32(9+12); 

 

VO § 
12(2+3) 

Berlin - Problem existiert, ist aber nicht gelöst  

Brandenburg n.n. Nicht notwendig, da es die C2-C3-Wechsler-Problematik 
nicht gab. 

 

Bremen n.n. Nicht notwendig, da es die C2-C3-Wechsler-Problematik 
nicht gab. 

 

Hamburg - Problem existiert, ist aber nicht gelöst  

Hessen + Anlässlich des Wechsels können Berufungs- und Bleibe-
verhandlungen geführt und somit unbefristete BuB verge-
ben werden. 

VO § 8(2) 

Mecklenburg-
Vorpommern 

n.n. Nicht notwendig, da es die C2-C3-Wechsler-Problematik 
nicht gab. 

 

Niedersachsen - Problem existiert, ist aber nicht gelöst  

Nordrhein-
Westfalen 

n.n. Nicht notwendig, da es die C2-C3-Wechsler-Problematik 
nicht gab. 

 

Rheinland-
Pfalz 

- Problem existiert, ist aber nicht gelöst  

Saarland - Problem existiert, ist aber nicht gelöst  

Sachsen + Grundsätzlich nur Übergang von C2 und C3 nach W2 mög-
lich; abweichend mit Antrag bis zum 31.12.2006 auch in 
eine W3-Stelle; Funktionsgerechte Besoldung ist zu be-
achten.131 

GE § 17 

Sachsen-
Anhalt 

n.n. Nicht notwendig, da es die C2-C3-Wechsler-Problematik 
nicht gab. 

 

Schleswig-
Holstein 

+ C2-Professoren an FH können bis zum 1.1.2010 nach ei-
nem Antrag auf die Überführung in eine W2-Stelle Beru-
fungs- und Bleibeleistungsbezüge erhalten, so dass insge-
samt das bisherige C2-Gehalt nicht überschritten wird (Be-
sitzstandswahrung). 

G Art. 2(2) 

Thüringen n.n. Nicht notwendig, da es die C2-C3-Wechsler-Problematik 
nicht gab. 

 

n.n. = nicht notwendig 
                                            
131  Nach der Gesetzes-Begründung ist diese Regelung insb. für FH-Professoren gedacht. 
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8.6 Hochschulleitung 

8.6.1 Details: Hauptamtliche Hochschulleitung in der W-Besoldung 
Bundesland 6.6.1 „Kanzler“ „Präsidenten und Vize“ Quelle 

Baden-
Württemberg 

+ W3132 W3 G § 10(2) 

Bayern - A bzw. B W3 G Art. 21(2) 

Berlin - (Kanzler nicht in W) W3 G § 3(1) 

Brandenburg - Kanzler: A oder B W3 

hauptamtliche Vize: W3 

G § 2a(1) 

Bremen + FH-Kanzler: W2; 

Uni-Kanzler: W3 

W2 und W3 G Art. 5 § 
3(1) 

Hamburg + W2: HbK, HMT 

W3: Uni, TU, HAW 

W3 

Vizepräsidenten: W3 

G LBO W 

Hessen + W2: FH 

W3: Uni 

W3 

hauptamtliche Vize: W3 

G Art. 3 
§2a(2) 

Mecklenburg-
Vorpommern 

- (Kanzler nicht in W) W3 G §9(2) 

Niedersachsen + W3133 W3 G Art. 2 § 
2a(1) 

Nordrhein-
Westfalen 

+ W3 W3 G § 11(1) 

Rheinland-
Pfalz 

+ W2: FH 
W3: Uni 

W3 
hauptamtliche Vize: W3 

G § 8(1) 

Saarland + W3: Uni134 W3 G § 8(2) 

Sachsen - (Kanzler nicht in W) W3 GE § 12(1) 

Sachsen-
Anhalt 

- (Kanzler nicht in W) W3 G § 11(1) 

Schleswig-
Holstein 

- (Kanzler nicht in W) W3 G § 11(1) 

Thüringen + Uni: W3 
FH und Kunsthochschulen: W2

W3 G § 10(1) 

 

                                            
132  Ausnahmen: Fachhochschulen mit weniger als 2.500 Studierenden, Pädagogische 

Hochschulen und Kunsthochschulen mit weniger als 2.000 Studierenden. 
133  Hauptamtlicher Vizepräsident (in der Regel in der früheren Kanzlerfunktion). 
134  Vizepräsident Verwaltung und Wirtschaftsführung der Universität. Keine Regelung zur 

Fachhochschule. 
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8.6.2 Details: Regelungen zur Besoldungshöhe der hauptamtlichen 
Hochschulleitung 

Bundesland 6.6.2 Vorgaben Entscheidung Quelle 

Baden-
Württemberg 

+ Setzt sich aus zwei Beträgen 
zusammen:  
- für quantitative Kriterien des 
Amts (Haushaltsvolumen, Studie-
rendenzahl etc.); 
- für qualitative Kriterien (Qualifi-
kation, Verantwortungsbereich) 

Personalausschuss 
des Hochschulrates 

VO § 4(2);  

VO § 10 (2) 

Bayern o Insb. nach Belastung und Ver-
antwortung sowie Größe der 
Hochschule zu bemessen 

Staatsministerium VO § 5(3);  

VO § 8(2) 

Berlin + Grundsatz der funktionsgerechten 
Besoldung ist zu wahren 

Entscheidungen über 
die Gewährung von 
Leistungsbezügen trifft 
die Dienstbehörde 
(Hochschule) 

G § 3(6);  

G § 3(5) 

Brandenburg - Grundsatz der funktionsgerechten 
Besoldung ist zu wahren; 

In der VO werden Höchstbeträge 
kleinteilig angegeben, die das 
bisherige Niveau fortschreiben 

Höhe in der VO ange-
geben, keine Möglich-
keit der Verhandlung; 

Ausnahmeregelungen 
für „herausragende“ 
Bewerber  

G § 2a(6); 

VO § 4(1); 

VO-E § 4(2) 

Bremen o Grundsatz der funktionsgerechten 
Besoldung ist zu wahren 

Senator für Bildung 
und Wissenschaft 

VO § 5(2); 

VO § 5(3) 

Hamburg o Grundsatz der funktionsgerechten 
Besoldung ist zu wahren 

Für Mitglieder des 
Präsidiums entschei-
det die für das Hoch-
schulwesen zustän-
dige Behörde; der 
Hochschulrat ist zu 
hören 

VO § 5(2); 

G § 3a(1) 

Hessen o Belastung und Verantwortung 
sowie Größe der Hochschule sind 
zu berücksichtigen 

Ministerium entschei-
det über FLB für Prä-
sident; 

Präsident entscheidet 
über FLB für Kanzler 
und hauptberufliche 
Vize (Genehmigung 
durch Ministerium) 

VO § 5(2); 

VO § 6(2+3) 

Mecklenburg-
Vorpommern 

o Belastung und Verantwortung 
sowie Größe der Hochschule sind 
zu berücksichtigen 

Ministerium G § 14(1); 

G § 10(1) 

Niedersachsen o Grundsatz der funktionsgerechten 
Besoldung ist zu wahren 

Ministerium, bei Stif-
tungshochschulen der 
Stiftungsrat 

VO § 5(2); 

BG § 2a(2) 

Nordrhein-
Westfalen 

o Grundsatz der funktionsgerechten 
Besoldung ist zu wahren; 

In der VO werden FLB für die 

Ministerium G § 12(5); 

VO § 7(2-4); 
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jeweiligen Ämter exakt und klein-
teilig angegeben; 

Um Präsidenten und Kanzler zu 
gewinnen oder zum Bleiben zu 
bewegen, können zusätzliche 
FLB gezahlt werden; 

Darüber hinaus können weitere 
FLB gezahlt werden. Sie können 
insb. von Zielvereinbarungen, 
Projektergebnissen und Wieder-
wahl abhängig gemacht werden 

VO § 7(6) 

Rheinland-
Pfalz 

o Grundsatz der funktionsgerechten 
Besoldung ist zu wahren; 

In der VO werden FLB für die 
jeweiligen Ämter exakt und klein-
teilig angegeben; 

Darüber hinaus können weitere 
FLB gezahlt werden. Sie können 
insb. von Zielvereinbarungen 
abhängig gemacht werden 

Ministerium G § 9(5); 

VO § 5(2-4) 

VO § 5(6) 

Saarland o Grundsatz der funktionsgerechten 
Besoldung ist zu wahren; 

Die Höhe wird auf Grund von 
Zielvereinbarungen mit dem 
Ministerium festgelegt 

Ministerium G § 10(3); 

VO § 7(1); 

G § 10(4) 

Sachsen o Grundsatz der funktionsgerechten 
Besoldung ist zu wahren 

Ministerium GE § 13(6); 

VO-E § 5(3) 

Sachsen-
Anhalt 

- Grundsatz der funktionsgerechten 
Besoldung ist zu wahren; 

In der VO werden FLB für die 
jeweiligen Ämter exakt und klein-
teilig angegeben 

Ministerium G § 14(1); 

VO § 5(3); 

G § 14(1) 

Schleswig-
Holstein 

+ Grundsatz der funktionsgerechten 
Besoldung ist zu wahren; 

Höhe der FLB regelt die Hoch-
schule in einer Satzung 

Höhe der FLB regelt 
die Hochschule in 
einer Satzung;  

Ministerium entschei-
det (unter Berücksich-
tigung der Satzung) 

G § 12(5); 

VO § 6(3); 

VO § 6(5) 

Thüringen o Grundsatz der funktionsgerechten 
Besoldung ist zu wahren 

Ministerium G § 13; 

VO-E § 5(2) 

 

8.7 Details: Forschungs- und Lehrzulage 
Bundesland 6.7 Forschungs- und Lehrzulage Quelle 

Baden-
Württemberg 

+ Bis zu 100% des Jahresgrundgehaltes; Ausnahmen mög-
lich 

G § 12(2); 
VO § 8 

Bayern o Bis zu 100% des Jahresgrundgehaltes G Art. 27; 
VO § 7 

Berlin - Dürfen nur in Ausnahmefällen 50% des Jahresgrund- G § 3(7) 
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gehaltes überschreiten 

Brandenburg + Bis zu 100% des Jahresgrundgehaltes; Ausnahmen mög-
lich 

G § 2a(9) 

Bremen o Bis zu 100% des Jahresgrundgehaltes VO § 6(1) 

Hamburg o Bis zu 100% des Jahresgrundgehaltes VO § 6 

Hessen + Keine Einschränkung der Höhe VO § 6 

Mecklenburg-
Vorpommern 

o Bis zu 100% des Jahresgrundgehaltes G § 16(2) 

Niedersachsen + Keine Einschränkung der Höhe VO § 6 

Nordrhein-
Westfalen 

+ Bis zu 100% des Jahresgrundgehaltes; in der Regel G § 14 

Rheinland-
Pfalz 

o Bis zu 100% des Jahresgrundgehaltes G § 11 

Saarland o Bis zu 100% des Jahresgrundgehaltes G § 11 

Sachsen + Bis zu 100% des Jahresgrundgehaltes; Ausnahmen mög-
lich 

G § 15 

Sachsen-
Anhalt 

o Bis zu 100% des Jahresgrundgehaltes G § 17 

Schleswig-
Holstein 

o Bis zu 100% des Jahresgrundgehaltes G § 14 

Thüringen + Bis zu 100% des Jahresgrundgehaltes, Ausnahmen mög-
lich 

G § 16(2) 

 

8.8 Vergaberahmen 

8.8.1 Details:  „Auskehrzwang“ und Festlegung des Besoldungsdurchschnitts 
auf die Hochschulen 

Bundesland  Auskehrzwang Festlegung Quelle 

Baden-
Württemberg 

 Nicht in Anspruch genommene 
Mittel werden als zweckgebun-
dene Haushaltsreste ins 
nächste Jahr übertragen; 

VR kann in Ausnahmefällen 
vorübergehend erhöht werden 

hochschulindividuell VO § 7 

Bayern   Staatsministerium kann 
den hochschulindivi-
duellen Besoldungs-
durchschnitt festlegen 
und sich einen zentralen 
Ansatz zur hochschul-
übergreifenden Verlage-
rung vorbehalten; 

Ausnahmemöglichkeit für 
herausragende Berufun-
gen ist vorgesehen 

VO § 9(1 

Berlin     
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Brandenburg  Existiert Regelung, die in den 
ersten Jahren eine gewisse 
Flexibilität erlaubt, danach jähr-
lich Auskehrzwang  

 VO § 6(1)  

Bremen     

Hamburg   Behörde teilt Hochschu-
len mit, wie hoch Ausga-
ben sein sollen 

VO § 2(1+3) 

Hessen  Siehe 8.8.2   

Mecklenburg-
Vorpommern 

    

Niedersachsen   Ministerium teilt den 
Hochschulen ihren Be-
soldungsdurchschnitt mit 

VO § 2(1) 

Nordrhein-
Westfalen 

    

Rheinland-
Pfalz 

  Ministerium teilt hoch-
schulindividuell mit 

VO § 7(1) 

Saarland     

Sachsen   Ministerium teilt Hoch-
schulen mit, wie hoch 
Ausgaben sein sollen 

VO-E § 2(2) 

Sachsen-
Anhalt 

    

Schleswig-
Holstein 

    

Thüringen     

 

8.8.2 Details: Erhöhung des Besoldungsdurchschnitts  
Bundesland  Universitäten 

2005 
FH 2005 Erhöhung  Quelle 

Baden-
Württemberg 

     

Bayern  76.746 € 62.542 €  G § 2 

Berlin      

Brandenburg  68.909 € 59.659 €  

 

 Bekannt-
machung 
MF 

Bremen    Anhebung im Rahmen 
haushaltsgesetzlicher 
Festlegungen möglich 

VO § 2(2) 

Hamburg    Kann um durchschnittlich 
2% pro Jahr erhöht wer-
den, wenn Haushaltsmit-
tel bereitgestellt sind 

VO § 2(1+3) 
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Hessen  82.500 €135 68.000 €136 Erhöhung des Vergabe-
rahmens ohne Auskehr-
zwang nach hessischem 
Haushaltsgesetz 2005 § 7 
(3) auf 82.500 € (Univer-
sitäten) und 68.000 € (FH) 

Haushalts-
gesetz 2005, 
§ 7(3) 

Mecklenburg-
Vorpommern 

     

Niedersachsen      

Nordrhein-
Westfalen 

 73.752 € 59.789 € 

 

Bei den Universitäten 
wurde der Besoldungs-
durchschnitt angehoben, 
bei den FH nicht; 

Weitere Erhöhungen sind 
gesetzlich zu regeln 

G § 13(1+2) 

Rheinland-
Pfalz 

 73.040 € 60 516 € Erhöhungen sind gesetz-
lich zu regeln 

Werte für 
das Jahr 
2003 nach 
RP G Art. 
2(1); G § 
10(2) 

Saarland    Erhöhungen sind gesetz-
lich durch Haushaltsge-
setz zu regeln 

G § 9 

Sachsen    Anhebung im Rahmen 
haushaltsgesetzlicher 
Festlegungen möglich 

VO-E § 2(2) 

Sachsen-
Anhalt 

   Kann um durchschnittlich 
2% pro Jahr erhöht wer-
den, wenn Haushaltsmit-
tel bereitgestellt sind 

G § 16(2) 

Schleswig-
Holstein 

   Kann um durchschnittlich 
2% pro Jahr erhöht wer-
den, wenn Haushaltsmit-
tel bereitgestellt sind 

G § 13(2) 

Thüringen    Kann um durchschnittlich 
2% pro Jahr erhöht wer-
den, wenn Haushaltsmit-
tel bereitgestellt sind 

G § 15(2) 

 

                                            
135  Nach Haushaltsgesetz 2005, § 7(3) – ein „Auskehrzwang“ ist damit nach Erlass des 

hessischen MWK vom 23. Feb. 2005 nicht verbunden. 
136  Nach Haushaltsgesetz 2005, § 7(3) – ein „Auskehrzwang“ ist damit nach Erlass des 

hessischen MWK vom 23. Feb. 2005 nicht verbunden. 
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9 Abkürzungsverzeichnis 
Zu den Abkürzungen der Verordnungen und Gesetze der Länder siehe das Literatur-
verzeichnis „10.2 Verwendete Gesetzestexte“ S. 85. 
 
 
BB  Brandenburg    
BE  Berlin    
BeamtenVG: Beamtenversorgungsgesetz 
Bes. LB: Besondere Leistungsbezüge 
BMBF: Bundesministerium für Bildung und Forschung 
BuB: Berufungs- und Bleibeleistungsbezüge 
BW   Baden-Württemberg        
BY  Freistaat Bayern    
CHE: Centrum für Hochschulentwicklung, Gütersloh 
DHV: Deutscher Hochschulverband  
FLB: Funktionsleistungsbezüge 
GG: Grundgesetz 
HAW: Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg 
HB  Freie Hansestadt Bremen    
HE  Hessen    
HH  Freie und Hansestadt Hamburg    
HRG: Hochschulrahmengesetz 
HSL: Hochschulleitung 
KMK: Kultusministerkonferenz 
LBesG: Landesbesoldungsgesetz 
LBO:  Landesbesoldungsordnung 
MV  Mecklenburg-Vorpommern    
NI  Niedersachsen  
NW  Nordrhein-Westfalen    
ProfBesReformG:  Gesetz zur Reform der Professorenbesoldung vom 16. Februar 

2002 
RP  Rheinland-Pfalz    
SH  Schleswig-Holstein  
SL  Saarland    
SN  Freistaat Sachsen  
ST  Sachsen-Anhalt    
TH  Freistaat Thüringen  
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[SN-G-E]:  Viertes Gesetz zur Änderung des Sächsischen Besoldungsgesetzes. Landtags-

drucksache 4/0864 vom 24. Februar 2005. (Gesetzentwurf der Staatsregierung). 
(1. Lesung am 9. März 2005) 

[SN-VO-E]:  Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums für Wissenschaft und Kunst 
über Leistungsbezüge sowie Forschungs- und Lehrzulagen für Hochschullehrer 
(Sächsische Leistungsbezügeverordnung – SächsLeistBVO). Stand: 24.08.2004 

10.2.15 Sachsen-Anhalt 
[ST-G]:  Viertes Gesetz zur Änderung des Landesbesoldungsgesetzes. Vom 22. Dezem-

ber 2004. Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Sachsen-Anhalt, 2004, Nr. 
72 vom 29.12.2004, S. 858-865. 

[ST-VO]:  Hochschulleistungsbezügeverordnung (HLeistBVO LSA). Vom 21. Januar 2005. 
Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Sachsen-Anhalt, 2005, Nr. 5 vom 
26.01.2005, S. 21-23 

10.2.16 Schleswig-Holstein 
[SH-G]:  Gesetz zur Änderung des Landesbesoldungsgesetzes. Vom 16. Dezember 2004. 

Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein, 2004, Nr. 16 vom 23. 
Dezember 2004, S. 487-491.  

[SH-VO]:  Schleswig-Holsteinische Verordnung über Leistungsbezüge sowie Forschungs- 
und Lehrzulagen für Hochschulbedienstete (Hochschul-Leistungsbezüge-
Verordnung – LBVO). Vom 17. Dezember 2004. Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Schleswig-Holstein, 2004, Nr. 16 vom 23. Dezember 2004, S. 505-507. 

10.2.17 Thüringen 
[TH-G]:  Thüringer Gesetz zur Änderung besoldungs- und anderer dienstrechtlicher Vor-

schriften. Vom 15. April 2004. Gesetz und Verordnungsblatt für den Freistaat 
Thüringen, 2004, Nr. 10 vom 29. April 2004, S. 457-464. 

[TH-VO]:  Thüringer Verordnung über Leistungsbezüge für Hochschulbedienstete (Thürin-
ger Hochschul-Leistungsbezügeverordnung – ThürHLeistBVO). Gesetz und 
Verordnungsblatt für den Freistaat Thüringen, 2005, Nr. 8 vom 27. Mai 2005, S. 
212. 
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